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GELEITWORT 
 

|| Susanne Luther  
 
 
 
"Demokratie muss in jeder Generation neu gebo-
ren werden und Bildung ist ihre Hebamme." 
 
John Dewey (1859-1952), amerikanischer Philo-
soph und Pädagoge 

 
 
Liebe Leserinnen und Leser,  
 
Populismus ist gegenwärtig wohl einer der 
am häufigsten gebrauchten politischen Be-
griffe. Weltweit finden sich populistische 
Tendenzen in der gesamten Breite des poli-
tischen Spektrums. Während die Anfänge 
der neuen Welle sich etablierender oder 
erstarkender populistischer Parteien oft 
noch als episodisch und auf keinen Fall 
mehrheitsfähig betrachtet wurden – etwa 
als Antwort auf die Finanzkrise und die da-
rauf folgende strikte Finanzmarktpolitik – 
stellen mittlerweile in vielen Staaten popu-
listische Parteien Regierungen oder sind 
zumindest ein (laut)starker Teil der Opposi-
tion. 
 
Der – bei weitem nicht neue – Begriff Popu-
lismus wird derzeit inflationär gebraucht, 
und nahezu immer haftet ihm eine negative 
Konnotation an. Dabei könnte, rein sachlich 
betrachtet, eine Diskussion über die Absich-
ten von Populisten interessant sein:  Brin-
gen diese nicht auch vermeintlich kritische 

Themen zur Sprache, die von etablierten, 
sich manchmal zunehmend von der Realität 
entfernenden Parteien verdrängt, wenn 
nicht gar ignoriert werden? Treten sie nicht 
für den Willen der Bürger, des „Volkes“ ein? 
Fordern sie nicht eine direktere Form von 
Demokratie?  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Wort Demokratie ist griechischen Ur-
sprunges und bedeutet wörtlich „Herrschaft 
des Volkes“. Der lateinische Wortstamm des  
Begriffs Populismus lässt sich mit „Volk“, 
„Bevölkerung“, „Bürgerschaft“ übersetzen. 
Nicht nur die Wortherkunft, auch inhaltliche 
Ähnlichkeiten erschweren eine eindeutige 
Abgrenzung von Demokraten zu Populisten. 
Ein kurzer Blick auf grundlegende Unter-
schiede  –  keineswegs mit Anspruch auf 
Vollständigkeit – ist daher sicherlich hilf-
reich.  
 
Obwohl Populisten sich eines demokrati-
schen Vokabulars bedienen, ähneln sich die 
Kommunikationsmuster populistischer Poli-
tiker sowohl in ihrer anti-pluralistischen und 
anti-elitistischen Art, als auch oft in der 
Inszenierung der eigenen Person.  
 
Auch demokratische Politiker verwenden oft 
Elemente populistischer Rhetorik, vor allem 
in den Hochphasen des politischen Wahl-

kampfes. Dabei wird jedoch der offene Dis-
kurs gesucht. Abweichende Meinungen wer-
den als essentiell für den politischen Wil-
lensbildungsprozess angenommen.  
 
Populistische Rhetorik bedient die Angst der 
Menschen, sei es vor dem Fremden oder vor 
sozialem Abstieg. Populisten instrumentali-
sieren gezielt die oft gefühlte Machtlosigkeit 
in der Bevölkerung, und führen durch den 
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politischen Alleinvertretungsanspruch  – die 
Heterogenität der (wahren) Bevölkerung 
wird verneint – den demokratischen Diskurs 
ad absurdum. Es wird aufgehetzt statt den 
faktenbasierten Dialog zu suchen.  
Populistische Politiker legitimieren ihr Pro-
gramm oft damit, allein den Willen der Men-
schen, des „Volkes“ zu kennen und für die-
ses zu sprechen – doch nur das Volk, wel-
ches den oder die Populisten unterstützt, 
wird selbst als legitim wahrgenommen.  
 
Demokratie basiert auf der Annahme einer 
politischen Ordnung, die sich unter anderem 
durch Gewaltenteilung, Pluralismus, freie 
Wahlen, souveräne Bürger, und das Verfas-
sungsprinzip legitimiert und  auf unabhän-
gigen, langfristig etablierten Institutionen 
beruht. Der Populismus versucht diese zu 
umgehen und tendiert dazu, demokratische 
Instanzen als nicht repräsentativ und kor-
rupt darzustellen.  
 
Auch wenn die Kernmerkmale des Populis-
mus somit international durchaus vergleich-
bar erscheinen, der Erfolg populistischer 
Parteien in den einzelnen Ländern wird von 
jeweils ganz speziellen und jeweils unter-
schiedlichen politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Hintergründen bestimmt. 
 
Die Artikel dieser Ausgabe der Argumente 
und Materialien zur Entwicklungszusam-
menarbeit (AMEZ) beleuchten diese unter-
schiedlichen Bedingungen populistischer 
Politik weltweit.  
 
So wird die Ausprägung des Populismus in 
den Ländern des südlichen Afrika von Hen-

ning Melber in einem Gastbeitrag beleuch-
tet: die fortdauernde Mythenbildung um die 
Befreiungsbewegung, in der bis heute eine 
Legitimierung zur Machtausübung liegt. 
Länderspezifisch vertieft wird diese Analyse 
durch ein Interview mit Jackie Cilliers vom 
Institute for Security Studies, einer Partner-
organisation der Hanns-Seidel-Stiftung in 
Südafrika. Er macht vor allem die ökonomi-
sche und soziale Ungleichheit für die anhal-

tende Popularität populistischer Parteien 
verantwortlich.  
 
Seit dem Amtsantritt des philippinischen 
Präsidenten, Rodrigo Duterte, ist das Land 
aufgrund seiner polarisierenden Äußerungen 
regelmäßig in den internationalen Schlagzei-
len. Im Beitrag zu den Philippinen kommen 
Bürger des Landes – sowohl Anhänger als 
auch Gegner Dutertes –  zu Wort und schil-
dern ihre Sicht.  
 
Der Beitrag aus Venezuela liefert einen inte-
ressanten Blick auf die Persönlichkeit des 
ehemaligen Präsidenten Chávez und ver-
gleicht dessen Politik mit der seines Nach-
folgers Maduro.  
 
Der Artikel zum „Islam zwischen Populismus 
und politischem Wettbewerb“ analysiert die 
gesellschaftliche und politische Dauerkrise 
der arabischen Welt - und zeigt den Einfluss 
des postkolonialen Aufholprozesses und des 
ideengeschichtlichen Zusammenpralls mit 
der westlichen Moderne bei der Entstehung 
radikaler Strukturen. 
  
Welche Auswirkungen populistisches Kalkül 
für internationale Organisationen und die 
asiatische Integration hat, zeigt der Beitrag 
aus Ostasien mit einer regionalen Analyse.  
Die politische Entwicklung in osteuropäi-
schen Nachbarländern wurde in Deutschland 
mit besonderer Besorgnis beobachtet: Der 
Artikel „Central Europe on the road to a new 
type of populism“ versucht vor allem, die 
geschichtlichen und kulturellen Hintergrün-
de für das Erstarken von populistischen Par-
teien in der Region nachzuvollziehen. 

 
Die Arbeit der Hanns-Seidel-Stiftung steht 
im Dienst von Demokratie, Frieden und Ent-
wicklung. Wie das Zitat eingangs darlegt, 
sind unsere liberale Demokratie und unser 
Wertesystem keine Selbstverständlichkeit. 
Sie sind Errungenschaften, die jeden Tag 
aufs Neue gelernt und gelebt werden müs-
sen und nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt 
werden dürfen – weder aus politischem Kal-
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kül noch als vermeintliches Heilmittel gegen 
gesellschaftliche Politikverdrossenheit.  
 
In einer Welt, die als zunehmend komplex 
wahrgenommen wird, erscheint das Angebot 
von einfachen Lösungen sehr verlockend. 
Jedoch gibt es auf komplexe Fragen keine 
einfachen Antworten und keine allgemeinen 
Wahrheiten, vor allem keine, die Menschen 
und Meinungen ausschließen, welche nicht 
in ein vorgefertigtes, eindimensionales 
Weltbild passen. Damit müssen wir als Indi-
viduen, aber auch als Gesellschaft, lernen zu 
leben.  
 
Liebe Leserinnen und Leser, nach diesen 
ernsten Worten möchte ich Ihnen dennoch 
eine spannende und anregende Lektüre 
wünschen.  
 

 
 
 
 

|| Dr. Susanne Luther 

Leiterin des Instituts für Internationale 
Zusammenarbeit der Hanns-Seidel-Stiftung 



.     
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Henning Melber

Politischer Populismus im Südlichen Afrika:
Befreiungsbewegungen an der Macht

Schlagwörter:
ANC - Befreiungsbewegungen - Geingob - Mugabe - Namibia - Populismus - Simbabwe - Südafrika - SWAPO 
- Zuma

Im Südlichen Afrika erkämpften antikoloniale Befreiungsbewegungen die politische 
Macht. Diese haben sie seither nicht mehr abgegeben. Ihre nachkoloniale Geschichts-
schreibung basiert auf der Kultivierung ihrer Rolle als Befreier. Derweil zeigen die 
gesellschaftlichen Verhältnisse die engen Grenzen der seitherigen politischen und 
sozialökonomischen Emanzipation auf. Dies forciert populistische Diskurse der Legi-
timierung, die Wirklichkeiten ignorieren oder umzudeuten versuchen. Erscheinungs-
formen dieses Repertoires werden anhand einiger Beispiele dokumentiert und ana-
lysiert.   
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Politischer Populismus im Südlichen Afrika: 
Befreiungsbewegungen an der Macht 

 
|| Henning Melber 

 
 

Politischer Populismus ist keinesfalls 
eine neue Erfindung. Es gibt ihn in zahlrei-
chen Spielarten in nahezu jeglicher ideolo-
gischen Schattierung fast überall auf unse-
rer Welt und er hat die Sozialwissenschaften 
schon länger ausführlich beschäftigt. Unge-
achtet der jeweiligen substanziellen Inhalte 
(so es diese gibt) ist Populismus eine be-

stimmte Form politischer Rhetorik, die sich 
in einfacher und direkter Form an die Adres-
se „der Menschen“ richtet. Sie weckt den 
Anschein, es ginge um diese, und nicht um 
die Erlangung oder den Erhalt der politi-
schen Macht derjenigen, die sich populis-
tisch gebärden. Populistische Formen der 
Mobilisierung nutzen das Verständnis und 
die Praxis einer liberalen Demokratie, ver-
halten sich dabei aber selbst zumeist höchst 
illiberal. Es klafft eine weite Kluft zwischen 
dem propagierten und reklamierten Ideal 
und der Wirklichkeit, zwischen Verspre-
chungen und Leistungen.1 Bei genauerer 
Prüfung wird deutlich, dass es den Populis-
ten zumeist um ihre eigenen Interessen und 
nicht jene der Gesellschaft geht. In Südafri-
ka werden gegenwärtige populistische Dis-
kurse wie anderswo auch als Luftblasen 
kritisiert, die alles andere als hilfreich bei 
der Bewältigung der Probleme sind.2 Dessen 
ungeachtet kommt ihnen weiterhin großer 
Einfluss zu.    

 
 
 
 

      
 

 
  
Befreiungsbewegungen an der Macht 

 
Tatsächlich sind ehemalige Befreiungs-

bewegungen im Südlichen Afrika, die seit 
Überwindung der Fremdherrschaft die poli-
tische Macht ausüben, besonders markante 
Erscheinungsformen für eine spezifische 
Form des Populismus. Simbabwe unter Ro-

bert Mugabe und der Zimbabwe African Na-
tional Union/Patriotic Front (ZANU/PF) seit 
1980, Namibia unter der South West African 
People’s Organisation (SWAPO of Namibia) 
seit 1990 und Südafrika unter einer Regie-
rung des African National Congress (ANC) 
seit 1994 sind Fallbeispiele, die dies ver-
deutlichen.3 

In der neueren Demokratieforschung 
werden solche Systeme auch als auf Wett-
bewerb beruhender Autoritarismus bezeich-
net.4 Sie gelten als am ehesten dauerhaft, 
wenn sie entlang nicht-materieller Ressour-
cen auf einer ideologischen oder ethnischen 
Grundlage oder solidarischen Banden basie-
ren, die in der geteilten Erfahrung eines 
militärischen Kampfes gründen. Revolutio-
näre Befreiungskämpfe schaffen tendenziell 
eine Führungsgeneration, die auch die nöti-
ge Legitimität besitzt, während Krisenzeiten 
Disziplin zu erzwingen. Deshalb scheinen 
neue herrschende Parteien wie die ehemali-
gen Befreiungsbewegungen an der Macht 
beständiger zu sein.5 Deren heroisch-
patriotische Geschichtsschreibungen für die 
neu geschaffenen Nationen fielen auf 
fruchtbaren Boden unter der ehemals kolo-
nisierten Bevölkerungsmehrheit. Diese offi-
ziösen Narrative gingen mit dem Verständ-
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nis einher, dass die Erlangung der politi-
schen Macht das Ende der Geschichte be-
deute: hinfort könne es keine legitime Alter-
native zu den Befreiungsbewegungen an der 
Macht geben.  

 
Das Selbstbestimmungsrecht der ehe-

mals kolonisierten Bevölkerungsmehrheit 
durch (wenn auch eher formale statt sub-
stanzielle) demokratische Prozeduren, wur-
de auch durch bewaffneten Widerstand ge-
gen die weiße Minderheitsherrschaft er-
langt. Dieser Widerstand war mit der Ver-
heißung auf eine bessere Zukunft verbun-
den. Aber die gesellschaftliche Transforma-
tion war hauptsächlich auf einen ausgehan-
delten Transfer der politischen Kontrolle an 
die ehemalige Befreiungsbewegung be-
schränkt, die nunmehr die Regierung über-
nahm. Ein solcher Übergang eliminierte kei-
nesfalls die strukturell verankerten Diskre-
panzen einer auf Ungleichheit basierenden 
Gesellschaft. Stattdessen sicherte sich eine 
neue afrikanische Elite einen ähnlichen Sta-
tus wie diejenigen, die unter dem alten Sys-
tem privilegiert waren. Sozialökonomisch 
bleiben weite Teile der ehemals Kolonisier-
ten auch unter der afrikanischen Regierung 
marginalisiert. Dies zeigte jenseits politisch-
formaler Rechte der Partizipation die engen 
Grenzen der Befreiung auf.6 Im Kontrast 
dazu reklamierte eine kompensatorische 
Ideologie, dass jegliche Form von Ungerech-
tigkeit lediglich das Ergebnis der kolonialen 
Vergangenheit sei, während das neue Re-
gime alles versuche, die Lebensbedingungen 
der Menschen zu verbessern. - Doch genau 
besehen wandelte sich der alte Slogan „a 
luta continua“ (der Kampf geht weiter) in 

den Alltagserfahrungen nur in „the looting 
continues“ (das plündern dauert an)...      

Da, wo diese Stilisierung der Be-
freiungsbewegung zur Befreiung von Unter-
drückung nicht mehr funktioniert, werden 
die Reminiszenzen an die überkommene 
Herrschaft (also alles was mit der weißen 
Minderheit assoziiert werden kann) dazu 
genutzt, Reste dieser Herrschaft zu alleini-
gen Sündenböcken zu erklären. So beschul-

digte das Mugabe-Regime angesichts des 
Verlusts der Mehrheit in der Bevölkerung ab 
der Jahrhundertwende die weißen kommer-
ziellen Farmer an allem schuld zu sein und 
initiierte die „fast track“ Landreform – ohne 
dadurch die Unterstützung in der Bevölke-
rungsmehrheit zurück zu gewinnen. Schließ-
lich blieb nicht unentdeckt, dass Hauptnutz-
nießer dieser „Reform“ die neue schwarze 
politisch-militärische Elite war, während 
Hunderttausende schwarzer Farmarbeiter 
und deren Familien gemeinsam mit den vor-
herigen Farmbesitzern ihre Existenzgrund-
lage verloren und die wirtschaftliche Tal-
fahrt Leid und Elend für viele mehr brachte.  

 
Auch wenn sich Mugabe und die 

ZANU/PF nur dank massiver Repression und 
mit Unterstützung der anderen Befreiungs-
bewegungen an der Macht entgegen dem 
politischen Willen der Bevölkerungsmehr-
heit bei weiterem Verfall des Landes in eine 
neuerliche Verfestigung der Dominanz hin-
über retten konnten: das Image und Selbst-
verständnis der Befreier hat die nachkoloni-
alen Interpretationen und Wahrnehmungen 
von Geschichte und Gegenwart stark im-
prägniert und kann sich auf abrufbare Ste-
reotypen verlassen, die an eine Mystifizie-
rung grenzen. Die Solidarisierung mit dem 
Despoten Mugabe ist so ein Beispiel, wie 
patriotische Geschichte in der Region sich in 
politischen Machtverhältnissen reprodu-
ziert. Diese „builds Mugabe into an abstract 
idea – the very embodiment of anti-colonial 
spirit. In this way, an attack on a Mugabe 
decision becomes not just an attack on him, 
but on the entire idea that black people 
deserve the right to self-determination.”7 

Dass ausgerechnet Robert Mugabe, unter 
dem die Gesundheitsfürsorge im Lande völ-
lig zusammen brach, Ende Oktober 2017 
vom Direktor der World Health Organisation 
(WHO) und früheren Gesundheitsminister 
Äthiopiens zum „Good Will Ambassador“ 
ernannt wurde, sorgte für weltweite Empö-
rung, dokumentierte aber zugleich die hart-
näckige Kultivierung des Heroenstatus der 
alten Männer des Befreiungskampfes. Im-
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merhin musste diese Form eines zweifelhaf-
ten panafrikanischen Populismus binnen 
Tagesfrist dank der Proteste (auch von Men-
schen in den Ländern Afrikas) wieder zurück 
genommen werden. 

 
Heroismus alter Männer für die Ewigkeit 

 
Sam Nujoma, der seit Gründung der 

SWAPO von 1960 bis 2007 Parteipräsident 
und zwischen 1990 und 2005 das erste 
Staatsoberhaupt Namibias war, wurde am 
Ende seiner Amtszeiten durch einen Parla-
mentsbeschluss der offizielle Titel „Vater 
der namibischen Nation“ verliehen. 2010 
mahnte er in seiner Eröffnungsrede zum 
Kongress der Jugendliga der Partei wachsam 
zu sein und allen Versuchen von Opportunis-
ten und unpatriotischen Elementen zur Tei-
lung der Nation entschieden entgegen zu 
treten. Nur dann, “the SWAPO Party will 
grow from strength to strength and continue 
to rule Namibia for the next ONE THOUSAND 
YEARS.”8  

 
Ignorant hinsichtlich einschlägig vorbe-

lasteter historischer Plattitüden und ent-
rückt von gesellschaftlichen Wirklichkeiten, 
können die anachronistischen Regierungs-
chefs weiter in einer Fantasiewelt agieren. 
Der mittlerweile 93-jährige Robert Mugabe 
konnte ungeniert öffentlich erklären, er 
würde nie einer Oppositionspartei Platz 
machen: „Die MDC (Movement for Democra-
tic Change, H.M.) wird niemals dieses Land 
regieren dürfen – nie und nimmer ... nur 
Gott, der mich ernannt hat, kann mich aus 
dem Amt entfernen.“9 Als Präsident göttli-
cher Fügung fühlt er sich nicht gegenüber 

dem Volk als Souverän in der Rechen-
schaftspflicht – und Teile dieses Volkes so-
wie in anderen Ländern des Kontinents fin-
den seine Allmachtsfantasien gerechtfertigt. 
First Lady Grace Mugabe stellte sogar be-
reits mehrfach fest, ihr Mann könne auch 
vom Grab aus regieren.10 Dieses Phänomen 
afrikanischer Gerontokratien unterstreicht, 
dass es dem Populismus in wirksamer Form 
nicht an Akzeptanz mangelt. Es basiert auf 

einem Kreis von Vasallen, die Nutznießer 
eines solchen Systems im Umfeld des 
Machtzentrums sind. „Darum ist auch das 
eigentlich interessante Phänomen weniger 
ein Mann, der hartnäckig und zielstrebig zur 
Macht drängt, sondern die politische Kultur, 
die einen Diktator wie ihn hervorbringen 
musste.“11 Dies findet aber auch außerhalb 
des Landes Zustimmung, wie die Wahl Mu-
gabes zum Präsidenten der Afrikanischen 
Union (AU) für das Jahr 2015 und seine –
wenn auch sehr kurzlebige – Ernennung zum 
„Good Will Ambassador“ für die WHO do-
kumentieren. Auf dem Gipfeltreffen der AU 
im August 2015 pries ihn der seit März 2015 
im Amt befindliche Präsident Namibias, 
Hage Geingob, als von ihm verehrtes Vor-
bild. Über den 2014 im Amt verstorbenen 
sambischen Präsidenten Michael Sata  wur-
de berichtet, dass er bei Sitzungen der Sou-
thern African Development Community 
(SADC) jegliche Kritik an Mugabe mittels 
lautstarker Intonierung von Liedern aus dem 
Befreiungskampf im Keim erstickte. Das „big 
men“ Syndrom ist integraler Bestandteil 
eines Populismus à la Südliches Afrika und 
immer noch untrennbar mit der Geschichte 
der antikolonialen Kämpfe verbunden, deren 
Mystifizierung bis in die Gegenwart ein 
zentrales politisches Element geblieben ist. 

   
Dass es aber auch unter Befreiungsbe-

wegungen an der Macht anders gehen kann, 
zeigte der erste Präsident des demokrati-
schen Südafrika, Nelson Mandela. Schon zu 
Amtsantritt machte er klar, dass er nach 
einer Amtszeit in den Ruhestand treten wür-
de, und erklärte zum Ziel, bis dahin eine 
geeignete Nachfolge gefunden zu haben. 

Doch wie das Durchschnittsalter im Zentrum 
der Macht in diesen Gesellschaften verdeut-
licht, bleibt trotz solcher Ausnahmen die 
Politik weitgehend noch immer eine Angele-
genheit alter Männer, deren Beteiligung am 
Befreiungskampf weiterhin die Legitimation 
für die Übernahme politischer Macht ist. In 
Namibia traten für die Wahl des Parteipräsi-
denten durch den Kongress der SWAPO im 
November 2017 drei Männer im Alter von 76 
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Jahren (Hage Geingob), 74 Jahren (Nahas 
Angula) und 70 Jahren (Jerry Ekandjo) an. 
Der Gewählte wird fast sicher als Kandidat 
der Partei für die Präsidentschaftswahlen im 
November 2019 nominiert und ab 2020 fünf 
Jahre Staatsoberhaupt sein. Würde das im 
Lande geltende gesetzliche Rentenalter von 
60 Jahren auch auf die politische Führungs-
riege der Partei angewendet, gäbe es kaum 
noch ein Mitglied im Politbüro und Zentral-
komitee der SWAPO. 

  
Populismus Made in Namibia: Pläne als 
Heilsversprechungen 

 
Während seiner Amtszeit verabschiede-

te Namibias erster Staatspräsident Sam Nu-
joma eine „Vision 2030“ als Zukunftspro-
gramm für das Land, die trotz aller Utopien, 
bar jeglichen Realitätsgehalts, seither als 
offizielles Leitdokument in der Öffentlich-
keit unhinterfragt Dreh- und Angelpunkt 
aller entwicklungspolitischer Pläne und Ver-
lautbarungen ist. So prophezeit diese Vision 
bis 2030 die völlige Abschaffung von Armut 
in einem bis dahin industrialisierten Land 
mit Vollbeschäftigung. Doch nach mehr als 
der halben Zeitspanne bis dahin bleibt Na-
mibia eines der Länder mit der höchsten 
Ungleichheit in der Verteilung des relativen 
Reichtums und einer Arbeitslosigkeit von bis 
zu 50% unter der jüngeren Bevölkerung, 
ohne dass eine nennenswerte Industrialisie-
rung stattgefunden hätte. Ungeachtet jegli-
chen Realitätsgehalts, bleibt die Vision 
2030 dennoch das offizielle Grundprogramm 
auch aller auf Nujoma folgender Regierun-
gen. 

Mit Hage Geingob wurde 25 Jahre nach 

der Unabhängigkeit vermutlich der letzte 
aus der ersten Generation des Befreiungs-
kampfes, die ab Beginn der 1960er Jahre 
den Kampf für die Unabhängigkeit führte, 
mit 86% der abgegebenen Stimmen (!) zum 
Staatsoberhaupt gewählt. Auffallend war 
sein Wechsel im offiziellen Diskurs. Mit sei-
ner ersten Rede an die Nation zur Parla-
mentseröffnung Ende April 2015 knüpfte er 
an die im Wahlkampf propagierte Parole des 

„unifier“ (Einheitsstiftenden) an, indem er 
das Bild des „namibischen Hauses“ als mar-
kante Metapher schuf und seither kultiviert. 
In diesem Haus soll ihm zufolge für alle 
Platz sein und niemand draußen bleiben – 
obgleich er mit homophobischen Ressenti-
ments und der fortgesetzten Weigerung, den 
auf Seiten Südafrikas kämpfenden Kriegsve-
teranen wie den SWAPO-Veteranen eine 
Rente zu gewähren, gleichzeitig auch Grup-
pen tendenziell ausschloss. Anders als seine 
Vorgänger ersetzte Geingob jedoch das Bild 
der SWAPO als Familie und Heimat durch 
eine parteipolitisch ungebundene Formel. 
Doch die Frage, wer denn genau wie in die-
sem namibischen Haus wohnen solle, wer 
die besseren Zimmer bezieht und wer dieje-
nigen ohne Balkon, bleibt unbeantwortet. 
Auch wer kocht und das Geschirr abwäscht, 
oder sich um die Wäsche kümmert und für 
die übrige Reinigung im und um das Haus 
sorgt, bleibt der Mutmaßung überlassen. 

 
Der Metapher des namibischen Hauses 

ließ Geingob 2016 kurz vor dem fünften 
nationalen Entwicklungsplan (NDP 5) den 
„Harambee Prosperity Plan“ (HPP) folgen.12 
Dieser Wohlstandsplan bezieht sich aus-
drücklich auf die „Vision 2030“ als weiter-
hin gültige Grundlage. Er verspricht die völ-
lige Abschaffung von Armut innerhalb seiner 
fünfjährigen Laufzeit und übernimmt unge-
niert im eigenen Namen das Motto der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Goals), dass niemand zurück 
gelassen würde. Doch folgen den vollmundi-
gen Versprechungen keine konkreten Hand-
lungsanleitungen, wie diese verwirklicht 
werden sollen. Dummerweise schlidderte 

parallel zum HPP die Wirtschaft des Landes 
in eine Krise bis dahin ungekannten Ausma-
ßes. Diese war unter anderem unter Geingob 
drastisch gestiegener staatlicher Ausgaben 
für eine Expansion der Regierung und öf-
fentlicher Aufträge geschuldet. Unter dem 
HPP erfolgte so bisher eine steigende Ar-
beitslosigkeit und die Herabstufung des 
Landes auf Ramschniveau durch internatio-
nale Kreditagenturen sowie wachsender 
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Unmut unter der Bevölkerung, die sich durch 
die Versprechungen verschaukelt fühlt.13 Die 
amtliche Prüfung für das am 31. März 2016 
beendete Haushaltsjahr wies darauf hin, 
dass alle Ministerien und anderen staatli-
chen Einrichtungen ihren Etat überzogen, 
viele zugleich die vorgegebenen Ziele nicht 
erreicht hatten und die erforderlichen Bele-
ge für Ausgaben fehlten.14 Eine 2016 durch-
geführte Untersuchung der Vereinten Natio-
nen ergab, dass 37 Prozent der Bevölkerung 
unterernährt und 24 Prozent aller Kinder 
unter fünf Jahren durch Mangelernährung im 
Wachstum zurück geblieben waren.15  

Wie das Beispiel Namibia zeigt, ist Vor-
sicht vor leeren Versprechungen geboten, 
wenn von den Herrschenden das Schlagwort 
„Zukunft“ bemüht wird. Hinter den Verhei-
ßungen verbirgt sich „oft fauler Zauber. Die 
Frage, wovon sie ablenken sollen, führt in 
den meisten Fällen zu einem Ergebnis.“16  

    
Populismus in Südafrika 

 
Diejenigen, die durch ihre schlechte 

Regierungsführung die Unterstützung im 
Volk zunehmend verlieren, suchen einen 
Ausweg in Verschwörungstheorien. Sie de-
nunzieren nahezu jegliche Form nennens-
werter Opposition – selbst in den eigenen 
Reihen, wie die Machtkämpfe innerhalb des 
ANC derzeit dokumentieren – als imperialis-
tisch gesteuerte Form versuchten Regime-
wechsels. Damit werden alle zu Handlangern 
ausländischer feindlicher Mächte abgestem-
pelt, die politisch zur Bedrohung werden 
könnten. Der zunehmend unter Druck gera-
tene Jacob Zuma gab sogar in öffentlichen 
Reden Hexen innerhalb des ANC für Versu-

che die Schuld, ihn aus dem Amt zu wäh-
len.17 Ähnlich wie Robert Mugabe und Sam 
Nujoma erklärte auch er, der ANC würde für 
immer regieren.18 Mehrfach stellte er kate-
gorisch fest, die ANC-Herrschaft dauere bis 
zur Rückkehr von Jesus.19 

Als Zuma im August 2017 das neunte 
Misstrauensvotum seiner politischen Karrie-
re überstand, reagierte er mit dem Singen 
von Liedern aus dem Befreiungskampf. Die-

ses Ritual ist ein beliebtes Stilmittel, das an 
die Unterstützung im Volk appelliert und 
den Schein aufrecht erhalten soll, dass die 
Befreier im Amt sind. Solche Symbolik ver-
sucht die Solidarität mit den Massen zu do-
kumentieren und den Glauben zu bestäti-
gen, dass die politische Führung nicht nur 
seinerzeit große Opfer erbrachte, sondern 
sich weiterhin für eine bessere Zukunft der 
Menschen aufopfert. Zuma wandte diese 
Methode erfolgreich im Kampf um die Nach-
folge des als intellektuell von der Allge-
meinheit entfremdet geltenden Thabo Mbeki 
an. Zugleich aktivieren solche Auftritte pri-
märe Identitäten einer „Zulu-Kämpfer-
Kultur“. Bei öffentlichen politischen Veran-
staltungen intonierte er oftmals das Kampf-
lied „Bringt mir mein Maschinengewehr“ 
(„bring me my machine gun“). – Dies zu 
einer Zeit, als er wegen der Anklage auf Ver-
gewaltigung vor Gericht stand. 

 
Die Mobilisierung durch Lieder aus dem 

Befreiungskampf, mit der die neue Elite 
mittels suggeriertem Patriotismus ihre 
Versäumnisse zu übertünchen trachtet, 
wurde von einem Aktivisten sozialer Be-
wegungen kritisch unter die Lupe genom-
men. Ihm zufolge reklamiert dies eine po-
sitiv besetzte Tradition und assoziiert die 
Protagonisten mit der Aristokratie im Be-
freiungskampf. Zugleich dient es der 
„Vergeschichtlichung“: „They want us to 
believe that the struggle is over, that all 
we have is remnants of the old order 
against whom our anger should be vent-
ed.” Dies lenkt von den Ungerechtigkeiten 
und Ungleichheiten unter den jetzt Regie-
renden ab und täuscht über die Kompli-

zenschaft dieser in den herrschenden Ver-
hältnissen hinweg: „the kleptomaniac 
proclivities of the new political and 
economic elite, the advent of black colo-
nialists, attacks on the freedom of media, 
the massive acts of de-politicisation“ sind 
für ihn systematische Versuche, vom 
Kampf um Emanzipation abzulenken.20 

Zur Rettungskampagne der Zuma-Riege 
gehörte, sich als Vorkämpfer gegen das 
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„weiße Monopolkapital“ in einer Situation 
neu zu erfinden, in der die südafrikanische 
Wirtschaft durch die korrupte 
Klientelwirtschaft in ungeahnten Niederun-
gen landete, die selbst Monopolkapitalisten 
nicht gelegen sein können.  Was als Gefan-
gennahme des Staates („state capture“) zum 
feststehenden Begriff geworden ist, basiert 
auf einer systematischen Plünderung des 
Staatssäckels durch die indischen Gupta-
Brüder mit der Zuma-Clique, für die dabei 
üppige Brosamen abfallen. Dabei bringen 
systematische Recherchen ein unglaubliches 
Ausmaß an Bestechlichkeit und Diebstahl 
öffentlichen Eigentums zutage.21 Sie doku-
mentieren – ähnlich wie im Falle Mugabes – 
Zumas zentrale Rolle als Dreh- und Angel-
punkt staatlicher Pfründewirtschaft, für de-
ren Nutznießer der Verbleib des Populisten 
im Amt ist: „What began as a story of a shift 
to the left for the ANC about 10 years ago 
with the election of a ‚man of the people’ in 
Zuma, fast became one of the mere 
preservation of the same leader. Every effort 
has been made in all spheres of society to 
protect the man above the interests of the 
country. Board rooms of state-owned 
enterprises have broken all governance 
rules and become circus shows; institutions 
have buckled under the pressure from the 
cause of protecting him.“22   

Ablenkungsversuche vom eigentlichen 
Grund der akuten sozialökonomischen Krise 
unterteilen die Bevölkerung in ein „wirkli-
ches Volk“ und dessen Feinde – eine aus-
ländische oder fünfte Kolonne, um dagegen 
zu mobilisieren. Sie versuchen sich eine 
erlebte und geteilte historische Erfahrung 
zunutze zu machen.23 Dies ist ein riskantes 

populistisches Spiel der ärgsten Sorte: 
„Calling on one’s supporters to ‘remain 
vigilant of certain sections of our population 
who were the beneficiaries of the old order 
and are bent to either reversing this 
achievement or at best stall the progress’ – 
as the ANC did on Freedom Day this year – 
is disturbing to say the least. ‘Ours is to 
confront those elements intent on 
undermining the popular electoral mandate 

in order to reverse the gains of our hard-won 
democracy’, continued the ANC statement. 
Advice of this kind should come with a 
cautionary warning: to define a section of 
the population in these terms can have 
disastrous consequences.”24    

 
Populismus im Wandel 

 
Doch mehren sich die Zeichen, dass es 

unter der Bevölkerung wachsende Ressen-
timents gibt, was diese Formen der Macht-
ausübung betrifft. Insbesondere der fortge-
setzte Verweis auf die im Befreiungskampf 
erworbenen Verdienste wird unter den jün-
geren Generationen der frei Geborenen 
(„born frees“) zunehmend kritischer kom-
mentiert. Die Appelle an die der Befreiungs-
bewegung geschuldeten Loyalität werden 
anachronistisch und verlieren ihre Wirkung. 
Dies gilt auch für Angehörige der schwarzen 
Mittelklasse, die sich keinesfalls einer poli-
tischen Vasallentreue verpflichtet fühlen, 
wie die Ergebnisse der Kommunal- und Re-
gionalwahlen in Südafrika 2016 dokumen-
tierten. Die Zeit der Populisten ist jedoch 
keinesfalls vorüber, wie Julius Malema als 
Führer der Economic Freedom Fighters (EFF) 
zeigt. Sein Erfolg basiert teilweise auch auf 
der Wahrnehmung, dass er als jüngere Aus-
gabe Jacob Zumas nicht in dessen Tradition 
steht und deshalb die Zukunft verkörpert – 
auch wenn eine solche Zukunft nicht unbe-
dingt Gutes verheißen muss. Aber Hoff-
nungsträger sind nicht mehr die alternden 
Befreiungskämpfer der ersten Generation, 
deren Politikverständnis in den „struggle 
days“ verwurzelt ist: „No leader – and no 
party – deserves a ‚get out of jail free’ card 

because of an intellectually shaky myth. To 
question that ‚the ANC liberated us’ is not 
only a matter of historical accuracy, it’s also 
a necessary, subversive political act, in a 
present crying out for historiographical 
honesty. “25 

In der US-amerikanischen „Daily Show“ 
erklärte bereits Mitte November 2016 der 
südafrikanische Komiker Trevor Noah Do-
nald Trump und Jacob Zuma zu „Brüdern von 
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einer anderen Mutter“. In der Tat gibt es 
Parallelen, wie die Positionierung der eige-
nen Kinder in Geschäften, bei denen die 
politischen Beziehungen der Väter und de-
ren Rolle in der Regierung als strategische 
Bezugspunkte genutzt werden, um finanziel-
le Vorteile heraus zu schlagen. – Solch fami-
liäre Netzwerke gibt es auch in besonderem 
Ausmaß im dos Santos Familienclan in An-
gola.26 Sie spielten und spielen auch eine 
Rolle unter den drei bisherigen Präsidenten 
Namibias – von den Geschäften des Mugabe-
Clans ganz zu schweigen.     

Ungeachtet einer ähnlichen populisti-
schen Rhetorik gibt es aber auch Unter-
schiede zwischen Zuma und Trump. So war 
Zuma schon seit Jahren im Amt des Präsi-
denten den Verschleißerscheinungen ausge-
setzt, mit denen sich Trump nun konfrontiert 
sieht. Und er trug dazu bei, dass der bei ihm 
in politische Ungnade gefallene Führer der 
ANC-Jugendliga, Julius Malema, seit Grün-
dung der EFF sich erfolgreich ähnliche radi-
kal populistische Parolen zu eigen gemacht 
hat, mit denen er nun zu einer echten Her-
ausforderung geworden ist. Er okkupiert 
zunehmend den zuvor von Zuma besetzten 
politischen Raum, während Zuma nunmehr 
als Hindernis eines Fortschritts wahrge-
nommen wird. So sehr er sich bemüht, kann 
Zuma sich nicht mehr als „Mann des Volkes“ 
neu erfinden. Eine Tendenz, die nicht 
unbedingt Besseres verheißt: „It is too late 
for a comeback, particularly on the back of a 
populist wave. Zuma now has to make way 
while bigger and more powerful populists 
rise, and they might prove to be even more 
dangerous than he is.”27   

Hatten wir nicht in Jacob Zuma schon 

unseren Donald Trump? fragte auch in einer 
Zeitungskolumne ein Professor der Universi-
tät Pretoria und fuhr fort: „I think Jacob 
Zuma could teach Donald Trump a thing or 
two. And if I were Trump, I would seek to 
learn as much as possible from the rise and 
especially the imminent fall of Zuma.“28        
 
 
 

|| Prof. Dr. Henning Melber 

Politikwissenschaftler, außerordentlicher 
Professor an der Universität Pretoria und am 
Zentrum für Afrikastudien an der Universität 
des Free State in Bloemfontein 
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The future of South Africa - dealing with risks of 
populism* 

 
 

|| Interview with Jakkie Cilliers 

 

 
Based on his recent book, Jakkie Cilliers 

describes three scenarios for South Africa’s 
future, mainly depending on the character of 
the new leadership of the governing African 
National Congress, possible changes in gov-
ernment in 2018 and the national elections 
in 2019. 

The future of populism in South Africa 
seems also tied to these scenarios; populist 
elements of the ANC could try to consolidate 
their positions, and the Economic Freedom 
Fighters (EFF) may gain power and influence.  

 
The economic situation in the country would 
also have an impact on the risk of growing 
populism. Suffering from the largest ine-
quality in the world as well as huge and 
deteriorating unemployment and poverty, 
South Africa needs to achieve inclusive, 
sustainable economic growth to address 

these crises. Currently, political uncertainty 
largely connected to systematic corruption, 
“state capture”, hinders investment and 
cross sector collaboration necessary to 
achieve this. Jakkie Cilliers describes specif-
ic strategies a responsible government 
should follow to facilitate job intense eco-
nomic growth and social cohesion. He calls 
for a public service reform, land transfer in 
rural areas and a new social compact. 

 
The business sector in South Africa has 

been criticized for insufficient transfor-
mation of its culture in several respects. 
Recently, it also made headlines through 
corrupt practices in large multinational 
companies which enable widespread corrup-
tion in the government and seriously profit 
from it. Corporate South Africa must take a 
stand. It also can and should do more to 
address inequality and commit to creating 
social value on a much larger scale than it 
has done so far.  

 
Business should increase its support for 

resource-strapped think tanks and NGOs in 
South Africa as well. This could assist with 
the focused development of solution orient-
ed socio-economic policies, to be consid-
ered by political parties and, hopefully 
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soon, a more receptive government. Aca-
demia and civil society can promote a nec-
essary productive discourse and the 
strengthening of democracy which are cru-
cial to proactively addressing the dangers of 
populism. 

 
 
HSS: You just published a book called 

"Fate of the Nation: 3 Scenarios for South 
Africa’s Future”. Based on the possible out-
comes of the ANC leadership elections main-
ly at its conference in December 2017, in 
your book, you describe 3 potential scenari-
os for the country, “Mandela Magic” (the 
high road), “Bafana Bafana” (muddling 
through, more of the same) and “A Nation 
Divided” (worst case scenario, almost).  

 
Populism looms large as a theme in 

your book as well. Could you tell us, in just a 
handful of points, your views on the best- 
case and worst-case scenarios for the role of 
populism in South Africa over the next few 
years, and describe what you see as the 
most likely scenario?  

 
Cilliers: The type of populism we see in 

South Africa is probably generally described 
as left-wing populism, it’s epitomized by the 
Economic Freedom Fighters (EFF) led by 
Julius Malema who previously was the lead-
er of the ANC Youth League. Traditionally 
the ANCYL have played a black nationalist 
role within the ANC, always of a left–wing, 
populist, nature. The ANC itself is often ac-
cused of talking left and walking right. The 
main challenge, looking forward: there is a 
large group of ANC supporters who are dis-
gruntled with the ANC. They are simply not 
voting or staying away but are not (yet) pre-
pared to vote for an opposition party. This 
grouping is a potential pool of support for 
populism.  

 
On top of high levels of poverty and ex-

treme inequality, South Africa has, at the 
latest count, 28 % unemployment rate. With 
low growth, these things all feed into popu-
lism, and in two of the scenarios, “Bafana 

Bafana” and “A Nation Divided”, it is possi-
ble that the EFF become a kingmaker to the 
ANC. A kingmaker role would mean that the 
ANC is forced to rely on an alliance with the 
EFF to govern. Such an alliance would accel-
erate the tendency of an ANC under 
Nkosazana Dlamini-Zuma to adopt fiscally 
irresponsible policies.  

 
The challenge with left wing populism 

is that you live beyond your means, and in 
time, the market punishes a country that 
does this. South Africa is highly integrated 
into the global financial system, so our abil-
ity to grow without Foreign Direct Invest-
ment (FDI) is very limited. If populism be-
comes mainstream in South Africa, FDI will 
not flow and South Africa will not grow, be-
cause our domestic savings rate is very low 
and we now again have a high debt burden.  
But while South Africa’s ability to really 
pursue left wing populism is constrained by 
those considerations, populism is ultimately 
about the promise of short term gain at the 
expense of long-term pain. The main chal-
lenge I think is that the traditionalist faction 
within the ANC, led by Nkosazana Dlamini-
Zuma, who have a more socialist black na-
tionalist orientation, may eventually be 
forced to enter into an alliance with the EFF 
– making the EFF the kingmakers in South 
African politics.  
 

HSS: Assuming that another administra-
tion will be in power early next year, or after 
the 2019 elections - the likelihood of rising 
populism also appears to depend on eco-
nomic development and growth. Which eco-
nomic policies would you recommend that 
could address slow growth, high unemploy-
ment and poverty in South Africa? 

 
Cilliers: Growing employment in the 

formal sector lies at the heart of responsi-
ble, long term efforts to reduce South Afri-
ca’s challenges. That can really only happen 
if a strong, developmentally oriented gov-
ernment seizes every opportunity to grow 
employment, and that can only happen in 
partnership with the private sector. South 
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Africa has run out of the means to expand 
employment in the public sector in a re-
sponsible way. We have a very large public 
service, 80 % of the South African employ-
ment is in the private sector. It is only the 
private sector that can provide employment 
and growth, so we need a partnership be-
tween government, business and labour – a 
growth oriented, employment intensive 
strategy for the future.  

That means steering away from huge 
capital investment projects, like the pro-
posed nuclear build in South Africa, and 
rather to go for decentralized systems of 
renewable energy. In the concluding chap-
ter of “Fate of the Nation” I quote exten-
sively from a study done by Prof. Anthony 
Black at the University of Cape Town (UCT), 
in pointing to areas where in particular we 
can expand in the manufacturing sector.  

 
I mention manufacturing because, you 

know, there are three traditional sectors, 
the primary, manufacturing and services 
sectors. Mining is a sunset sector, and like 
in many other countries, the service sector 
expands without any help but cannot pro-
vide sufficient employment. South Africa 
really needs to focus on expanding its manu-
facturing sector which has contracted sharp-
ly in recent years. Because of water con-
straints, South Africa cannot really expand 
the agricultural sector to the extent that is 
envisaged in the National Development 
Plan. We have done various forecasts on the 
availability of water, and water is the most 
important constraint on South Africa’s fu-
ture development prospects.  

 
So, employment expansion through ex-

pansion of the agricultural sector offers lim-
ited future opportunities. What we need is a 
partnership between government, labour 
and business. Looking to create a much 
more flexible, open economy, I think is ab-
solutely prerequisite for South Africa to 
grow and to reduce poverty and unemploy-
ment.  

 
 

HSS: I am wondering if some of the econom-
ic policies you are speaking about that could 
“remedy” the current malaise are prone to 
be potentially “unpopular” with voters? If so, 
what could be done to accompany them by 
further measures that support the poor, that 
make them more “acceptable” and that 
show them to be in the interest of the coun-
try and the majority? In your book, you refer 
to public service reform, land transfer in 
rural areas, you voice some innovative ideas 
for initiatives on “giving back”, and you 
mention “economic growth coalitions” in-
cluding businesses as well.  
 
Cilliers: In general, streamlining govern-
ment practice and policy can go a long way 
in creating a more facilitating growth envi-
ronment. We have a very large cabinet in 
South Africa, an absence of leadership, and 
incoherent and contradictory government 
policies. The business regulatory environ-
ment in South Africa is extremely onerous. 
On the ease of doing business index, South 
Africa is not doing well. Simply aligning gov-
ernment policies such that they all point in 
the same direction, reducing the regulatory 
burden and creating more flexibility in the 
economy can already unleash significant 
growth. The ANC since 1994 has invested 
significantly in the provision of education, 
water, sanitation and other areas of human 
and social capital development. But it is as if 
government policy and practices within the 
private sector collude with one another to 
create disincentives to job creation. Collec-
tively, they serve as a wet blanket over the 
ability to grow employment and the econo-
my. So, a framework where government pol-
icy facilitates small and medium enterprises 
and really makes it as easy as possible to 
establish businesses, will already go a long 
way.  

But a so-called market friendly envi-
ronment will of course run into problems in 
South Africa. The ANC historically has been 
in an alliance with the trade unions COSATU 
and the Communist Party (SACP), and labour 
in South Africa have effectively framed 
South Africa’s economic policy. In practice 
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these policies have been orientated towards 
poverty reduction, but not towards growth. 
Organised labour has lost a significant de-
gree of coherence and the partnership with 
the ANC is fracturing. A new ANC govern-
ment will have much greater leeway and 
flexibility in shaping more employment 
friendly policies, because labour in South 
Africa no longer represents poor metal 
workers, or poor mine workers. Most 
COSATU members are salaried government 
employees.  

 
One of the most important proposals I 

make is to simply move towards individual 
free hold land titles in the former home-
lands. Government sits on significant 
amounts of land. But a lot of that land is 
held under communal land title. By transfer-
ring land into individual title hold, govern-
ment can significantly provide poor rural 
Africans with a bankable asset and empower 
them to get involved in agriculture, to ena-
ble small business and so on.  

 
So, if one packages greater labour mar-

ket flexibility with these types of measures 
it would be much more palatable. Clearly, 
there need to be more market friendly poli-
cies given our integration into the global 
economy, our dependence on FDI and low 
domestic rates of savings. But that can be 
married with a variety of other measures 
that can offset some of the worst of these 
measures. In my view, it is really part of a 
messaging issue. Many of the so-called pop-
ulist voters in South Africa remain loyal to 
the ANC but not to an ANC under president 
Jacob Zuma. Their vote for the EFF is often a 
protest vote against the ANC, it is not really 
a vote in favour of many of the policies of 
the EFF. When I speak to EFF supporters, 
that is very clearly the image that I get – 
they see an EFF vote as a protest vote 
against the ANC.  

 
 

HSS: You have touched on this already 
now: do you think the “main parties" have 
distinguishable policies, regarding the 

economy specifically, which are communi-
cated reasonably well to the voters? 

 
Cilliers: I think the EFF as a populist 

left-wing party struggles with a coherent 
policy framework, as very often is the case 
with populist parties. They come up with a 
series of general statements about free edu-
cation and work for all, but these policies 
are not practical and implementable – and 
South Africa does not have the fiscal space 
to implement them. Currently the ANC has 
an incoherent set of policies that is often 
characterized as “talking left walking right”.  

 
I expect that we will have a new presi-

dent early next year (2018) who will bring 
in a new cabinet including a new Finance 
Minister, which will have to go back to re-
sponsible macroeconomic policies – and 
these are going to be conservative policies 
that will try to reduce our debt and get 
South Africa to grow, so that we can avoid a 
full local currency debt downgrade.  

 
The Democratic Alliance (DA) is the one 

that struggles the most, without any doubt, 
despite the fact that it has undergone both a 
leadership and a policy evolution over the 
last 3 to 4 years. It has got a black leader, 
Mmusi Maimane, who has won his own elec-
tion, and has shifted the DA which had 
seemed to be very pro big business, into a 
party that seeks to attract black voters, so it 
has changed its stance on a variety of areas 
of South African policy that may have been 
unthinkable 5 or 6 years ago. But the DA 
struggles to communicate that reality. The 
ANC uses the DA’s pro-business background 
as a kind of a big bat to beat them down, 
and I think the DA really struggles.  

It is difficult to know what the ANC pol-
icies are. We have a large incoherent cabi-
net, we don’t have direction, we don’t have 
leadership. The implementation of the Na-
tional Development Plan (NDP) should lie at 
the heart of the next cabinet and be the 
most important function of the president. In 
Fate of the Nation I argue that a new gov-
ernment should first update the NDP, and 
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then implement it. The NDP presents a co-
herent set of policies and frameworks for a 
South Africa that I think the majority of citi-
zens can unite behind.  

 
HSS: Maybe to just touch on something 

that I thought was quite a beautiful vision. 
In your book, you are speaking about giving 
back, about community based, joined initia-
tives, where business comes to the party as 
well, if I can put it that way, in individual 
communities contributing, in innovative 
ways. Maybe you can tell us about that 
briefly. 

 
Cilliers: Yes, I think it is important that 

South Africans rediscover a sense of a com-
mon destiny, that we really invest in build-
ing a common South Africa by bringing la-
bour into business ownership and boards, 
and where middle class and upper class 
South Africans really invest in helping poor 
children and communities, that we create a 
common sense of destiny in South Africa. 
That is easy said, but it’s really difficult to 
create, it requires leadership, a sense of 
empathy, and common engagement from 
South Africans.  

 
At the moment, South Africa is extreme-

ly unhappy and divided, and unnecessarily 
so. And particularly people in the white 
community are exceptionally negative about 
the future of the country. There needs to be 
a turnaround, that we start to believe in 
South Africa. We need to really build on a 
common vision that all South Africans can 
cohere around. That also means that the 
ANC needs to go back to its roots. It has a 
proud history of a non-racial party which it 
stepped away from under president Jacob 
Zuma. It has become a black nationalist 
movement, and that really needs to change. 
 

HSS: It is often said that, in South Afri-
ca, there is mistrust between the business 
sector and the government. Critics also note 
that the business sector has not convincing-
ly atoned for its role in the Apartheid years, 
or explicitly shown regret for its role as a 

beneficiary of Apartheid. It has certainly not 
done enough to address poverty and other 
ailments, at times taking a “tick box ap-
proach” to Black Economic Empowerment 
(BEE) and Corporate Social Investment (CSI) 
regulations. It has allowed excessive execu-
tive salaries and even often perpetuated an 
organisational culture that is not addressing 
the need to respect and leverage diversity 
deeply enough. 

 
In the past few months, on top of that, 

South Africa and the global business world 
were rocked by scandals, revelations of 
widespread corruption practiced in South 
Africa, also by global giants such as KPMG, 
McKinsey, SAP. Recently, we have seen a 
business umbrella organisation, Business 
Leadership South Africa, for instance, com-
ing forward with pledges to stop these prac-
tices, to expose them and to prosecute those 
guilty in their midst, and to work towards 
addressing societal problems. 

 
In your opinion (and you speak to many 

captains of industry, as well as to other 
stakeholders in South Africa), what steps - 
some of them could be symbolic, some could 
be more practical - could corporate South 
Africa take to play a more significant role in 
addressing the current political and eco-
nomic crisis (granted that it’s difficult with 
the current government, but that could 
change soon as we said), to build trust as a 
major stakeholder in the country, and to 
work on solutions? 

 
Cilliers: The South African economy is 

highly concentrated and monopolistic. So, 
we have the challenge that the current South 
African private sector and business envi-
ronment is not conducive to the kind of em-
ployment growth we need. Business by its 
nature defends itself and tries to protect its 
dominance in whichever sector it operates. 
For many years after 1994, business thought 
that South Africa had achieved a political 
settlement and stepped away from political 
engagement. I think that those chickens 
have come home to roost. Business has, I 
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think, in the last year, realized that much 
greater effort is required, both from itself 
and from government. Business wants a 
clear regulatory framework and it wants 
stability and predictability. The current gov-
ernment does not provide that. Therefore 
business is not investing domestically but 
outside of South Africa, so, hard-nosed dis-
cussions and negotiations are required 
where business and government agree to a 
set of redistribution targets that are set in 
stone and that will not be changed, that can 
provide certainty, for instance within the 
mining sector.  

 
What is required are clear long-term 

transformational goals that government and 
business commit and hold to. We really need 
a compact, where, across sectors, we agree 
where we want to go and hold one another 
to those commitments. 

 
There is a chapter in the book which is 

called “The republic of no consequences”, 
which I think describes accurately where 
South Africa finds itself – nobody is held 
accountable for anything. And we need to 
really build accountability, so that there are 
also transformation targets that we hold one 
another accountable to. That goes back to 
the vision of a smaller, more capable, still 
strong developmental state that empowers 
the private sector to grow the economy (be-
cause only the private sector can grow the 
economy and employment), but that is regu-
lated and sticks to its goals. The kind of 
transformation that South Africa is embark-
ing upon is necessarily a long-term task. We 
have created a culture of entitlement in 
South Africa and of easy money …. And that 
unfortunately is a function of the way in 
which we have implemented Black Economic 
Empowerment, which is not aimed at sup-
porting broad based black ownership and 
shareholding but is really aimed at the enti-
tlement of a small group of well-connected 
black business men and women, and it does 
very little if anything to change employment 
levels. We have a fractured country.  

 

The kind of visioning work that was 
done in “Fate of the Nation” is hugely im-
portant for South Africa, that is setting out 
where the country wants to go and then 
framing a social compact across business, 
government and labour to get there. That 
was very important in the run-up to 1994 
and I think it is hugely necessary if we are 
going to dig ourselves out of the current 
hole that we are in.  
 

HSS: In terms of the policies that you 
mention and that you have developed also 
in your book, generally, do you find that 
there are quite a few competing think tanks, 
institutions, academics that develop poli-
cies in South Africa? Are they well enough 
resourced, and capacitated? And what is the 
situation with political decision makers and 
potential decision makers, leaders of parties 
in terms of engaging, being willing to listen, 
interested? Do you find their ear? And do 
you think business could also do more to 
support this policy development, in terms of 
funding, and to facilitate a stronger public 
discourse about policies? 

 
Cilliers: I think there is a huge gap in 

that Government is not drawing upon civil 
society and think tanks / academia. We have 
an anti-intellectual president in Jacob Zuma, 
and an ethos that is actively hostile towards 
civil society. And this is at a time when the 
think tank / research community in South 
Africa is under severe pressure. South Africa 
has a small number of quality policy insti-
tutes such as the Centre for Development 
and Enterprise in Johannesburg, and others, 
but the government does not draw on them. 
There is very little engagement and discus-
sion and debate on policy. It is a highly par-
tisan, divided environment that detracts 
from our future. So, much more can be done. 
Business needs to come to the table to sup-
port the development of policy, but there 
needs to be an open and facilitating envi-
ronment.  

 
I think that will happen. With every 

change in president in South Africa we have 
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had a brief spring. I think that next year, we 
will find that suddenly, a Ramaphosa gov-
ernment, because that is what I expect, will 
try and open up and provide space for 
greater public debate and discourse, and I 
think we need to seize that – and the private 
sector needs to come to the table with some 
support for think tanks, and for research, 
and government, so that we can once again 
get back to where we were in the late 1990s 
and mid 1990s, when there was an active 
exchange of ideas. That space has shrunk, 
and civil society, think tanks, academia, is 
almost fighting with government. The busi-
ness sector can make a significantly larger 
contribution.  
 

HSS: We have now talked quite a bit 
about your proposals to facilitate a South 
Africa that can stem the danger of rising 
populism. Of course, your research is always 
also about demographics. You speak about 
the growing percentage of younger voters, 
“born frees” as they are often called in 
South Africa, those born after the transition 
to democracy in 1994, and that percentage 
will of course grow over the next few years. 
Maybe that is another demographic divi-
dend in this case. On the one hand, you say 
that these younger voters are less prone to 
buy into the myth of the ANC as the everlast-
ing liberator of South Africa and be more 
critical and measure the party more along 
the lines of current delivery? At the same 
time, you also point out that a large youth 
bulge in many countries can contribute to 
protest potential. So, where do you see 
South Africa along those two dimensions, in 
terms of populism and demographics, for 
the next few elections?  

 
Cilliers: The median age in South Africa 

is between 25 and 26 years. Typically, coun-
tries with a high youth bulge, defined as a 
high percentage of population from 15 to 29 
years in age, are most at risk of instability 
and social turbulence. South Africa is there-
fore exiting this dangerous period – but we 
have huge inequality, extremely high unem-
ployment, and a stagnant economy. So, the-

se are all driving populism in South Africa. 
These are characteristics that few other 
countries share, particularly our high levels 
of inequality. Structurally, these contribute 
to the rise of populism. So, we are finely 
balanced in my view, in terms of the impact 
that populism can have on South Africa.  

 
South Africa has often been in the “5 

minutes to midnight” territory, and that’s 
more or less where we are again. I think we 
will again pull back, but our margin for error 
is becoming decidedly thin. 
 

HSS: Do you have some additional 
thoughts you would like to share with us on 
the theme? 

 
Cilliers:  When we spoke about what 

can be done: the reality is that even the 
“Mandela Magic” forecast with its forecast 
of 3.3 % growth is not sufficient for South 
Africa, and that much more needs to be done 
if we are going to reduce poverty and ine-
quality.  

 
The problems that we face are long term 

structural problems that require long term 
solutions. There are no short-term solutions 
to South Africa’s unemployment, poverty 
and inequality – they are going to be with us 
for at least the next generation. And that is 
also a huge concern. So, South Africa will 
remain volatile, it will remain turbulent, and 
I think the best answer to this is to grow the 
economy and to use that growth inclusively 
– that is the only way you can get out of 
this.  
 

HSS: Thank you. Do you see a “Mandela 
Magic II” as a possibility … if Cyril 
Ramaphosa manages to craft these coali-
tions you spoke about? 
 

Cilliers: “Mandela Magic” will be very 
difficult to achieve but not impossible. The 
first step is a victory for the reformist camp 
within the ANC during the ANC’s December 
national conference. Then it requires reform 
of the ANC. The damage that has been done 
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to the ANC under Zuma, and the patronage 
that has seeped into the system, will take a 
long time to undo. So, the major challenge 
facing Ramaphosa would be how do you 
take the ANC that has become a rural, tradi-
tionalist, big man party that is deeply cor-
rupt and modernize that towards a party 
able to manage a South Africa fit for the 
21st century?  
 
The more likely scenario is that South Africa 
will continue to bumble along, it will not 
implode, but it will take us much longer to 
work ourselves out of the current challenges 
that we have. But with the right leadership 
South Africa can really do much better. We 
have grown at more than 5% under the 
Mbeki GEAR program and can do so again. 
 
 
HSS: Thank you. I hope you will be able to 
join hands with all the willing ones, to pro-
pel us into a “Mandela Magic III”.   
 

|| Das Interview wurde von Karin April, Pro-
ject Officer bei der Hanns-Seidel-Stiftung in 
Südafrika, geführt. 

Das besprochene Buch “Fate of the Nation: 3 
Scenarios for South Africa’s Future” ist 2017 
bei Jonathan Ball Publishers erschienen. 

 

* Das Interview wurde Ende 2017 geführt 



.     



Jochen Lobah 

Requiem der Demut – Der Islam zwischen Po-
pulismus und politischem Wettbewerb 

Schlagwörter:
Islam und Politik, politischer Islam, Islamismus, Dschihadismus, Takfirismus, Kharidschismus, Mullahkratie, 
islamischer Populismus, arabische Identitätskrise, schiitisch-sunnitischer Antagonismus, Postkolonialismus

Seit der historischen Zäsur im Jahre 2011 ist die arabische Welt einem fortschreitenden 
Ordnungszerfall ausgesetzt, der von einer gesellschaftspolitischen Desintegration und dem 
Aufkommen neuer Antagonismen begleitet wird. Insbesondere die arabischen Republiken, 
die dem postkolonialen Paradigma eines zivilisatorischen Aufholprozesses gegenüber dem 
Westen verpflichtet waren, erwiesen sich retrospektiv lediglich als politische Imitate mo-
derner Nationalstaatlichkeit. Im Kontext ordnungspolitischer Vakua sorgte zudem der für 
einen Demokratisierungsprozess unabdingbare weltanschauliche Pluralismus, der der Re-
gion auch vom Westen in hohen Dosen injiziert wurde, für einen signifikanten Anstieg ge-
waltsamer Konflikte. Die politische Strategie, den wichtigen Stellenwert des Islam durch 
islamistische Parteien im Zuge freier Wahlen in demokratische Rahmenbedingungen einzu-
betten, förderte dagegen in ausnahmslos allen arabischen Staaten die soziale Entropie. Erst 
wenn man den Islam in seiner zeitgenössisch politischen Spielart als Resultat eines ide-
engeschichtlichen Zusammenpralls mit der westlichen Moderne versteht, lässt sich scho-
nungslos und offen die Frage nach dem Verhältnis von Islam und politischer Macht stellen, 
das zweifellos ein wesentliches Element der Dauerkrise in der arabischen Welt ausmacht. 
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Requiem der Demut – Der Islam zwischen Popu-
lismus und politischem Wettbewerb  

 
|| Jochen Lobah 

 

 
For the spirit cannot be a servant of power – and 

power does not want to be a servant of the spirit 
            Muhammad Asad  

 
Dios no pide nuestra „colaboración“, sino 

nuestra humildad  

  Nicolás Goméz Dávila  
 
 

In seinem Spätwerk West-Östlicher-
Diwan schreibt der Dichterfürst Johann 
Wolfgang von Goethe: „Wenn Islam Gott 
ergeben heißt, im Islam leben und sterben 
wir alle.“ Zwar steckte die Arabistik trotz 
der enormen Verdienste seines Mentors 
Herder zu Beginn des 19. Jahrhunderts noch 

in Kinderschuhen, doch besaß Goethe zwei-
felsohne Geist und Bildung genug, um im 
Zuge seiner lebenslangen Auseinanderset-
zung mit dem Islam Sinn und Bedeutung des 
Wortes in seiner Tiefe erfassen zu können. 
In den Augen des Dichters müsse sich „Hin-
gabe an Gott“ in ihrer Quintessenz in Demut 
und Enthaltsamkeit widerspiegeln, soll sie 
nicht zu einer entfremdeten Begrifflichkeit 
entarten. Damit ist Goethes Islamdefinition 
identisch mit jener muslimischer Rechtsge-
lehrter, wonach die ungezügelten und unge-
ordneten Kräfte des menschlichen Willens 
durch gottesdienstliche Handlungen, Ibadat, 
neutralisiert werden sollen. Am Ende dieses 
Prozesses steht im besten Falle die Vervoll-

kommnung der Frömmigkeit, Ihsan in der 
islamischen Nomenklatur. Inspiriert vom 
geistigen Universum des Islam waren Gelas-
senheit und Sittlichkeit durch Arbeit am 
Selbst gleichermaßen die großen Leitthemen 
des Weltdichters Alterswerk.   

 

 
Kulturfremdes Ideenpotpourri 

 
Kann ein deutscher Dichter der Weima-

rer Klassik heute dazu beitragen, die politi-
sche, ökonomische und soziale Krise in wei-
ten Teilen der arabischen Welt in ihrem Kern 
besser zu verstehen? Da die arabische Welt 
nicht nur in einem überwiegenden Maße 
muslimisch geprägt ist, sondern auch bean-
sprucht, das kulturelle Zentrum der Weltre-
ligion Islam zu verkörpern, kann eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit dem Verhält-
nis von Religion und Politik möglicherweise 
Klarheit in die illusorischen Erwartungen 
bringen, die insbesondere in der nicht-
islamischen Welt im Anschluss an die Zäsur 
von 2011 auf den Nahen Osten und Nordaf-
rika projiziert wurden. Was würde es für das 
politische Handeln implizieren, nähme man 
die muslimische Weltanschauung, „Hingabe 
an Gott“, beim Wort und würde sie unter 

Missachtung des Zeitgeistes genauer auf 
ihre politische und soziale Bedeutung hin 
prüfen? Hätte man es dann nicht eher mit 
einem anachronistischen Gemeinwesen 
„verheirateter Mönche“ zu tun, von dem 
Charles Le Gai Eaton in seinem zeitlosen 
Klassiker Islam and the destiny of man 
spricht? Worauf konzentriert sich also ein 
Leben, das dem Gottesdienst gewidmet sein 
soll, wenn nicht auf Gott selbst? Und welche 
Rolle kann dabei die Politik einnehmen?  

Ernüchterung und Ratlosigkeit sind an-
gesichts der ausbleibenden Demokratiever-
heißung im Nachgang der Aufstände von 
2011 in der arabischen Welt groß. Die ge-
sellschaftspolitischen Erschütterungen in 
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der Region stehen allenfalls noch für das 
abrupte Ende künstlich implementierter 
Nationalstaatlichkeit nach westlichem Vor-
bild in einer postkolonialen Ära. Die arabi-
sche Zivilgesellschaft und der Rest der Welt 
gingen in der Anfangseuphorie gleicherma-
ßen davon aus, dass das Volk als „Souve-
rän“ das autokratische Herrschaftserbe in 
den zerbrochenen Ex- und Pseudorepubliken 
der arabischen Welt antreten würde, ob-
gleich in weiten Teilen der Region kein Volk 
im modernen Wortsinne vorhanden war, das 
einem solchen Erbe hätte gerecht werden 
können. Die komplexen und weitgehend 
feudal oder oligarchisch geprägten Sozial-
strukturen spiegeln im arabischen Kontext 
bestenfalls einen fragmentierten Volksbe-
griff mit löchriger Kohäsion wider. Hat das 
Diktat von politischer Korrektheit im Zu-
sammenspiel mit dem Überschwang der 
Ereignisse eine nüchterne Analyse arabi-
scher und explizit muslimischer 
Gouvernementalität im Keim erstickt? Wie 
selbstverständlich hielt man ungeachtet der 
rasch fortschreitenden Desintegration arabi-
scher Staatengebilde an der Grundannahme 
fest, die arabische Welt würde in Anlehnung 
an die osteuropäischen Länder nach dem 
Fall der Mauer denselben linearen Entwick-
lungsverlauf Richtung Demokratie und west-
lichen Universalismus einschlagen und da-
durch dem Fukuyamaschen Paradigma vom 
Ende der Geschichte nicht nur zum späten 
Triumph verhelfen, sondern das Risiko eines 
clash of civilizations endgültig einebnen. 
Angesichts des Erfolges islamistischer Par-
teien bei fast allen Wahlen, die noch im So-
ge der Umbrüche in zahlreichen Ländern der 
arabischen Welt durchgeführt wurden, ent-

wickelte sich ad hoc eine weitgefächerte 
Debatte über die Demokratiekompatibilität 
moderner Spielarten des politischen Islam. 
Denn neu war, dass der Islam erstmals im 
Rahmen einer parteipolitischen Wettbe-
werbspolitik in der arabischen Welt mit um 
die Macht buhlte, nachdem im Dezember 
1991 das algerische Militär aufgrund des 
sich abzeichnenden Sieges einer islamisti-
schen Koalition die Wahlen kurzerhand für 

ungültig erklärte. Die Auswirkungen dieses 
Ereignisses sind noch heute in der Identität 
und jungen Geschichte des Landes spürbar.  

Unberücksichtigt blieb dabei, dass es 
sich bei dem Phänomen Islamismus und 
allem, was sich unter diesen Oberbegriff 
gegenwärtig subsumieren lässt, um ein poli-
tisches Ideengut handelt, das seine ideolo-
gische Entstehungsgeschichte im Westen 
verorten muss. Seit die Moderne in Form 
europäischer Kolonialmächte mit Wucht auf 
den muslimischen Kulturkreis geprallt war, 
hatte schließlich auch der Islam sukzessiv 
seinen Begriffsbestand um das eurozentri-
sche Suffix –ismus erweitert. Vorläufige 
Höhepunkte dieser Entwicklung waren die 
Gründung der Muslimbruderschaft im Jahr 
1928 durch den Grundschullehrer Hassan al 
Banna in Ägypten und ein gutes halbes Jahr-
hundert später, 1979, die sogenannte „is-
lamische Revolution“ im Iran. Fortan wurde 
das einfache und dem Westen entlehnte 
Schwarz-Weiß-Raster <politisch> oder <un-
politisch> auf einen über tausend Jahre al-
ten gesellschaftspolitischen Konsens proji-
ziert, dessen Quintessenz der Islam mit all 
seinen politischen, ökonomischen und sozia-
len Implikationen war.  

So lässt sich heute der Raum des Politi-
schen in der islamischen Tradition nur unzu-
reichend durch die Anwendung von Termino-
logien der europäischen Moderne erschlie-
ßen. Entsprechend verdankt sich die Exis-
tenz puritanisch-politischer Transformati-
onsbewegungen innerhalb einer dem Islam 
aufoktroyierten Modernität letztlich dem 
direkten Zusammenprall von theozentri-
schem Weltbild und weltanschaulichem Plu-
ralismus westlicher Prägung. Daher ist die 

Genese des Islamismus, ungeachtet seiner 
unterschiedlichen Spielarten, von Beginn an 
wie selbstverständlich geprägt von anti-
kolonialem und anti-europäischem Impetus 
und darüber hinaus vom Widerstand gegen 
den Einbruch neuer Denk- und Verhaltens-
muster in die traditionelle Welt des Islam. 
Nahtlos reiht sich der Islamismus als ideo-
logischer Gegenspieler zu den politischen 
Ideen des Westens in deren eigene intrinsi-
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sche Ideengeschichte ein. Politische Bewe-
gungen oder Parteien mit dezidiert islami-
schem Referenzrahmen würden folgerichtig 
besser in den politischen Wettbewerb des 
demokratischen Heilshorizontes des Wes-
tens als in einen muslimischen Kontext pas-
sen.  

Nüchtern betrachtet könnte das Ver-
hältnis und die Definition von Politik und 
Herrschaft in der islamischen Geschichte im 
Vergleich zur europäischen Entwicklung 
kaum unterschiedlicher akzentuiert sein. Die 
Komplexität des Verstehens lässt sich hier in 
erster Linie auf die stark ausgeprägte Hete-
rodoxie zurückführen, will man die Rolle des 
Politischen als gesellschaftlichen Grün-
dungsmythos von der islamischen Frühzeit 
in Medina her denken. Auf dieser Basis kann 
der Nexus von Islam und Politik historisch 
weder unter laizistischen noch unter theo-
kratischen Gesichtspunkten betrachtet wer-
den. Vielmehr waren islamische Prinzipien 
von Beginn in der öffentlichen Politik prä-
sent und gesellschaftspolitisch von außer-
ordentlicher Relevanz. So wurden auch die 
historisch bedeutsamen post-medinesischen 
Dynastien der Umayyaden und Abbassiden 
gemäß des Koran und der Überlieferungen 
des Propheten von einem Amir oder Kalifen 
angeführt, der sich selbst der Scharia, dem 
islamischen Rechtsrahmen, und dem, was 
muslimische Juristen als solchen definier-
ten, zumindest auf theoretischer Ebene beu-
gen musste. Damit lässt sich der traditionel-
le muslimische Staat in seiner Wesensnatur 
zuallererst als theozentrisch, nicht aber als 
theokratisch bezeichnen. Eine Mehrheit der 
Muslime möchte auch heute noch den theo-
zentrischen Charakter des Staates bewahrt 

wissen, insofern der Islam eben nicht voll-
ständig aus dem öffentlichen Raum verbannt 
werden soll. Gleichzeitig darf aber der theo-
zentrische Rahmen nicht zur Diktatur und 
moralischen Drangsal entarten und einer 
absoluten Theokratie den Weg ebnen. Die 
Berührungspunkte des Politischen und Reli-
giösen waren in der islamischen Staatslehre 
seit je her eng verflochten, ihr Gleichge-
wicht war dabei enormen Herausforderun-

gen ausgesetzt und wollte stets sorgfältig 
gewahrt werden.  

In überwiegend muslimisch geprägten 
Gesellschaftsgefügen sind der öffentliche 
Raum und das Alltagsleben fraglos erheblich 
stärker von Religiosität durchdrungen als 
das aufgrund der historischen Entwicklung 
in weiten Teilen des Abendlandes der Fall 
ist. Das sagt noch nichts über die Wertigkeit 
von Religion an sich aus, ist aber ein Finger-
zeig im Hinblick auf ihre Rolle im Bereich 
der Öffentlichkeit. Zugleich kann daraus 
nicht geschlussfolgert werden, dass in mus-
limisch geprägten Staaten politische Ent-
scheidungsprozesse stets in einem Zusam-
menhang mit dem Islam gedacht werden 
müssen. Wird Herrschaftslegitimität im 
westlichen Kontext heute überwiegend von 
der Repräsentation einer Mehrheitsidee im 
Rahmen des politischen Wettbewerbs auf 
verfassungsrechtlicher Grundlage hergelei-
tet, spielt in der geistesgeschichtlichen Tra-
dition muslimischer Gesellschaften die Riva-
lität zwischen politischen Ideen und Welt-
anschauungen lediglich eine untergeordnete 
oder überhaupt keine Rolle. Doch die globa-
le Dominanz westlicher Weltanschauungs-
modelle prägt seit nunmehr einem Jahrhun-
dert mit zunehmender Intensität auch den 
politischen Diskurs in den paralysierten 
Gesellschaften der arabischen Welt, wo er 
sich mehr denn je als destabilisierendes 
Element erweist. Der Islam als in seiner 
Tradition verstandener ganzheitlich gesell-
schaftspolitischer Ansatz ist erst im Zuge 
der Berührung mit anderen weltanschauli-
chen Modellen zum ideologischen und damit 
zum machtpolitischen Wettbewerbsfaktor 
<entartet>. Die Geschichte wird zeigen, ob 

er dieser Herausforderung gewachsen ist.  
 

Im Spannungsfeld neuer Antagonismen  
 
Die Dauerkrise in der arabischen Welt 

lässt sich auch auf die Wucht zurückführen, 
mit der ein kulturfremdes Ideenpotpourri 
permanent auf die traditionellen Gesell-
schaftsgefüge in Nordafrika und im Nahen 
Osten prallt. Die gesamte Region, mit Aus-
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nahme der Golfstaaten, sieht sich angesichts 
ihrer vor allem ökonomischen „Rückständig-
keit“ und politischen Strukturschwäche un-
ablässig gezwungen, auf den materialis-
tisch-liberalen Mainstreamdiskurs der Ge-
genwart zu reagieren. Seit Ende des Kolonia-
lismus wird die gesamte Region vom Druck 
des bedingungslosen und blinden Aufholens 
auf politischer, wirtschaftlicher und kultu-
reller Ebene durch die Spätmoderne getrie-
ben. Mit Blick auf die zweite Hälfte des letz-
ten Jahrhunderts hat diese Aufholjagd in 
Nordafrika und im Nahen Osten fast aus-
schließlich soziopolitische und –kulturelle  
„Imitate“ hervorgebracht. Bedeutende mus-
limische Reformdenker wie der Algerier Ma-
lek Bennabi hatten früh schon die Befürch-
tung geäußert, dass sich das Ende des Kolo-
nialismus für die arabische Welt aufgrund 
ihrer zivilisatorischen Schwäche und ihres 
mangelnden gesellschaftspolitischen Gestal-
tungswillens als bloßer Papiertiger entpup-
pen würde. Die politische und wirtschaftli-
che Richtschnur blieb notwendigerweise das 
westliche oder universale „Erfolgsmodell“, 
auch wenn es aus der Perspektive islami-
scher Rahmenbedingungen bloß ein kultur-
fremdes, ideologisches Allerlei anbot.  

Dass gegenwärtig ausgerechnet die au-
tokratischen Präsidialsysteme säkular-
modernen Anstrichs in der arabischen Welt 
die weitaus stärkste soziale und politische 
Sprengkraft entfalten, ist bezeichnend für 
ein solch künstliches Systemimitat, was die 
jüngsten Entwicklungen, vor allem in Liby-
en, im Irak und im Jemen schmerzlich be-
zeugen. Mit Baschar Al Assad sitzt noch im-
mer ein Repräsentant des gescheiterten pan-
arabischen Sozialismus im Zentrum eines 

unter Schutt und Asche begrabenen Syrien. 
Dass zudem mit Michel Aflaq, ein an der 
Pariser Sorbonne ausgebildeter Intellektuel-
ler, die Patenschaft über diese politische 
Utopie innehat, ist einmal mehr Beleg für 
den nachhaltigen Schaden, den ein schnell 
injizierter nachkolonialer Ideencocktail in 
arabischen Gesellschaftsgefügen angerichtet 
hat.  

Nicht minder explosiv aber zeigt sich in 
diesem Zusammenhang der um einen „zeit-
gemäßen“ –ismus angereicherte Islam. Die 
Sympathie, die der politisch-revolutionären 
Bewegung der Muslimbruderschaft und ihr 
nahe stehender Parteien mit islamischer 
Referenz von den ökonomisch und rechtlich 
gebeutelten muslimischen Massen entgegen 
gebracht wird, ist angesichts der ökono-
misch-rechtsstaatlichen Apartheid zwischen 
Nord und Süd indes nachvollziehbar.  

In diesem fruchtbaren Fusionsklima des 
Verhältnisses von Islam und Politik setzen 
„islamische“ Akteure vor allem auf eine 
religiöse Agenda mit ausgeprägt identitärer 
Akzentuierung, die sich nicht etwa von 
Komponenten der Ethnizität herleitet, wie 
das beispielsweise bei rechtspopulistischen 
Bewegungen des Westens der Fall ist, son-
dern rein von der islamischen Orthopraxie 
her, das heißt, der bedingungslosen Umset-
zung islamischer Prinzipien, oder das, was 
jene Gruppierungen in exklusiver Manier als 
solche auslegen. Ihre innergesellschaftliche 
Mission zielt dabei zuvörderst auf die Deu-
tungshoheit der Quellentexte ab. Liegt für 
rechtspopulistische Bewegungen der politi-
sche Ansatz in einer Reduktion auf ethnisch-
kulturelle Merkmale, setzen islamisch moti-
vierte Gruppierungen auf die Umsetzung 
„wahrer“ islamischer Prinzipien, die zu-
gleich als umfassender Lösungsansatz für 
die enormen sozialpolitischen und wirt-
schaftlichen Herausforderungen muslimi-
scher Gesellschaften beansprucht werden.  

Darüber hinaus bleibt ihr politisches 
Programm mit der Kampfansage behaftet, 
wonach die materialistisch-liberale Univer-
salkultur durchaus herausgefordert werden 

kann: und zwar nach Grundsätzen ihrer ei-
genen politischen Philosophie, nämlich der 
im Westen verankerten Wettbewerbspolitik, 
und daher ganz nach demokratischer Maß-
gabe. Stark politisierte Gruppen wie die 
Muslimbrüder richten ihre Botschaft folglich 
holzschnittartig an ein breites gesellschaft-
liches Spektrum und setzen dabei auf die 
umfassende Reform des Allgemeinwesens 
zum Wohle des Einzelnen und nicht um-
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kehrt. Aus diesem Grund kommt ihre Rheto-
rik auch nicht ohne religiösen Purismus mit 
soteriologischem Unterbau aus.  

Bemerkenswert ist allerdings, dass der 
Widerstand gegen diese Form des politi-
schen Islam in wesentlich muslimisch ge-
prägten Staaten nicht nur vonseiten einer 
politisch-avantgardistischen oder oligarchi-
schen Minderheit kommt, die sich durchaus 
als säkulare Elite bezeichnen ließe, sondern 
in beträchtlichem Maße von einer religiös 
gebildeten Mittelschicht selbst, die eigent-
lich das potenzielle Wählerklientel politi-
scher Parteien mit islamischem Referenz-
rahmen abbildet. Hinzu kommt, dass eine 
nicht unbeträchtliche Anzahl frommer Mus-
lime, ganz abgekoppelt von Fragen des So-
zialstatus, machtpolitisches Streben im Na-
men des Islam entschieden ablehnt. Zu-
gleich sympathisiert ein nicht unbeträchtli-
cher Anteil von Muslimen mit dieser Form 
einer starken und offenbar sich selbst be-
hauptenden politischen Philosophie, dem –
ismus des Islam, sodass ein tiefer Riss in-
nerhalb muslimischer Solidargemeinschaf-
ten die notwendige Folge ist.  

Zentraler Reibungspunkt ist hierbei die 
diametral unterschiedliche Auslegung der 
Bedeutung Islam oder „Hingabe an Gott“. 
Muslime, die auf Distanz zu dieser moder-
nen politischen Spielart des Islam gehen, 
fürchten dabei in erster Linie, dass die nob-
len und zeitlosen Prinzipien der Religion 
durch eine Instrumentalisierung für weltli-
che und ephemere Machtverheißungen in 
die Niederungen von Eigeninteressen 
hinabgezogen werden. Der politische Verän-
derungs- und Modernisierungsdruck in der 
arabischen Welt hat dabei nicht nur die 

Entwicklung ganz unterschiedlicher islamis-
tischer Ideologien begünstigt, sondern auch 
einen harten Wettbewerb adäquater Herr-
schaftsmodelle unter mehrheitlich musli-
misch geprägten Staaten ausgelöst. So riva-
lisieren derzeit drei politische Herrschafts-
modelle in Nordafrika und dem Nahen Osten 
um die historische Gunst der Stunde: das 
expansive Revolutionsmodell Marke schiiti-
sche „Mullahkratie“ des Iran, das der letz-

ten, aber verunsicherten Supermacht des 
sunnitischen Islam, Saudi-Arabien, durch 
seine bewaffneten Milizen die Führungsrolle 
selbst auf dem arabischen Halbmond abge-
rungen hat und dabei vor allem von den 
zahlreichen innergesellschaftlichen Konflik-
ten in den arabischen Staaten nicht nur mo-
ralisch, sondern auch strategisch profitiert. 
Hinzu kommt trotz enormer Widerstände im 
Innern arabischer Gesellschaften das popu-
listisch-puritanische Transformationsmodell 
Marke Muslimbrüder, das „demokratisch“, 
wo es noch kann, um Macht wirbt, um den 
ihrer Ansicht nach längst überfälligen Wan-
del hin zu einer vollkommen frommen und 
idealisierten muslimischen Gesellschaft 
voranzutreiben.  

Zwischen beiden Modellen gibt es um-
fassende Berührungspunkte, insbesondere 
im Hinblick auf die politische Rhetorik, die 
wesentlich von anti-westlichen und 
identitären Aussagen geprägt ist sowie in 
Bezug auf ihren totalitären Systemansatz. 
Größter Rivale beider sich nicht nur im Pa-
lästinakonflikt solidarisierender Modelle 
bleibt, bedingt durch seine ökonomische 
Stärke und qualitativ überdurchschnittliche 
Entwicklungsindikatoren, das altarabische 
Herrschaftsmodell der Emire und Monar-
chen. Ein in praktischer Hinsicht über tau-
send Jahre erprobtes Modell, das den Islam 
als geistig-soziales Gewebe tief in seine 
gesellschaftspolitische Praxis integriert hat. 
So gelingt es derzeit einzig den islamisch 
geprägten Monarchien und Emiraten, politi-
sche Stabilität, ökonomische Entwicklung 
und eine Aufhebung des Reformstaus in der 
Region zu gewährleisten. Das gilt selbst für 
ausgesprochen ressourcenarme Monarchien 

wie Marokko und Jordanien.  
Doch selbst in diesem Zusammenhang 

zeigt die schwere Krise, die seit Juni 2017 
durch die Isolierung des Emirats Katars den 
bisher stabilen Golf-Kooperationsrat erfasst 
hat, welch erbitterte Machtkämpfe in der 
gesamten Region ausgefochten werden. Der 
Konflikt unter den sunnitischen und wohl-
habenden Öl-Emiraten spiegelt auf machtpo-
litischer Ebene das wider, was sich längst 
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innerhalb arabischer Gesellschaften im Zuge 
weltanschaulicher Diskrepanzen als poli-
tisch zutiefst verhärtete Dichotomie zeigt. 
Die Herrschaftseliten in Saudi-Arabien und 
in den Vereinigten Arabischen Emiraten 
betrachten die moralische, finanzielle und 
logistische Unterstützung populistisch-
islamistischer Massenbewegungen seitens 
des Emirs von Katar inzwischen als „Verrat“ 
an ihren eigenen gesellschaftspolitischen 
Idealen. Dazu trägt auch das relativ ent-
spannte Verhältnis des kleinen, aber sehr 
einflussreichen Emirats Katar zum bevölke-
rungsreichsten Land der Region, dem Iran, 
bei. Sein aggressives Revolutionsmodell 
Marke Islam mit seiner Akzentuierung auf 
religiöses „Auserwähltsein“ flößt in der 
Nachbarschaft der eher von politischem 
Pragmatismus geprägten arabischen Golf-
staaten immense Furcht ein. Muslimbrüder 
und bewaffnete Gruppierungen wie die Ha-
mas sowie die vom Iran unterstützte Hisbol-
lah im Südlibanon und in Syrien setzen bei 
ihrem politischen Aneignungsversuch der 
Region auf eine äußerst wirkungsmächtige 
Methode, die der politischen Vernunft des 
Islam nicht nur historisch fremd, sondern 
gleichermaßen ein klassisches Instrument 
für Machterhalt und Machtergreifung im 
Rahmen des politischen Wettbewerbs ist: 
Populismus und Demagogie. Beide Elemente 
haben wesentlichen Anteil an ihrem „Erfolg“ 
als größte bewaffnete Nicht-
Regierungsorganisationen der Welt, wobei 
es sich bei der libanesischen Hisbollah 
durch ihr Mitwirken am parlamentarischen 
Entscheidungsprozess eher um eine Organi-
sation mit hybridem Charakter handelt. Vor 
allem die Hisbollah hat sich innerhalb der 

letzten Jahre mehr und mehr als Erzfeind 
arabischer Monarchien und Emirate heraus-
kristallisiert, die Stabilität und Prosperität 
dagegen mit traditionellen und überwiegend 
technokratischen Formen wirtschaftslibera-
len Regierens verbinden.  

In den Augen der Ruling Elite in den 
Golfstaaten, in Jordanien und in Marokko, 
allesamt letzte Überbleibsel eines traditio-
nellen Staatswesens islamischer Prägung, 

gefährdet politisch instrumentalisierter Pu-
ritanismus nicht nur nachhaltig das wirt-
schaftliche Wachstum und die Wettbewerbs-
fähigkeit, sondern darüber hinaus die ge-
sellschaftliche Kohäsion in der gesamten 
Region. Mehr noch als die Forderung nach 
politischer Partizipation per se fürchten die 
verbliebenen Monarchen und Emire die 
langsame Etablierung eindimensionaler 
Gesellschaftsordnungen totalitärer Prägung 
und Pharisäertum. Die Vibrationen dieser 
Kampfansage seitens der Monarchien und 
Emirate gegen religiöse Eiferer sind selbst 
im fernen Westen der arabischen Welt, in 
Marokko, unmissverständlich zu spüren, wo 
die politische Karriere des ehemaligen Pre-
mierministers Benkirane trotz seiner Popu-
larität bei Teilen der städtischen Mittel-
schicht im Anschluss an die Parlamentswah-
len im Jahr 2016 ein jähes Ende nahm.  

Der Fall Benkirane ist bezeichnend für 
die Spannungen im Innern genuin muslimi-
scher Gesellschaften. Zu missverständlich 
war im Vorfeld und im Nachgang der Parla-
mentswahlen seine ostentativ zur Schau 
getragene „Frömmigkeit“ in einem Land, das 
ein Emirat al Mu’minin von bedeutender 
historischer Prägung ist. Zu groß wurde die 
durch populistische Äußerungen von subtil-
religiöser Konnotation untermauerte Popu-
lärrivalität zum Emir, König Mohammed VI. 
Vor allem mit Blick auf die nicht-arabophone 
Berberbevölkerung in den ländlichen Gebie-
ten, die die rigide Arabisierungspolitik und 
puritanische Bevormundung der Partei für 
Gerechtigkeit und Entwicklung in religiösen 
Angelegenheiten ablehnt, fürchtete die ma-
rokkanische Ruling Elite eine fortschreiten-
de Polarisierung der Gesellschaft durch eine 

Instrumentalisierung des Islam. Artikel 7 
und 41 der Verfassung des Landes machen 
unmissverständlich klar, dass der Islam 
nicht als wettbewerbspolitischer Anreiz 
missbraucht werden darf. Die wenn auch 
heftig diskutierte verfassungsrechtliche 
Konsequenz folgte mit der Entmachtung 
Benkiranes nach erfolglosen und sich mona-
telang hinziehenden Koalitionsverhandlun-
gen zugunsten eines neuen Premierminis-
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ters technokratischer Prägung aus der glei-
chen Partei.  

Marokkos Ruling Elite hatte ein Exem-
pel mit unmissverständlicher Botschaft sta-
tuiert: Das Land ist ein religiöses Emirat, 
folglich duldet es keine explizite Islamrefe-
renz auf partei- und wettbewerbspolitischer 
Ebene, denn noch mehr Islam kann im poli-
tischen und verfassungsrechtlichen Kontext 
nicht gedacht werden. Dabei ließ sich König 
Mohammed VI auch nicht von der Populari-
tät des Kandidaten beeindrucken. Vielmehr 
ging es um eine Grundsatzentscheidung für 
das Land: Eine Weichenstellung für die künf-
tige politische Entwicklung, die nicht von 
einer weiteren Entfremdung der so unter-
schiedlichen Bevölkerungsgruppen und so-
zialen Schichten gekennzeichnet sein soll. 
Darüber hinaus ging es auch um die Fort-
schreibung der Frauenrechte, die unter der 
von Benkirane geführten Regierungskoaliti-
on zumindest intellektuell-moralischen Ge-
genwind erlitten. Denn Frauen gehören in 
erster Linie zu den großen Verlierern einer 
fortschreitenden politischen Islamisierung 
in der Region. Hinzu kommt die auffällige 
Obsession islamistischer Gruppierungen, 
einen Großteil ihrer identitären Muster ex-
klusiv auf das weibliche Geschlecht und die 
Ebene seines moralischen Habitus zu proji-
zieren. So verschleiert die Rhetorik des is-
lamischen Populismus an der Oberfläche 
geschickt seine inhärente Misogynie, die auf 
eine gesellschaftliche Ordnung mit einer 
radikalnormativen Semiotik von Weiblich-
keit abzielt.  

 
Ideenbankrott  

 
Das Bild des traditionellen und in sich 

ruhenden Muslim ist noch immer charakteri-
siert durch eine prinzipielle Reserviertheit 
gegenüber den Versuchungen der Macht. So 
ist insbesondere im Buch der rechtlichen 
Bestimmungen (Kitab al ahkam) bei Imam Al 
Bukhari in geradezu redundanter Weise von 
Mohammed überliefert, dass derjenige, der 
sich für das Regieren am geeignetsten hält, 
letztlich am ungeeignetsten dafür sei 

(Hadith 7146 / 7147).1 Auch ist das am Ge-
meinwohl orientierte Beratungsprinzip 
(amruhum shura baynahum) im Hinblick auf 
politische Entscheidungen fest im Koran 
verankert (42:38). Es war vor allem in der 
Frühzeit des Islam ein zentrales Element der 
politischen Entscheidungsfindung.  

Obgleich es in seiner Institutionalisie-
rung keine Weiterentwicklung erfuhr, kann 
man noch heute in muslimischen Ländern mit 
eher tradierten Herrschaftsstrukturen eine 
erstaunlich offene Ratsversammlung für reli-
giöse, aber auch rein weltliche Angelegenhei-
ten (Madschlis as-schura) vorfinden. Doch 
statt muslimische Gemeinwesen anzuhalten, 
dieses durchaus demokratische Grundprinzip 
einem Entwicklungsprozess zu unterziehen 
und zu reformieren, drängen vor allem exter-
ne Akteure oder im Ausland lebende Eliten 
auf möglichst schnelle Übernahme politischer 
Gestaltungsmechanismen kulturfremder Art. 
Dabei könnten couragierte Dezentralisie-
rungsvorhaben, die auf der jüngsten Re-
formagenda einiger weniger noch intakter 
arabischer Staaten stehen, durch die Ein-
bindung traditioneller Bürgerversammlun-
gen (Madschalis al mahaliyya) und auf ba-
sisdemokratischer Grundlage durchaus zu 
einer effizienten Umsetzung gelangen. Be-
schlüsse und Empfehlungen könnten über ein 
Gremium oder einen eigens dafür gewählten 
Entsandten der Kommune an die nächst hö-
here Instanz übermittelt und beworben wer-
den. Doch unter zahlreichen Demokratieför-
derern des Westens, die an ihrem eigenen 
historischen und universal gewordenen Leit-
bild kleben, wie auch unter den zahlreichen 
muslimischen Akteuren, die derzeit aus-
schließlich damit beschäftigt sind, ihre in-

nergesellschaftlichen Auflösungserscheinun-
gen einzudämmen, herrscht im Hinblick auf 
politische Entwicklungsvorhaben weitestge-
hend Ideenmangel und Phantasielosigkeit.  

Die Reduktion des Politischen auf den 
Prozess des bloßen Aufholens im Hinblick auf 
westliche Entwicklungsstandards hat die 
Sehnsucht nach politischer Macht und ideo-
logischem Antagonismus in der arabischen 
Welt geweckt. Letzterer bildet den populären 
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Nährboden für das machtpolitische Wettrüs-
ten islamisch-identitärer Bewegungen. Am 
Rande dieser politisch aufgeladenen Sozio-
manie tummeln sich militante Ableger dieser 
Ideen, die blinde und nihilistische Gewalt 
gegen in ihren Augen illegitimen Herr-
schaftsanspruch und Systeme predigen. Die 
Renaissance der ultra-pharisäischen und 
sektiererischen Ideologie der Kharidschiten 
aus der islamischen Frühzeit durch Gruppen 
wie Al Qaida und dem sogenannten „Islami-
schen Staat“ hat muslimische Dynastien, 
gewählte Volksvertreter und alle anderen 
politischen Systeme gleichermaßen ins Visier 
genommen. Ihr Takfirismus oder Eifer, ande-
ren Muslimen ihre Religion abzusprechen, 
hat als Grundlage ein archaisch-
manichäisches Weltbild, das nicht auf ethni-
sche, sondern religiöse Säuberung abzielt. 
Diese Ideologie hat den internationalen 
Dschihadismus gegenwärtig nicht nur zu ei-
ner ubiquitären Widerstandsbewegung wer-
den lassen, sondern hat tief in das Herz mus-
limischer Gesellschaften auch die historisch 
aufgeladene Angst vor der Fitna, dem Zerfall 
muslimischer Solidargemeinschaften, der Ahl 
al sunna ua al dschama’a eingepflanzt. 

 
Dabei scheint in Vergessenheit zu gera-

ten, dass Muslime klassischer Überlieferun-
gen zufolge mit Blick auf gesellschaftliche 
Stabilität und Frieden zur Geduld mit politi-
schen Verantwortlichen gemahnt werden, 
selbst wenn diese nicht immer nach islami-
scher Maßgabe oder zum Wohle des Gemein-
wesens agieren. Auch hier finden sich in den 
Standardüberlieferungen bei Imam al 
Bukhari und Imam Muslim 
Handlungsmaximen von unmissverständli-

cher Klarheit und Redundanz. Doch Charak-
tereigenschaften wie Geduld und Mäßigung 
im Hinblick auf politisches Handeln muten 
angesichts der zivilisatorischen Errungen-
schaften des post-revolutionären Westens im 
Nachgang seiner prometheischen Kriege wie 
Ideenkitsch und Fatalismus an. Die Be-
schleunigung der Zeit und Hyperinflation 
politischer Ereignisse haben politische Mäßi-
gung als Handlungsoption für die arabische 

Welt in ihrem Keim erstickt. Das Resultat 
überstürzten und unbesonnenen Handelns 
lässt sich nahezu täglich in negativer Weise 
am Beispiel der arabischen Welt beobach-
ten. Der Verteilungskampf um die Macht und 
Einflussnahme ist in vollem Gange und hat 
die Region mit einer Aura der Ohnmacht 
überzogen. 

So ist das muslimische Kollektivwesen 
endgültig in seine schwerste geschichtliche 
Krise seit dem Ende des Abbasidendynastie 
Mitte des 13. Jahrhunderts und der späteren 
Dominanz westlicher Kolonialmächte gera-
ten. Sie spiegelt zugleich den konnotativen 
Verfall der vom Dichterfürsten Goethe so 
treffend gezeichneten Definition des Mus-
lims in seiner ganzen Dramaturgie wider. 
Die Frömmigkeit, wesentliche Charakterei-
genschaft des Muslim und vom politischen 
Mainstream mit einer Mischung aus Arg-
wohn und Geringschätzung betrachtet, wird 
diese Erschütterungen nicht unbeschadet 
überstehen: Ausgezehrt von den modernen 
Geboten einer Abkehr von Spiritualität zu-
gunsten des rein Politischen oder aber im 
Rausch einer radikal-nihilistischen Erhe-
bung gegen diese schwerste aller Demüti-
gungen wird die „Hingabe an Gott“ viel-
leicht bloß noch in entstellter, unkenntlicher 
Fratze ihr Dasein fristen. Es bleibt die Erin-
nerung, so Charles Le Gai Eaton, dass „die 
soziale Idee des Islam die einer Gemein-
schaft ist, in der jedes Individuum innerhalb 
der ihm oder ihr von der Rechtsordnung 
zugemessenen Rolle lebt, die Form ausfül-
lend, welche die Verhältnisse dieser Welt 
ihm zur Verfügung gestellt haben – sich 
immer dessen bewusst, dass er jeden Au-
genblick vor dem Angesicht Gottes lebt – 

und innerhalb eines sicheren Netzes 
menschlicher Beziehungen auf einem gera-
den, vielbegangenen Pfad auf ein Ziel hin 
wandert, das jenseits des Tores des körper-
lichen Todes liegt. Die Tatsache, dass eine 
menschliche Gesellschaft – oder ein großes 
Netzwerk von Gesellschaften – tausend Jah-
re lang nach diesem Ideal lebte und keinen 
Grund sah, es gegen ein anders einzutau-
schen, sollte Lehre als auch Warnung genug 
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sein.“2 Ein Gedanke, wie er radikaler gegen 
den populistischen Eventzeitgeist nicht hät-
te formuliert sein können. Tritt der mensch-
liche Hochmut für einen Augenblick aus dem 
illusorischen Glanz seines Bewusstseins 
einer rauschenden Zeit zurück, könnte das 
Nachsinnen über diesen gedanklichen Ana-
chronismus womöglich eine Mäeutik für 
nachhaltigere Entwicklungsperspektiven in 
der Region sein.  

 
 

|| Dr. Jochen Lobah 

Auslandsmitarbeiter Marokko 

 

 
 

ANMERKUNGEN 

 

 
 

1  https://sunnah.com/bukhari/93 
2  Le Gai Eaton, Charles (2000): Der Islam und die Be-

stimmung des Menschen, Diederichs. 
 
Standardüberlieferungen: Sahih al Bukhari, Sahih Muslim 
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Götz Heinicke

Philippinen: Internationale Aufmerksamkeit 
aufgrund populistischer Töne

Schlagwörter:
Philippinen - Duterte - Popularität - Populismus als Instrument - Hoffnung auf Veränderung

30 Jahre nach Diktator Marcos schafft es erneut ein philippinischer Präsident, re-
gelmäßig in der internationalen Presse zu erscheinen. Die Schlagzeilen werden be-
stimmt durch Beschimpfungen, geschmacklose Witze, Prahlereien mit Straftaten 
und den Aufruf zur Tötung von Drogenkriminellen und -abhängigen. Die tatsächliche
Entwicklung des Landes mit seinen Problemen und Möglichkeiten bleibt hierbei
etwas außen vor.  Präsident Duterte ist in seinem Auftreten und mit sei-
ner Sprache nach internationalem Verständnis zumindest sehr gewöhnungs-
bedürftig. Ganz anders wird die Situation auf den Philippinen gesehen: 
Präsident Duterte genießt eine rekordverdächtige Popularität. Er nutzt po-
pulistische Rhetorik gezielt, um sich von dem bisherigen Politikertypus ab-
zugrenzen. Wir haben 5 unterschiedliche philippinische Bürger aus An-
hänger- und Gegnerschaft Dutertes gebeten, dieses Phänomen zu erklären. 
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Philippinen: Internationale Aufmerksamkeit auf-
grund populistischer Töne 

 
|| Götz Heinicke 

 

 
Der international heftig kritisierte Staats-
präsident Duterte ist in der Bevölkerung 
beliebt wie keiner seiner Vorgänger 

 
Seit Februar 2016 lebe und arbeite ich 

nun in Manila. Fast zeitgleich mit meiner 
Ankunft wurde Rodrigo Duterte im Mai 2016 
von über 16 Mio. Filipinos (ca. 38 Prozent) 
zum neuen Präsidenten der Philippinen ge-
wählt. Bereits seinen Wahlkampf dominier-

ten populistische Töne; nahezu alle westli-
chen Regierungschefs und sogar der Papst 
bedachte er mit Kraftausdrücken. Dies führ-
te zu einer erhöhten Aufmerksamkeit der 
westlichen Medien. Für mich persönlich war 
dies alles komplett neu. Von 2005 bis Ende 
2015 arbeitete ich für die Hanns-Seidel-
Stiftung in Kinshasa in der Demokratischen 
Republik Kongo. Dort gab es zwar im Laufe 
der Jahre immer wieder kriegerische Ausei-
nandersetzungen zwischen Regierung und 
Opposition, in den Anfangsjahren durchaus 
auch noch mit Panzern und einer eigenen 
Armee der Opposition, aber die internationa-
le oder deutsche Aufmerksamkeit für das 
Land war – abgesehen vom deutschen Bun-
deswehreinsatz in Kinshasa im Jahr 2006 
unter Verteidigungsminister Jung – relativ 
gering und überschaubar. Auch empfinde ich, 
seitdem meine Frau und ich auf den Philippi-
nen leben, eine erhöhte Sorge und Nachfrage, 
wie es uns gehe, von Freunden, Bekannten 
und auch Mitarbeitern in der Hanns-Seidel-
Stiftung, die nicht direkt in das Projekt ein-
gebunden sind, im Vergleich zu den Jahren 
im Kongo. Selbst Freunde aus Kinshasa er-
kundigen sich nach unserem Wohlbefinden  

 
und der Sicherheitslage „unter Präsident 
Duterte“. Dies steht im Widerspruch zu mei-
nem persönlichen Empfinden, wonach die 
Lebensqualität und auch Sicherheitslage auf 
den Philippinen durchaus positiver und an-
genehmer als im Kongo sind. Für mich stellt 
sich daher die Frage, weshalb ist dies so? 
Weshalb genießen die Philippinen internati-
onal so viel Aufmerksamkeit? Ist es auf-
grund der vielen Toten, sei es durch Sicher-
heitskräfte oder Unbekannte, die seit Amts-
antritt Dutertes seinem Kampf gegen den 
Drogenhandel zugeschrieben werden (je 
nach Zählweise zwischen 3.800 – 13.000 
Menschen1)? Vermutlich nicht, denn sonst 
wären einige afrikanische Staaten mögli-
cherweise täglich in den deutschen Medien. 
Nein, der Grund liegt sicherlich darin, dass 
Präsident Duterte sehr großmäulig – zumin-
dest nach unserem deutschen Empfinden – 
dieses Vorgehen angekündigt hatte und er 

darüber hinaus keine Möglichkeit zur Be-
schimpfung der westlichen Welt auslässt. 
Genau dies bringt ihm aber auch viel Zu-
stimmung in der Bevölkerung. Für uns viel-
leicht paradox, für die philippinische Reali-
tät jedoch ganz normal.  
 
Wer ist Präsident Duterte? 

 
Der 72-jährige Rodrigo Duterte war mit 

einigen Unterbrechungen seit 1988 Bürger-
meister der Millionenstadt Davao auf 
Mindanao. In den Jahren, in denen er nicht 
Bürgermeister war, übernahm seine Tochter 
diese Position und er übernahm die Funktion 
des Vize-Bürgermeisters. Nach seinem Wech-
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sel in das Präsidentenamt sind seine Tochter 
und sein Sohn Bürgermeisterin und Vize-
Bürgermeister der Stadt Davao. Dies hielt ihn 
nicht davor ab, zuvor im Wahlkampf öffent-
lichkeitswirksam gegen die „politischen 
Dynastien“, in denen die Kinder die politi-
schen Posten ihrer Eltern quasi „erbten“, zu 
wettern.  

Rodrigo Duterte ist ein Rechtsanwalt, 
der nach eigenen Aussagen alle Schulen nur 
mit mäßigem Erfolg besuchte. Bevor er poli-
tische Posten ausübte, arbeitete er in den 
70/80er Jahren bei Polizei und Staatsanwalt-
schaft.  

Er war mit einer deutsch-amerikanisch 
stämmigen Philippinin namens Elisabeth 
Zimmermann verheiratet. Die Ehe wurde im 
Jahre 2000 annulliert. Dies ist nach philippi-
nischem Recht die einzige Möglichkeit, eine 
Ehe zu beenden, da es eine Scheidung nach 
philippinischem Recht nicht gibt.  

 
Während seiner Amtszeit als Bürger-

meister genoss er den Ruf, die Sicherheit in 
der Millionenstadt Davao während seiner 
Amtszeit als Bürgermeister erheblich ver-
bessert zu haben. Seine Kritiker warfen ihm 
aber vor, schon während dieser Amtszeit mit 
sog. Todesschwadronen zusammen gearbei-
tet zu haben, um Kriminelle und auch mögli-
cherweise politische Gegner eliminieren zu 
lassen. Duterte widersprach dem zwar, 
prahlte aber selber damit, er habe Kidnap-
per erschossen, in Davao „Unruhestifter“ 
getötet und Verdächtige aus einem Hub-
schrauber geworfen.2  

 
Verschlechterung der Menschenrechtslage 
als Kernpunkt der internationalen Kritik 

 
Das zentrale Thema seines Regierungs-

programms ist die Herstellung von Sicherheit 
und die Bekämpfung von (Drogen-) Kriminali-
tät. Bereits im Wahlkampf hatte Duterte an-
gekündigt, einen brutalen und mörderischen 
Kampf gegen die Drogenkriminalität zu füh-
ren und für „Recht und Ordnung“ zu stehen. 
Auch in Deutschland sorgte seine Ankündi-
gung, Kriminelle zu exekutieren und den Fi-

schen in der Bucht von Manila zum Fraß hin-
zuwerfen, für Schlagzeilen.3  

Aufgrund dieser markanten Ankündi-
gungen steht die Entwicklung der Menschen-
rechtslage auf den Philippinen international 
unter besonderer Beobachtung. Und Präsi-
dent Duterte machte seine Wahlkampfankün-
digung wahr: Er forderte die Sicherheitskräf-
te und die Bevölkerung auf, mit aller Härte 
gegen den Drogenhandel vorzugehen. Er 
betonte zwar stets, dass sich die Polizei an 
Recht und Ordnung auf den Philippinen zu 
halten habe, aber er erweckte zumindest 
den Eindruck, die Tötung von Drogenkrimi-
nellen und auch Drogenabhängigen sei zu-
mindest während seiner Amtszeit legitim 
und er werde persönlich die entsprechenden 
Sicherheitskräfte schützen. Auch betonte er 
wiederholt, er werde persönlich Drogenkri-
minelle umbringen, sofern dies niemand 
anders erledige.4 Dieser Aufruf blieb nicht 
ohne Folgen: Allein im zweiten Halbjahr 
20165 wurden über 6.700 Menschen, die in 
den Drogenhandel involviert gewesen seien 
sollen, getötet; über 2.200 Menschen hier-
von im Rahmen von Polizeioperationen und 
über 4.500 durch unbekannte Täter – Fälle 
die auf den Philippinen als „außergerichtli-
che Tötungen“ bezeichnet werden. Damit 
wurde innerhalb von sechs Monaten die 
gesamte Amtszeit von Diktator Ferdinand 
Marcos in den 70er und 80er Jahren weit 
übertroffen, in der etwa 3.500 Menschen 
ermordet wurden. Auch die Gesamtbilanz für 
das Jahr 2017 sieht nicht besser aus. Nach 
Angaben der Polizei wurden im Jahr 2017 
(bis Ende November) 1.800 Menschen im 
Rahmen von Polizeioperationen (was einen 
Rückgang bedeutet), aber auch knapp 12.000 

Menschen durch unbekannte Täter getötet – 
Fälle, die dem „Kampf“ der Regierung gegen 
den Drogenhandel zugeschrieben wurden.6  

Die Rolle der philippinischen Polizei in-
nerhalb dieses Kampfes gegen den Drogen-
handel ist zweifelhaft. Zunächst (im zweiten 
Halbjahr 2016) waren ausschließlich die 
operativen Spezial-Einheiten der Polizei (PNP 
Anti-Illegal-Drug-Group) zuständig und betei-
ligt. Auch aufgrund massiver Kritik (nach der 
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Tötung eines südkoreanischen Geschäfts-
mannes und eines Bürgermeisters aus Leyte 
in Polizeigewahrsam) fiel die Zuständigkeit 
zur Bekämpfung der Drogenkriminalität im 
Januar 2017 den allgemeinen Polizeidienst-
stellen (und somit allen 170.000 philippini-
schen Polizisten) in Zusammenarbeit mit 
den lokalen, staatlichen Stellen und dem 
Innenministerium zu. Die Tötungszahlen 
(durch die Polizei) gingen darauf zurück 
(s.o.). Seit Oktober 2017 ist nun die „Phi-
lippine Drug Enforcement Agency (PDEA)“ 
für die Bekämpfung des Drogenhandels ver-
antwortlich.7 Da die PDEA allerdings zu klein 
für diese Aufgabe scheint, ordnete Präsident 
Duterte im Dezember an, die PNP solle die 
PDEA zwar bei Operationen unterstützen, 
die Gesamtverantwortung liege allerdings 
bei der PDEA.8  

Auslöser hierfür war die Tötung des Ju-
gendlichen Kian delos Santos durch Polizis-
ten. Die Polizisten beriefen sich zwar auf 
Notwehr und behaupteten, delos Santos 
habe sie angegriffen. Allerdings zeigten die 
Aufnahmen einer Überwachungskamera, 
dass der schmächtige Jugendliche Sekunden 
vor seinen Tod von drei Polizisten in einen 
Hinterhof, indem er dann durch mehrere 
Kopfschüsse getötet wurde, abgeführt wur-
de.9 Dies lässt die Notwehrtheorie sehr 
zweifelhaft aussehen. Dieser Fall sorgte 
erstmalig für massive Aufregung in der Be-
völkerung und stellt letztendlich einen Wen-
depunkt in der Wahrnehmung der Drogenpo-
litik der Regierung dar.  

Präsident Duterte distanzierte sich 
erstmalig von der Polizei und wiederholte, 
dass der Schusswaffengebrauch von Polizis-
ten nur in Notwehrsituationen gerechtfertigt 

ist.10 Nach der Tötung eines weiteren Ju-
gendlichen im selben Stadtviertel Manilas 
eine Woche später, vermutete er sogar eine 
gezielte Kampagne gegen ihn.11 Die beteilig-
ten Polizisten sitzen mittlerweile in Unter-
suchungshaft und warten auf ihr Verfahren. 
Bis dieses beginnt, können auf den Philippi-
nen bis zu 15 Jahre vergehen.  

Sofern es im Rahmen der Polizeiaktio-
nen zu den über 2.200 (im Jahr 2016) Tö-

tungen gekommen ist, wurde vorgetragen, 
die Polizei habe stets in Notwehr gehandelt, 
da die Verdächtigten sich ihrer Festnahme 
widersetzt hätten. Dies erscheint aus straf-
rechtlichen und somit auch automatisch 
menschenrechtlichen Gesichtspunkten sehr 
fragwürdig. Untersuchungen12 haben erge-
ben, dass 97 Prozent der Schusswechsel im 
Rahmen dieser Polizeiaktionen tödlich für 
den Verdächtigen verliefen. Grundsätzlich 
ist die Tötung eines anderen Menschen im 
Rahmen einer Notwehrhandlung das „letzte 
Mittel“. Immerhin konnten im Jahr 2017 
rückläufige Tötungszahlen (im Rahmen von 
Polizeioperationen), möglicherweise auch 
aufgrund nationaler und internationaler 
Kritik, festgestellt werden. Wobei es gelinde 
gesagt, - nach deutschem Verständnis - per-
fide ist, dass der größte Nachrichtensender, 
ABS-CBN, die Entwicklung der Tötungen 
durch die Polizei in einer Wachstumstabelle 
festhält und regelmäßig aktualisiert.13     

Besorgniserregend sind auch die Fälle 
der über 16.500 „außergerichtlichen Tötun-
gen“ (in den  Jahren 2016 und 2017). Hier-
bei werden vor allem nachts mutmaßliche 
Drogenhändler oder Drogenabhängige auf 
offener Straße oder im privaten Umfeld 
durch „Unbekannte“ erschossen und den 
Leichen wird ein Schild mit der Aufschrift 
„Ich bin ein Drogendealer.“ umgehängt.14 
Nach Angaben der Polizei werden diese Fäl-
le zwar untersucht, aber zu nennenswerten 
Ergebnissen kam es hierbei – zumindest 
nach Kenntnisstand des Verfassers dieses 
Artikels – nicht. Unklar ist, wer die „unbe-
kannten“ Täter sind. Die Frage steht im 
Raum, ob es sich hier auch bereits um sog. 
„Todesschwadronen“, also Auftragsmörder, 

handelt. Präsident Duterte und auch PNP-
Chef dela Rosa wurden mehrfach beschul-
digt, etwa durch eine zweifelhafte Zeugen-
aussage im Senat15, während ihrer gemein-
samen Zeit in Davao mit diesen Gruppierun-
gen zusammen gearbeitet zu haben.16 Unab-
hängig von der Frage der Täter ist es aus 
rechtsstaatlicher Sicht aber in jedem Fall 
erschreckend, dass es zu diesen Morden 
kommt und grundsätzlich wohl auch nicht 
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hinterfragt wird, ob die Ermordeten tatsäch-
lich in den Drogenhandel involviert waren. 
Auf diese Art und Weise könnten dann auch 
„missliebige, sonstige Gegner“ ausgeschal-
tet werden. Berichte hierzu liegen aber bis-
her noch nicht vor. Aufgrund der erschre-
ckenden Zunahme dieser Morde hat – sehr 
zum Missfallen von Präsident Duterte – die 
UN Untersuchungen hierzu angekündigt.17  

   
Auf den Philippinen selber wurde in-

nerhalb der Bevölkerung das brutale Vor-
gehen im Kampf gegen den Drogenhandel 
kaum kritisiert — im Gegenteil in persönli-
chen Gesprächen erntet Präsident Duterte 
viel Zustimmung für sein Handeln. Ein Mei-
nungsforschungsinstitut stellte Ende 2017 
fest, dass 88 Prozent der Bevölkerung das 
harte Vorgehen des Präsidenten gegen die 
Drogenkriminalität begrüßen - wider-
sprüchlicher Weise aber auch gleichzeitig 
73 Prozent angaben, dass außergerichtli-
che Tötungen geschehen und 76 Prozent 
Angst haben, Opfer dieser Drogenpolitik zu 
werden.18 Diese steigende Angst ist auch in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Fall delos Santos zu sehen. Zumindest nach 
subjektivem Empfinden hat es der Popula-
rität Dutertes ebenfalls nicht geschadet, 
dass sein ältester Sohn Paolo in einer Se-
natsanhörung des Drogenhandels beschul-
digt wurde.19 Dies wurde mehr als eine der 
auf den Philippinen üblichen Beschuldi-
gungen zwischen Opposition und Regierung 
bewertet. Präsident Duterte selber, ließ zu 
den Anschuldigungen lediglich ausrichten, 
dass er seinen Sohn umbringen lassen wer-
de, falls die Vorwürfe zuträfen, er sich an-
sonsten aber aus dem Verfahren heraushal-

te.20  
 
Anders werden diese Aktionen im Aus-

land beurteilt und nahezu alle westlichen 
Staaten drückten Ihre Besorgnis über die 
Menschenrechtsentwicklung auf den Philip-
pinen aus. Präsident Duterte reagiert hie-
rauf regelmäßig mit Beschimpfungen, Hohn 
und Spott. Er macht deutlich, dass für ihn 
nur die Verbesserung der Sicherheit auf den 

Philippinen zähle und Menschenrechte vor 
allem nicht dafür missbraucht werden dürf-
ten, um Straftaten zu begehen.  

Die internationale Kritik konzentriert 
sich vor allem auf Sachverhalte mit Bezug 
zum Drogenhandel und dem Umgang mit 
politischen Gegnern des Präsidenten. Die 
übrige Menschenrechtsentwicklung (Gleich-
berechtigung, Religions-, Meinungs-, Eigen-
tums-, Reise-, Versammlungsfreiheit, etc.) 
blieb während der bisherigen Amtszeit 
Dutertes relativ stabil.21   

 
Präsident Duterte steht dem Begriff 

„der Menschenrechte“ eher feindselig ge-
genüber, da er die Befürchtung hat, Men-
schenrechte würden Straftäter schützen. Er 
wurde national und international aufgrund 
der Menschenrechtssituation kritisiert. Dies 
führte auf Seiten des Präsidenten zu einer 
regelrechten Antipathie bzgl. der meisten 
Organisationen und Regierungen, die die 
Einhaltung der Menschenrechte forderten. 
Allerdings betont der Präsident stets und 
wiederkehrend, sämtliche philippinische 
Rechte und Gesetze (also auch diejenigen 
die die völkerrechtlichen Menschenrechte in 
nationales Recht umsetzen) seien zu achten 
und zu respektieren. In mehreren präsiden-
tiellen Erlassen bekannte er sich ebenfalls 
zur Einhaltung der Menschenrechte. Vor 
diesem Hintergrund sind Projektaktivitäten 
im Menschenrechtsbereich auf den Philippi-
nen derzeit nicht einfach.  

 
Die Entwicklung der Menschenrechtssi-

tuation im Land stellt in den kommenden 
Jahren daher eine gewaltige Herausforde-
rung für Regierung, Staat, Zivilgesellschaft, 

Polizei und Justiz dar. Es ist letztendlich 
Aufgabe aller Akteure in einem demokrati-
schen Staat, sich für den Schutz der Men-
schenrechte und somit Rechtsstaatlichkeit 
zu engagieren – dies kann nicht von einer 
einzigen Person abhängen. Menschen-
rechtskonflikte können vor allem in Zusam-
menarbeit mit allen Beteiligten gelöst wer-
den. Hierzu ist ein gemeinsamer Dialog not-
wendig.  



P H I L I P P I N E N  –  I N T E R N A T I O N A L E  A U F M E R K S A M K E I T  A U F G R U N D  P O P U L I S T I S C H E R  T Ö N E  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  D E R  E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T  2 2    43 

Populismus als Waffe seiner Regierungsfüh-
rung 

 
Präsident Duterte setzt gezielt den Po-

pulismus als Instrument seiner Regierungs-
führung ein. Zum einen nutzt er ihn um 
Ängste zu schüren („Politics of Fear“). Die 
Politisierung von Kriminalität und Gerech-
tigkeit nutzt er als Spielwiese, weil sie ein 
starker Auslöser für moralische Entrüstung 
in der Bevölkerung ist. Sein Kreuzzug gegen 
die Drogen zum Beispiel bedient die latente 
Angst der Öffentlichkeit und politisiert ein 
normalisiertes Thema. Die populistische 
Logik, eine „gefährliche Situation“ zu ma-
len, fand bei einer Öffentlichkeit Anklang, 
die zwar bereits die „Gefahr“ erkannte, je-
doch nicht das Vertrauen hatte, den „Feind“ 
zu benennen und zu beschämen; aus Angst 
oder Verpflichtung, den Zusammenhalt der 
Gemeinschaft aufrechtzuerhalten.22 Duterte 
war in der Lage, Bedenken, die vormals im 
Hintergrund lauernden, sichtbar zu machen 
und einer Öffentlichkeit, die sich durch ille-
gale Drogen bedroht fühlte, eine Stimme zu 
geben. Erst durch den Populismus Dutertes 
wurde das Thema in den Vordergrund und 
verstärkt in das Bewusstsein der Bevölke-
rung geschoben.  

Andererseits nutzt Duterte seine popu-
listischen Töne, um Hoffnung zu geben („Po-
litics of Hope“). Es ist ein zentrales Thema 
in nahezu allen seiner Reden, dass er — zur 
Not auch alleine, mit seinen eigenen Händen 
und gegen sämtliche Widerstände innerhalb 
der internationalen Gemeinschaft — die 
Drogenkriminalität bis zu deren vollständi-
gen Verschwinden bekämpfen werde und er 
damit der Garant für eine sichere Zukunft 

ist.   
Des Weiteren darf nicht unterschätzt 

werden, dass Duterte den Populismus auch 
nutzt, um sich vom bisherigen Politikertypus 
der Philippinen abzugrenzen. Auch auf den 
Philippinen ist ein Präsident, der prahlt, 
selber getötet zu haben und u.a. den Papst, 
die EU und den damaligen US-Präsident 
Obama mit Kraftausdrücken aus dem Rot-
lichtmilieu beleidigt, neu und gewöhnungs-

bedürftig. Aber Enttäuschung und Unzufrie-
denheit der philippinischen Bevölkerung mit 
den bisherigen politischen Dynastien der 
letzten 30 Jahren gelten auch als Grund, die 
Popularität Dutertes zu erklären. Letztend-
lich waren seit Diktator Marcos immer wie-
der dieselben Politikerfamilien aus dem 
Großraum Manila an den Schlüsselpositio-
nen der Macht und für die Mehrheit der Fili-
pinos änderte sich wenig; diese lebte wei-
terhin in Armut. Das Wirtschaftswachstum 
lag zwar in den letzten Jahren zwischen 6-7 
Prozent, dies gleicht aber nur das Bevölke-
rungswachstum in nahezu gleicher Höhe 
aus. Die Schere zwischen arm und reich 
wächst weiter und Armut produziert zwangs-
läufig Kriminalität, was dann wiederum zu 
einem Problem vor allem für den Klein- und 
Mittelstand führt. Auch hatte die Bevölke-
rung den Eindruck, dass politische Posten in 
Familien quasi vererbt werden und der vor-
herrschende Reichtum in den gleichen, ein-
flussreichen Familien verteilt bleibt. Duterte 
gilt daher als ein Hoffnungsträger für große 
Teile der Bevölkerung, da er sich mit seinen 
populistischen Worten offen gegen das „old-
establishment“ positioniert.  

 
 

Weiterhin beste Umfragewerte für Präsident 
Duterte 

 
Auch eineinhalb Jahre nach Amtsantritt 

genießt Präsident Duterte weiterhin beste 
Umfragewerte innerhalb der Bevölkerung. 
Zum einen sind sehr hohe Zustimmungswer-
te (etwa im Vergleich zu Europa) für einen 
Präsidenten der Philippinen durchaus nor-
mal und die Erfahrung zeigt, dass diese erst 

nach ca. 3,5 Jahren sinken. Zum anderen ist 
aber Präsident Duterte gerade auch im Ver-
gleich zu seinen Vorgängern zum gleichen 
Zeitpunkt der Amtszeit sehr populär.  

Die Beliebtheitswerte der Präsidenten 
der Philippinen werden seit 1991 durch un-
abhängige Meinungsforschungsinstitute re-
gelmäßig eingeholt und erfreuen sich einer 
sehr großen Aufmerksamkeit in der philippi-
nischen Bevölkerung. Auch die Regierung 
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bezieht sich als Rechtfertigung in Ihren Er-
klärungen immer wieder auf die Ergebnisse 
der Meinungsforschungsinstitute. Die beiden 
bedeutendsten Institute sind wohl Pulse 
Asia und die Social Weather Station, deren 
regelmäßige Veröffentlichungen zu den Be-
liebtheitswerten in der Presse nahezu wie 
Wahlergebnisse behandelt und analysiert 
werden. Aus deutscher Sicht ist dieser „Hy-
pe“ um die Umfrageergebnisse zumindest 
gewöhnungsbedürftig.  

 
Bereits bei Amtsantritt stach Präsident 

Duterte seine Vorgänger mit einem Beliebt-
heitswert („trust rate“) von 91 Prozent und 
einem Zustimmungswert („approval rate“) 
von 86 Prozent aus und stellte neue Best-
marken auf.23 In der letzten im Jahr 2017 
(September) durchgeführten Umfrage erhielt 
er einen Beliebtheits- und Zustimmungswert 
von je 80 Prozent. Dies ist weiterhin eine 
geringfügige Bestmarke für einen Präsiden-
ten 15 Monate nach Amtsantritt. Aber letzt-
endlich ähneln sich die Zustimmungskurven 
der meisten philippinischen Präsidenten 
und fast durchgehend alle erzielten zu die-
sem Zeitpunkt ihrer Amtszeit nach deut-
schem Verständnis „Traumergebnisse“.24 
Gerade diese sehr hohen Werte – etwa im 
Vergleich zu Europa – beschreiben das 
Grundvertrauen, das ein philippinischer 
Präsident zu Beginn seiner Amtszeit genießt 
und verdeutlicht auch den Respekt der Be-
völkerung vor dem Amt des Präsidenten. Zur 
Wiederholung: Gewählt wurde Rodrigo 
Duterte im Mai 2016 mit 38 Prozent der 
Wählerstimmen; einen Monat später stimm-
ten ihm 86 Prozent der Bevölkerung zu.  

 

Auffällig ist, dass Präsident Duterte 
auch innerhalb des Staates – im Vergleich 
zu den anderen Trägern der höchsten 
Staatsämter (Vize-Präsidentin, Senatspräsi-
dent, Sprecher des Repräsentantenhauses 
und der Präsidenten des Obersten Gerichts-
hofes) – (im letzten Quartal 2017) die mit 
weitem Abstand höchsten Zustimmungswer-
te genoss (80 Prozent gegenüber 59 – 31 
Prozent).25  Auch diese Werte scheinen sich 

zum Einen mit dem Respekt vor dem Amt 
des Präsidenten zu begründen. Zum anderen 
– und wie bereits beschrieben – unterschei-
det sich Präsident Duterte vor allem durch 
seinen Populismus von seinen Vorgängern. 
Auch dies scheint noch Auswirkungen auf 
seine Popularität zu haben.  

 
Des weiteren genießt Präsident Duterte 

hohes Ansehen  in allen Bildungsschichten, 
in allen Landesteilen und bei Männern und 
Frauen gleichermaßen 26 Auch dies ist si-
cherlich ein weiterer Indikator für die hohe 
Zustimmung, die Präsident Duterte aufgrund 
seines Amtes, aber auch aufgrund seines 
Auftretens und der Unzufriedenheit mit den 
bisherigen Politikern genießt.    
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Gründe für die Popularität Präsident 
Dutertes 

 
Einem Ausländer fällt es relativ schwer, 

die Gründe für die Popularität darzustellen. 
Aus diesem Grund haben wir diese Frage 
verschiedenen philippinischen Persönlich-
keiten gestellt.27 Die dargestellten Sichtwei-
sen und Gründe stellen jedoch in keiner 
Weise die persönliche Meinung des Verfas-
sers dieses Artikels wieder. Allen Personen 
war natürlich bewusst und bekannt, dass die 
Antworten in Deutschland veröffentlicht 
werden, so dass die Aussagen und Einschät-
zungen möglicherweise etwas diplomati-
scher ausfallen; schließlich geht es auch um 
das Bild der Philippinen in Deutschland. Sie 
sind jedoch ein Abbild über die derzeitige 
Situation und Stimmung auf den Philippi-
nen:    
 
1. Senator Aquilino “Nene” Pimentel Jr. 

Quelle: HSS 

Senator von 1987 – 1992 und 1998 – 2010, 
ehemaliger Senatspräsident und Innenminister, 

ehemaliger (frei gewählter) Bürgermeister der 

Stadt Cagayan de Oro/ Mindanao (1980 – 1984) 

und Gegner von Präsident Ferdinand Marcos, 
während dessen Diktatur er mehrfach im Gefäng-

nis saß. Gründer der Partei PDP-Laban im Jahr 

1982, der heute auch Präsident Duterte ange-

hört. 

 

 

Wie „tickt“ Präsident Duterte? 
 

Auch nach dem ersten Jahr seiner sechs-
jährigen Amtszeit, die 2016 begann, genießt 

Rodrigo R. Duterte eine überwältigende 
Unterstützung in der Bevölkerung.  

Die letzten Umfragewerte28 der “Social 
Weather Station“, einem allgemein aner-
kannten politischen Meinungsforschungsin-
stitut auf den Philippinen, beurteilen 
Dutertes Zustimmungsraten mit 75 Prozent 
„zufrieden“, 12 Prozent „unzufrieden“ und 
10 Prozent „unentschlossen“. 

Und dies, trotz (1) der Zunahme an au-
ßergerichtlichen Tötungen, die die ersten 
Monate seiner Amtszeit getrübt haben, (2) 
des gewalttätigen Aufstandes einiger be-
waffneter Banden in Marawi in Mindanao, 
der – zumindest beim Verfassen dieser Zei-
len – immer noch nicht vollständig beendet 
wurde, und (3) seiner Vorliebe für spontane 
Witze und Kommentare, die sogar langjähri-
ge Freunde und Wegbegleiter falsch verste-
hen können. 

  
Was fasziniert die Bevölkerung am Präsiden-
ten? 

 
Die Antwort ist einfach. Es scheint, dass 

zum ersten Mal in der verworrenen Ge-
schichte der Philippinen, die Bevölkerung 
einen Präsidenten erkennt, dessen Worte 
(über die Entwicklung des Einzelnen) mit 
seinen Taten übereinstimmen.  

Er (Duterte) sagt, er verabscheut Kor-
ruption. Daher entlässt er auch seine eige-
nen Gefolgsleute und ernannten Beamten in 
der Regierung, die – offensichtlich - in kor-
rupte Aktivitäten involviert sind. 

Er beansprucht, sich nicht von den Inte-
ressen anderer bei den notwendigen Refor-
men beeinflussen zu lassen. Er hat aus die-
sem Grund sogar Personen aus Regierungs-

stellen entlassen, die seine Kandidatur als 
Präsident unterstützt hatten.  

Und während er sich mit aller Kraft für 
den Frieden im Land einsetzt, hält er gleich-
zeitig die Tür für Friedensgespräche mit 
bewaffneten Rebellengruppen offen. 

Innenpolitisch ermutigt er die Privat-
wirtschaft, mit der Regierung zusammen zu 
arbeiten, die Modernisierung der Infrastruk-
tur der Philippinen voran zu treiben und 

Quelle: HSS 
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eine Existenzgrundlage für unsere Leute 
bereit zu stellen.  

Insbesondere fordert er alle Teile unse-
rer Gesellschaft auf, sich mit Energie und 
Mitteln für die Errichtung eines modernen 
Eisenbahnsystems auf den Philippinen ein-
zusetzen; dies nicht nur, um die dauerhaften 
Verkehrsprobleme in der Hauptstadt und in 
den anderen schnell wachsenden Regionen 
in Luzon, Visayas und Mindanao zu lösen, 
sondern auch, damit die Bevölkerung einfa-
cher ihren Verpflichtungen nachkommen 
kann.  

Und international befürwortet er nicht 
nur die engere wirtschaftliche, soziale und 
politische Anbindung an die ASEAN-
Nachbarländer, sondern er fördert auch 
friedliche Beziehungen mit Staaten, die in 
vergangenen Zeiten als unsere „Feinde“ 
galten. Die Beziehungen mit China sind hier-
für ein konkretes Beispiel. Wenn harmoni-
sche Beziehungen mit China vorsichtig ent-
wickelt werden, könnten chinesische Kredite 
und Investitionen einfacher ihren Weg auf 
die Philippinen finden und erhebliche Be-
schäftigungsmöglichkeiten für unsere Leute 
darstellen. Persönlich glaube ich aber auch, 
dass wir sehr vorsichtig sein sollten, damit 
die Beziehungen mit China nicht zu einem 
„Ausverkauf“ unseres Landes führen, wie 
dies etwa in Hambantota29 in Sri Lanka ge-
schehen ist.  

Auch sehen die Menschen es positiv, 
dass der Präsident öffentlich Gerechtigkeit 
für zumindest einige Ermordete forderte, die 
vor einigen Monaten offensichtlich unschul-
dig im Rahmen der außergerichtlichen Tö-
tungen hingerichtet wurden. Obwohl sich 
seine Forderung auf einen Einzelfall be-

schränkte, hat diese auch eine generelle 
Aussagekraft für die Aufrechterhaltung von 
Recht und Ordnung auf den Philippinen.“  

 
 
 
 
 
 

 

2. Dean Manuel Jaudian 

 
„Seit der Revolution im Jahr 1986 wa-

ren alle Präsidenten der Philippinen keine 
Juristen und ihr Führungsstil war deswegen 
ähnlich zurückhaltend. Im Falle von Präsi-
dent Duterte ist dies anders: er ist ein Jurist 
und hat einen anderen, streitlustigeren Füh-
rungsstil. Er benutzt juristische Ausdrücke 
um seine Forderungen einzugrenzen, aber 
nicht jeder versteht dies. So drohte er bei-
spielsweise öffentlich „Drogenbarone zu 
töten“, grenzte diese Forderung aber ein, 
sofern von den Drogenbaronen eine Gefahr 
ausgeht und somit eine Notwehrsituation 
vorliegt. Dies ist nicht illegal. Vor diesem 
Hintergrund wird das Land nun von einem 
Präsidenten geführt, der seine Gesetze ge-
nau kennt. Des Weiteren waren alle Präsi-
denten vor Duterte niemals Bürgermeister 
einer Stadt. Im Falle Dutertes wurde er Bür-
germeister in Davao City (Mindanao), als 
damals mörderische Banden der kommunis-
tischen Rebellengruppen ihr Unwesen in der 
Stadt trieben. Er musste knallhart handeln 
und reden, um die Sicherheit in der Stadt 
herzustellen und von den Banden ernst ge-
nommen zu werden. Duterte hat kein Mono-
pol auf seine Beschimpfungen und rüden 
Ausdrucksweisen. Nahezu alle Bürgermeis-
ter und Gouverneure in Nord-Mindanao be-

Quelle: HSS 

Senator,  Kriminologe und Dekan der Universität 

Nord Mindanao in Cagayan de Oro, Parteimitglied 

der Duterte-Partei PDP-Laban und Wahlkampfhel-

fer Dutertes. 
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nutzen diese; sind aber etwas vorsichtiger 
im Umgang mit den Medien.  

So wie ich unsere heutige Gesellschaft 
verstehe, sind die Bürger einfach müde, 
Politikern und ehemaligen Präsidenten zu 
zuhören, die zwar wie „nice guys“ aussehen, 
aber nichts zur Bekämpfung der Kriminali-
tät, inklusive korrupter Politiker, unter-
nommen haben. Ich kann mich erinnern, wie 
die Wähler während des Wahlkampfes be-
geistert reagierten, wenn Präsident Duterte 
sagte „Hört mit den Drogen auf oder ich 
werde Euch umbringen“ und versprach „Kor-
ruption, Misswirtschaft und Untätigkeit in 
der Regierung und staatlichen Einrichtungen 
zu beenden“. Die Bevölkerung sah in Duterte 
jemanden, der seine Macht nutzen wird, das 
Versagen der Regierung zu beenden und der 
die Sorgen der Arbeiterklasse in die Regie-
rung trägt.   

Es kann nicht geleugnet werden, dass 
gerade in städtischen Wohngegenden ein 
massives Drogenproblem existiert und die-
ses von einigen Politikern verharmlost wird. 
Gerade in der Mittelschicht war die Erleich-
terung groß, als Präsident Duterte seinen 
Feldzug gegen den Drogenhandel begann, 
denn damit ist die große Chance auf Frieden 
und Sicherheit in der Nachbarschaft verbun-
den. Dies ist der Grund, weshalb der Präsi-
dent, trotz der umstrittenen außergerichtli-
chen Tötungen, weiterhin sehr gute Umfra-
geergebnisse erzielt.  

Trotz aller negativer Schlagzeilen und 
Kritik, gilt Präsident Duterte in der Bevölke-
rung weiterhin als jemand, der kein Blatt vor 
den Mund nimmt, um die Korruption zu be-
kämpfen. In den letzten Jahren gab es kei-
nen Präsidenten, der sehr nahestehende 

Verwandte und Gefolgsleute wegen Korrup-
tionsvorwürfen entließ, wie dies Präsident 
Duterte etwa mit Innenminister Sueno getan 
hat.  

Seine Beschimpfungen und Hasstiraden 
gegen ausgewählte Wirtschaftsgrößen, Oli-
garchen und einzelne „Wirtschaftszweige“, 
wie etwa das Online-Glücksspiel, das er 
verboten hat, werden von der Mehrheit der 
Bevölkerung zwar als „unorthodox“ angese-

hen, aber doch auch schweigend bestaunt, 
da diesen erstmalig ein Präsident die Stirn 
bietet und ihnen „den Weg zum Ausgang 
weist“.  

Der Präsident, der aus dem Süden der 
Philippinen kommt, wird von den „alteinge-
sessenen Manila-Oligarchen“ als ein feindli-
cher Eindringling in ihre Interessensphäre 
betrachtet. Deswegen werden von diesen 
Oligarchen gezielt vermehrt negative 
Schlagzeilen über die Beschimpfungen und 
das lose Mundwerk des Präsidenten, sowie 
die außergerichtlichen Tötungen produziert 
und gestreut, als über die Erfolge bei der 
Bekämpfung des Drogenhandels und der 
Korruption, sowie der Förderung einer fried-
lichen und lebenswerten Gesellschaft be-
richtet wird.   

Ein weiterer Grund für die hohe Zu-
stimmung für Präsident Duterte liegt in ei-
ner geographischen Besonderheit der Phi-
lippinen: Die Menschen aus dem Süden, aus 
Mindanao und Visayas, unterscheiden sich 
vom Norden (Luzon). Viele Menschen aus 
dem Süden neigen auch in Extremsituation 
noch dazu, Witze zu machen. Dies ist bei 
Präsident Duterte nicht anders. Personen 
aus dem Norden der Philippinen können 
dies nicht nachvollziehen und verstehen. 
Auch fühlt sich die Bevölkerung aus dem 
Süden überwiegend als „Zweite-Klasse-
Bürger“; dies ist begründet durch jahrzehn-
telanger Bevormundung durch den Norden, 
die einseitige, den Süden vernachlässigende 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes, die 
benachteiligende Politik der vorherigen 
Regierungen und das offensichtliche Desin-
teresse der bisherigen Präsidenten am Sü-
den. Mit Präsident Duterte verknüpft der 

Süden nun die Hoffnung, dass endlich einige 
Hauptprobleme durch die Regierung ange-
gangen werden. Auch dies ist ein Grund, 
weshalb der Präsident vor und nach den 
Wahlen eine sehr hohe Zustimmung durch 
die Bevölkerung in Mindanao und Visayas 
genießt.30 

Aktuell steht die Regierung Duterte na-
tional und international unter besonderer 
Beobachtung aufgrund der außergerichtli-
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chen Tötungen im Drogenmilieu und dem 
ausgerufenen Kriegsrecht in Mindanao. 
Trotzdem wird der Präsident weiterhin die 
schweigende Stimme der Bevölkerung ver-
treten, die einfach „die Schnauze voll hat“ 
von der steigenden Anzahl an Drogensyndi-
katen, korrupten Beamten und dem ineffi-
zienten und schikanierend bürokratischen 
Verwaltungsapparat. Die Hoffnung auf Fort-
schritt und Modernisierung besteht weiter-
hin, wobei aber auch noch eine Vielzahl von 
weiteren Reformen, etwa der Wechsel von 
einem zentralen zu einem föderalen System, 
bevorstehen und notwendig sind.“   

 
3. Rechtsanwalt Manuel Marlon 

“Präsident Rodrigo Roa Duterte präsen-
tierte sich dem philippinischen Wähler im 
Wahlkampf 2016 als Außenseiter und Ein-
zelkämpfer und setzte sich dadurch von sei-
nen Gegnern ab, in denen der Wähler den 
üblichen, immer wiederkehrenden Politiker-
typus erblickte. Er erzielte einen überwälti-
genden Wahlerfolg mit über 16 Millionen 
Stimmen (mehr als ein Drittel der abgege-

benen Stimmen) und mit einem Vorsprung 
von mehr als sechs Millionen Stimmen zum 
den Zweitplatzierten. Eineinhalb Jahre nach 
Amtsübernahme bleibt er weiterhin sehr 
populär auf den Philippinen, trotz seines 
ungewöhnlichen und exzentrischen Charak-
ters.  

 Die Popularität Dutertes leitet sich vor 
allem von seinem einzigartigen Charakter 
ab. Im Wahlkampf wurde er als jemand ge-
sehen, der sich komplett von seinen Geg-
nern unterschied. Und als Präsident ist er 
anders als alle seine Vorgänger; dies nicht 
nur aufgrund seiner Persönlichkeit, sondern 
auch aufgrund seiner Positionen zu gewis-
sen Themen und seiner ungewöhnlichen 
Prahlerei. Die von ihm aufgeworfenen Wahl-
kampfthemen waren teilweise komplett neu 
und nicht schon Gegenstand anderer, voran-
gegangener Kampagnen. Er versprach etwa 
die Drogenproblematik auf den Philippinen 
innerhalb von sechs Monaten zu lösen. Er 
kündigte an, arbeitsrechtliche Zeit- und Ket-
tenverträge zu verbieten. Als Präsident zeig-

te er Ländern (vor allem den USA), mit de-
nen die Philippinen langfristig und strate-
gisch freundschaftlich zusammengearbeitet 
hatten und von denen die Philippinen unter-
stützt wurden, ziemlich respektlos die kalte 
Schulter. Er sagte den Oligarchen und Busi-
ness-Tycoons, die in der Vergangenheit als 
„unantastbar“ galten den Krieg an. Und er 
begann neue Friedensverhandlungen mit 
den kommunistischen Rebellen.    

Vielen Filipinos, die trotz der Wechsel 
von einem Präsidenten zu einem anderen, 
noch keine nennenswerte Veränderung in 
ihrem Leben hierdurch erlebt hatten, er-
schien Duterte als Versprechen für „Verän-
derungen“. Aufgrund von Enttäuschungen 
mit vorangegangenen Regierungen wurde er 

 
zu einer willkommenen Alternative, die zu-
mindest einen Versuch wert war. Und die 
Bürger ließen sich auf dieses „Spiel“ ein.  
 

In den ersten Monaten der Amtszeit 
Dutertes wurden, erstmalig seit dem Ende 
der Marcos-Diktatur, wieder Mord und Tot-
schlag in noch nie da gewesener Höhe be-

gangen – sei es als Ergebnis von vorgeblich 
legalen Polizeiaktionen im Rahmen des 
Kampfes gegen den Drogenhandel oder 
durch Selbstjustiz durch die Bevölkerung. In 
diesen Monaten wagten nur wenige Perso-
nen und Organisationen, Präsident Duterte 
hierfür öffentlich zu kritisieren. Die Bürger  

Quelle: HSS 

Senator,   Menschenrechtsverteidiger, Nationaler 

Koordinator der NRO „Alternative-Law-Groups“, 

erfolgloser Kläger gegen das von Präsident Duterte 

verkündete Kriegsrecht.31 
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warteten auf die versprochenen Verände-
rungen und viele betrachteten die Morde als 
kleines Opfer für die versprochenen Verände-
rungen – leider. Das war der Einsatz in die-
sem „Spiel“.    

Mit der fortdauernden Amtszeit Dutertes 
begreifen jedoch mehr und mehr Filipinos, 
dass die versprochenen Veränderungen nicht 
eintreten. Das Drogenproblem bleibt beste-
hen. Die lange erwartete Reform des Arbeits-
rechts mit dem Verbot von Zeit- und Ketten-
verträgen war eine Enttäuschung. Es über-
rascht daher nicht, dass die neuesten Umfra-
gen einen leichten Rückgang der Popularität 
Dutertes zeigen. Obwohl er zwar zugegebener 
Weise weiterhin sehr populär ist, werden die 
Politik der Regierung Duterte und er selber 
merklich verändert wahrgenommen.  

 
Noch immer gilt er als „neu, unver-

braucht und einzigartig“. Aber seine Einzig-
artigkeit begründet sich lediglich darin, dass 
er die Hoffnung für notwendige Veränderun-
gen im Leben der philippinischen Bevölke-
rung verkörpert. Umso länger Duterte im Amt 
bleibt, umso höher werden auch die Erwar-
tungen an ihn und die Geduld mit ihm wird 
abnehmen. Falls er keine Erfolge vorweisen 
kann, wird er zwar als ein anderer Präsident 
(im Vergleich zu seinen Vorgängern) gesehen 
werden, der aber auch keinen Unterschied 
ausgemacht hat.“  

4. Mohammed Julkipli  

 „Wieso sind Präsident Duterte und sei-
ne Regierung so populär auf den Philippi-
nen?  

Die Erfahrung zeigt, dass die Umfrage-
werte nahezu aller philippinischer Präsiden-
ten nach einem Jahr Amtszeit sehr hoch wa-
ren und die Präsidenten eine hohe Populari-
tät genossen. Deswegen ist auch die augen-
blicklich hohe Zustimmung für Präsident 
Duterte nicht überraschend. Erstaunlich ist 
jedoch, wie der Präsident es schaffte, die 
Wahlen zu gewinnen und auch im Amt die 
Unterstützung durch die Bevölkerung zu 
konsolidieren, obwohl er politisch national 
nie nennenswert in Erscheinung getreten 
war und als ein politischer Außenseiter galt?  

Duterte verdankte seinen Erfolg bei den 
Wahlen zum größten Teil der Unzufrieden-
heit der Bevölkerung mit dem aktuellen Sta-
tus-quo des Landes und seine Wahl war vor 
allem auch ein Zeichen der Unzufriedenheit 
und des Protests gegenüber den bisherigen 
Regierungen und den Kandidaten, die mehr 
oder weniger alle aus demselben Umfeld 

stammten. Seine Wahl und seine massive 
Unterstützung durch die Bevölkerung stehen 
sinnbildlich für den Wunsch der Filipinos 
nach Veränderung, nach etwas „Neuem“. 
Vor diesem Hintergrund besteht die größte 
Herausforderung der Regierung Duterte und 
des Präsidenten selber darin, die Erwartun-
gen und Hoffnungen zu erfüllen. Vor allem 
an seinen Wahlkampfversprechen, den The-
men Kampf gegen die Kriminalität (insbe-
sondere den Drogenhandel), Herstellung von 
Frieden und Sicherheit, sowie Einführung 
des Föderalismus wird er sich messen lassen 
müssen.   

Trotz allem kann seit Amtsübernahme 
Dutertes auch eine veränderte Wahrneh-
mung seiner Politik, auch bei denen, die ihn 
unterstützt haben, beobachtet werden: So 
zeigen zum Beispiel die Ergebnisse der 
„Social Weather Station“ von Oktober 2017, 
dass zwar 50 Prozent der Befragten mit der 
Politik der Regierung zur Bekämpfung des 
Drogenhandels hoch zufrieden und 30 Pro-
zent „irgendwie zufrieden“ sind. Aber 

Quelle: HSS 

Mohammed Julkipli ist Rechtsanwalt und Angehö-

riger der muslimischen Minderheit in Mindanao, 

ehemaliger Kommissar der National  Commission 

on Muslim Filipinos. 
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gleichzeitig gaben 71 Prozent der Befragten 
an, es sei sehr wichtig, dass die Polizei tat-
verdächtige Drogenhändler am Leben lasse. 
Dieses Beispiel verdeutlicht, dass es einen 
Widerspruch zwischen der Popularität 
Dutertes auf der einen Seite und der zum 
Ausdruck gebrachten Zustimmung für sein 
Handeln und seine Politik auf der anderen 
Seite gibt.   

 
Momentan ist es noch zu früh, zu sagen, 

ob solche aufgezeigten Widersprüche tat-
sächlich die Popularität Dutertes und seiner 
Regierung gefährden können. Wie schon 
erwähnt, wird sich am Ende auch Präsident 
Duterte an seinen Erfolgen und seinen 
Wahlversprechen messen lassen müssen. 
Hier sieht es bisher durchwachsen aus: 
Dutertes Kampf gegen den Drogenhandel 
zeigt – diplomatisch ausgedrückt - massive 
rechtsstaatliche Probleme auf (die den Prä-
sidenten letztendlich auch dazu zwangen, 
die Zuständigkeiten für das Vorgehen von 
der Polizei auf die Philippine Drug 
Enforcement Agency zu übertragen). Die 
Sicherheits- und Bedrohungslage durch ge-
walttätige Extremisten etwa in Marawi 
(Mindanao), aber auch im West-
Philippinischen Meer (Südchinesisches 
Meer) hat sich massiv verschlechtert. Auch 
alltägliche Dinge, wie die Verbesserung des 
Straßen- und Schienennetzes zur Verringe-
rung der alltäglichen Staus und Transport-
probleme sind noch unendlich weit weg von 
einer Lösung. Die Friedensgespräche mit 
den kommunistischen Rebellen der NPA 
wurden aufs Eis gelegt, während sich die 
Friedensverhandlungen mit den muslimi-
schen Moro weiter verzögern. Ernsthafte 

Bedenken gibt es auch hinsichtlich der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Ebenso kommt der 
Föderalismusprozess derzeit nicht voran. All 
diese Themen müssen eher früher als später 
angegangen werden.“ 
 
 
 
 

5. Eine weibliche Person, die namentlich 

nicht genannt werden will, die jedoch 

aus dem Umfeld eines Projektpartners 

aus dem Menschenrechtsbereich 

stammt und die nun mit Duterte sympa-

thisiert 

„Ich sehe mich als eine gewöhnliche, 
philippinische Staatsbürgerin aus der sog. 

„Mittelschicht“. Ich bewundere und unter-
stütze Präsident Rodrigo Roa Duterte vor 
allem wegen seiner starken und voraus-
schauenden Führungspersönlichkeit, sowie 
seiner erfolgreichen Karriere als Rechts- und 
Staatsanwalt, Vize-Bürgermeister, Abgeord-
neter und langjähriger Bürgermeister der 
Stadt Davao. Er veränderte die Stadt Davao 
als deren Bürgermeister von einem Hort von 
Kriminalität und Gewalt in den 70er Jahren 
zu einer hochmodernen und einer der 
sichersten Städte der Welt heute. Dies zeugt 
von Führungskraft, Kompetenz und vom 
starken Charakter von Präsident Duterte. 

Man darf nicht vergessen, dass Präsi-
dent Duterte eigentlich gar nicht bei den 

Präsidentschaftswahlen im Mai 2016 als 
Kandidat antreten wollte und erst durch das 
Drängen und Bitten von Leuten aus allen 
Gesellschaftsschichten überzeugt werden 
konnte, doch zu kandidieren. Mir persönlich 
gefällt seine Einfachheit und Offenheit, sei-
ne Intelligenz und Bodenständigkeit; er ist 
eine erfrischende Persönlichkeit im Ver-
gleich zu den bisherigen Politikern, die in 
unserem Land reichlich vorhanden sind. Ich 
verfolgte seinen Wahlkampf sehr aufmerk-
sam. Trotz seines ungewöhnlichen Auftre-
tens, war er sehr transparent. Er sagte ge-
nau das, was ich hören wollte, um ihm mei-
ne Stimme zu geben. Während des Wahl-
kampfes wurde mir deswegen auch klar, 

dass er eine gute Chance hatte, zu gewin-
nen, da ihn Filipinos aus allen Landesteilen 
massiv unterstützten.  

Wieso ist Präsident Duterte auch heute 
noch so populär? Als Kandidat sprach er 
genau meine Themen an: Bekämpfung der 
Kriminalität, der illegalen Drogen und der 
Korruption. Und auch heute bleibt er bei 
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diesen Themen und der Erfüllung seiner 
Wahlversprechen standhaft und durchset-
zungsstark. Dies wird von der Bevölkerung 
honoriert. Nach 15 Monaten im Amt hat er 
nachgewiesen, pragmatisch und entschei-
dungsfreudig die Probleme des Landes an-
zugehen. Ich unterstütze seine starke und 
harte Haltung gegen Kriminalität, Drogen 
und Korruption, während ich aber gleichzei-
tig auch mit den Unterdrückten mitfühle. 
Präsident Duterte ist ein Mann, der mit 
Weitsicht handelt und mit seinem Herzen 
spricht. Er ist vertrauenswürdig, ehrlich und 
liebt das Land. Bereits im ersten Jahr seiner 
Amtszeit hat er bewiesen, dass er sich für 
die Belange und Probleme der Armen und 
Verletzlichen einsetzt. Und zu guter Letzt, 
hat sich auch meine persönliche Lebenssitu-
ation im ersten Jahr der Amtszeit Dutertes 
verbessert: meine Wohngegend wurde er-
heblich sicherer.“  

 
Schlusswort 

 
Die fünf verschiedenen Ansichten und 

Stellungnahmen führen zu einer gewissen 
„Unentschiedenheit“, da sie kein klares Bild 
ergeben. Und genau deswegen beschreiben 
sie die aktuelle Situation auf den Philippi-
nen sehr gut.  

Auf der einen Seite steht der Wunsch 
der philippinischen Bevölkerung nach einer 
verbesserten Sicherheitslage. Dieser 
Wunsch ist verständlich. Laut der freien 
Online-Enzyklopädie Wikipedia32, die sich 
auf die Angaben des Büros für Drogenhandel 
und Kriminalität der Vereinten Nationen 
(„United Nations Office on Drugs and Crime 
– UNODC“) bezieht, haben die Philippinen 

die höchste Tötungsrate („homicide rate“) 
in Gesamtasien, mit deutlichem „Vorsprung“ 
in Südostasien und sind in etwa mit Nigeria 
vergleichbar. Diese Zahlen beziehen sich auf 
das Jahr 2014 – und wurden somit noch vor 
Amtsantritt von Präsident Duterte erhoben. 
Im Jahr 2012 hatten die Philippinen die 
höchste Rate an „Amphetaminen-Nehmern“, 
also Konsumenten der synthetischen Droge 
Shabu, in ganz Ost-Asien.33 Auch wenn län-

dervergleichende Zahlen und Statistiken zu 
Verbrechen stets mit etwas Vorsicht zu ge-
nießen sind, so offenbaren diese doch, dass 
die Philippinen auch im Vergleich zu den 
Nachbarländern ein Problem in diesem Be-
reich haben.  

Auf der anderen Seite erscheint frag-
lich, ob Präsident Duterte tatsächlich die 
Sicherheit verbessern kann. Er hatte im 
Wahlkampf angekündigt, dies geschehe in-
nerhalb von sechs Monaten. Dieses Verspre-
chen war sicherlich von Anfang an utopisch 
und niemand hätte dies erreichen können. 
Die Regierung selbst gab immerhin in ihrem 
Jahresbericht 2017 an, die Kriminalität sei 
auf den Philippinen im Vergleich zum Vor-
jahr um 8,44 Prozent zurückgegangen.34 Ob 
dies tatsächlich zutrifft und ob der Drogen-
handel tatsächlich geschwächt wurde, lässt 
sich subjektiv nicht einschätzen. Maßgeb-
lich wird letztendlich aber sein, wie die Be-
völkerung dies empfindet. Grundsätzlich ist 
die Begehung von Straftaten kein geeignetes 
Mittel um Sicherheit herzustellen – im Ge-
genteil. Dies wird auch vermehrt in der Be-
völkerung gesehen. Seit der Tötung des 
Minderjährigen de los Santos scheint es, 
dass das Vorgehen der Regierung im Kampf 
gegen den Drogenhandel verstärkt in der 
Bevölkerung hinterfragt wird und ein Um-
denken stattgefunden hat. Im Zeitalter der 
neuen Medien verbreiten sich Rechtsverlet-
zungen durch den Staat in Windeseile. 
Letztendlich und langfristig steht der Präsi-
dent daher massiv unter Druck, die Sicher-
heit im Land zu verbessern und hierbei die 
Rechte und Gesetze der Republik Philippi-
nen zu beachten. Ob er dies, aufgrund der 
langjährigen und gefestigten Strukturen im 

Drogengeschäft, erreichen kann, bleibt ab-
zuwarten. Die ihm zustehende Zeit und die 
Geduld der Bevölkerung wird allerdings 
weniger werden. Er wird sich an seinen Er-
folgen messen lassen müssen. Hiervon kön-
nen langfristig auch populistische Töne und 
Beschimpfungen nicht ablenken.      

Ähnlich sieht es bei seinem weiteren 
Wahlversprechen aus: der Verbesserung der 
wirtschaftlichen Entwicklung im Süden mit 
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einer damit verbundenen Verbesserung der 
Lebensqualität in Manila. Die Philippinen 
sind ein zentralistischer Staat. Die wirt-
schaftliche Entwicklung findet vor allem im 
Großraum Manila statt und dieser wirkt wie 
ein Magnet auf die philippinische Bevölke-
rung. Die Metropolregion umfasst nach 
Schätzungen ca. 24 Millionen Menschen und 
verfügt über so gut wie kein öffentliches 
Nahverkehrssystem. Die Lebensbedingungen 
für den überwiegenden Teil der Bevölkerung 
der Metropole sind daher, mit stundenlan-
gen täglichen Staus auf dem Weg zur Arbeit 
und schwindendem Wohnraum, bescheiden. 
Gleichzeitig verlangsamt sich die wirtschaft-
liche Entwicklung der anderen Landesteile, 
da die Arbeitsplätze in Manila sind und die 
ausgebildeten Arbeitskräfte dorthin ziehen. 
Dies führt zu einer Nord-Süd-Konkurrenz mit 
einem „reicheren“ Norden und einem armen 
Süden. Zur Verbesserung dieser Situation ist 
ein zentrales Anliegen der Regierung 
Duterte die Schaffung von föderalen oder 
dezentralen Strukturen auf den Philippinen. 
Ob ihm dies gelingen wird, bleibt ebenfalls 
abzuwarten. Zwar haben erste Diskussionen 
hierüber in den Abgeordnetenhäusern be-
reits stattgefunden, aber die Diskussion 
befindet sich noch im Anfangsstadium. Das 
ihm zur Verfügung stehende Zeitfenster zur 
Veränderung des Staatsaufbaus wird in je-
dem Fall kleiner.     

Und auch sein drittes Wahlversprechen, 
die Bekämpfung der Korruption und eine 
damit verbundene Veränderung der politi-
schen Struktur auf den Philippinen, ist noch 
nicht erreicht. Wie bereits dargestellt, feuer-
te Präsident Duterte einige, ihm auch nahe-
stehende Amtsträger wegen Korruptionsver-

dacht. Im Dezember 2017 trennte er sich 
von weiteren Führungskräften wegen ihrer 
erhöhten Reisetätigkeiten ins Ausland. Dies 
alles wurde in der Bevölkerung mit Wohl-
wollen festgestellt und brachte ihm Aner-
kennung ein. Allerdings wirft der Rücktritt 
seines Sohnes Paolo als Vize-Bürgermeister 
von Davao, nach dem Drogenvorwürfe gegen 
ihn erhoben wurden, auch Fragen auf.35  

 

Die Menschenrechtsarbeit der Hanns-Seidel-
Stiftung auf den Philippinen 

 

Seit 2008 arbeitet die Hanns-Seidel-

Stiftung (HSS) erfolgreich an der Schaffung 
von Grundlagen für einen lokalen Dialog 

zwischen Zivilgesellschaft, den lokalen, 

staatlichen Behörden, der Menschenrechts-

kommission und den Sicherheitskräften (Po-
lizei und Militär) hinsichtlich der Menschen-

rechtssituation und –verletzungen auf lokaler 

Ebene. Dieser Dialog beinhaltet auch Men-

schenrechtsverletzungen, die aufgrund wirt-
schaftlicher Interessen begangen wurden 

und bei denen Sicherheitskräfte als Instru-

mente der Wirtschaft missbraucht wurden. 

Im Rahmen dieses Programmes arbeiten 
weiterhin die Sicherheitskräfte auf der einen 

und die Zivilgesellschaft und Menschen-

rechtsverteidiger auf der anderen Seite auf 

lokaler Ebene zur konkreten Verbesserung 
der Menschenrechtssituation zusammen.  

Des Weiteren kommt der Polizei eine 

Schlüsselrolle zu, da sie grundsätzlich die 

erste Verteidigerin der Menschenrechte ist. 
Die Achtung der Menschenrechte in der Pra-

xis muss deswegen bereits Gegenstand der 

Polizeigrundausbildung sein und es besteht 

fortlaufend der Bedarf den Menschenrechts-
schutz in Polizeioperationen zu überwachen 

und insofern die Menschenrechtskenntnisse 

der Polizeibeamten zu erhöhen. Aus diesem 

Grund unterstützt die HSS das Philippine 
Public Safety College bei der Einführung 

einer menschenrechtsachtenden, bürgerna-

hen und praxisorientierten Polizeigrundaus-

bildung und die philippinische Polizei bei der 
Durchführung von Bildungs- und Dialogver-

anstaltungen für ihre Polizeibeamten zu dem 

Thema.  

Mit all diesen Projektmaßnahmen wur-
de bereits vor Amtsübernahme von Präsident 

Duterte begonnen und diese werden unver-

ändert fortgesetzt. Die Teilnehmer bekennen 

sich in den Veranstaltungen zur Rechtsstaat-
lichkeit und den Menschenrechten. Es gilt 

weiterhin, gerade diese Kräfte zu unterstüt-

zen und zu fördern.  
 

Mehr zu unserer aktuellen Arbeit unter: 
https://www.hss.de/weltweit-

aktiv/asien/philippinen/ 
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Zusammenfassend kann gesagt werden, 
dass Präsident Duterte das Vertrauen der 
philippinischen Bevölkerung weiterhin ge-
nießt. Dies ist zum jetzigen Zeitpunkt seiner 
Amtszeit durchaus normal. Die Erfahrung 
zeigt aber auch, dass nach circa 3,5 Jahren 
die Zustimmung sinkt. Dies wäre im Dezem-
ber 2019 der Fall. Langfristig wird er sich 
daran messen lassen müssen, ob er seine 
zentralen Wahlversprechen erfüllen kann. Er 
benutzt bewusst den Populismus, um sich 
von anderen Politikern abzugrenzen und - es 
scheint zumindest – um von innenpoliti-
schen Herausforderungen abzulenken.   

 
 

|| Götz Heinicke 

Auslandsmitarbeiter Philippinen 
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Populistische Politik und die Krise der ökono-
mischen und politischen Integration in 
Ostasien 
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Die rasante wirtschaftliche Entwicklung, die Ostasien in den letzten Jahrzehnten 
durchlaufen hat, war mehr durch nationale Anstrengungen und bilaterale Koopera-
tion und weniger durch regionale Institutionen vorangetrieben, die etwa in Europa 
eine sehr große Rolle gespielt haben.  Dennoch schien sich auch in Ostasien eine 
stärkere Institutionalisierung wirtschaftlicher und politischer Integration anzubah-
nen, etwa vom losen Zusammenschluss APEC hin zur Transpazifischen Partnerschaft 
(TPP). Allerdings hat auch in Ostasien der Populismus zu einer Neubewertung der 
Integration geführt, die jetzt wesentlich mehr unter dem Gesichtspunkt unmittelba-
rer Vorteile gesehen wird. Dadurch entstehen eine Reihe von Konflikten, die die po-
litische und wirtschaftliche Agenda Ostasiens in der Zukunft mitbestimmen werden.
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Populistische Politik und die Krise der ökonomi-
schen und politischen Integration Ostasiens 

 
 
 
|| Bernhard Seliger 

 
Diskussionen um politischen Populis-

mus drehen sich zumeist um Populismus in 
den Demokratien des Westens – Europa und 
den USA – und die autoritären, aber den-
noch auf einer Zustimmung des Volkes ba-
sierenden Staaten in Osteuropa (insbeson-
dere Russland), dem Nahen Osten (etwa in 
der Türkei) und Lateinamerikas. Ostasien 
steht weniger im Blickpunkt, dennoch kann 
man dort auch eine Tendenz zu politischem 

Populismus erkennen, die nicht nur inner-
staatliche Auswirkungen hat, sondern auch 
die Hoffnung auf ein Zusammenwachsen der 
Region zunichte machen könnte.   
 
Anfänge regionaler Integration in Ostasien 

 
Die Bestrebungen zu wirtschaftlicher 

Integration sind in Ostasien lange Zeit ver-
halten gewesen. Auch die Organisationen 
der politischen Integration wie ASEAN führ-
ten lange Zeit ein Schattendasein. Gleichzei-
tig entwickelten sich jedoch – und dies ist 
ein Spezifikum der asiatisch-pazifischen In-
tegration –  Formen der regionalen Integrati-
on, die im Westen kaum beachtet wurden. Als 
in den späten achtziger Jahren das Interesse 
an der erfolgreichen Entwicklung der ostasia-
tischen Staaten anstieg, wurden auch die 
Aussichten der regionalen Integration ge-
nauer untersucht. Gleichzeitig ergab sich 
Anfang der neunziger Jahre – auch durch 
Befürchtungen vor der fortschreitenden In-
tegration in Westeuropa, die zu einem 

“fortress Europe” führen könne, und vor 
dem weltweiten neuen Regionalismus – ein 
neuer Schub für regionale und inter- 

 
regionale Integration in Ostasien, insbeson-
dere durch die Gründung der APEC (Asia-
Pacific Economic Cooperation). In der wirt-
schaftswissenschaftlichen Literatur wurde 
die entstehende Wirtschaftsintegration in 
Ostasien als “de facto” Integration im Ge-
gensatz zur europäischen institutionalisier-
ten "de iure" Integration gedeutet. Damit 
schien sie die adäquate Form der Wirt-
schaftsintegration in einer Region zu sein, 
die eine weitaus größere Heterogenität als 
etwa Europa aufwies, vor allem bei den poli-
tischen Systemen, aber auch den Wirt-

schaftssystemen. Institutionalisierte Formen 
der Integration schienen etwa zwischen Län-
dern, die durch politische Konflikte, ideologi-
sche Differenzen und geschichtliche Gegen-
sätze gekennzeichnet waren, nicht möglich. 
Die "Unterinstitutionalisierung" wurde aus-
geglichen durch den Pragmatismus der Staa-
ten, für die gegenseitiger Handel wichtiger 

und politische Unterschiede weitaus erträgli-
cher erschienen, als dies etwa in Europa der 
Fall war. 

 In den entstehenden politischen Integ-
rationsgebieten und Wirtschaftsräumen wie 
der ASEAN und APEC waren die Prinzipien 
der Freiwilligkeit, gekoppelt mit „peer 
pressure“, d.h. der Vorbildfunktion von Vor-
reitern, etwa beim Abbau von Zöllen, sowie 
in politischen Entscheidungen, die das gan-
ze Gebiet betreffen, sowie das Konsensprin-
zip die wichtigsten Prinzipien der Koopera-
tion. Auf der subnationalen Ebene wurden 
vielerorts Formen der angepassten Integra-
tion gefunden, etwa für die Stadtstaaten 
Hong Kong und Singapur und die sie umge-
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benden Gebiete oder für das Mekong-Delta.  
Theoretisch wurde diese Form der Integrati-
on untermauert von der Debatte um asiati-
sche Werte (wie etwa durch den singapuri-
schen Diplomaten und Wissenschaftler 
Mahbubani in seiner lesenswerten Essay-
sammlung „Can Asians think?“).  Allerdings 
wurden immer wieder auch die Grenzen der 
auf Freiwilligkeit und Konsens basierenden 
Integration sichtbar, etwa bei den Schwie-
rigkeiten der Gründung der Freihandelszone 
AFTA in der ASEAN, vor allem aber auch in 
der Asienkrise, die sich dieses Jahr zum 
zwanzigsten Mal jährt. Die AFTA-Gründung 
verzögerte sich immer wieder, u.a. wegen 
protektionistischer Bestrebungen in wichti-
gen Industrien wie der Autoindustrie. Eine 
weitaus größere Herausforderung stellte die 
Asienkrise da, da plötzlich aus dem von der 
World Bank so betitelten „Asian Miracle“ 
eine Krise wurde, die die engen Verflech-
tungen autoritärer Regierungen mit einfluss-
reichen Großunternehmen, die jahrelang 
hohe Wachstumsraten zu garantieren schie-
nen, in Frage gestellt wurden.  

Die Asienkrise führte letztlich zu einem 
Konsens, dass zumindest im Bereich der 
Wirtschaftsordnungspolitik die Idee der 
speziell „asiatischen Werte“ klar gescheitert 
war; sie wurden jetzt als Versuch der Ver-
brämung von Korruption und Vetternwirt-
schaft in so unterschiedlichen Ländern wie 
Indonesien, Thailand oder Südkorea gedeu-
tet. Der rasche Wiederaufstieg mancher asi-
atischen Länder wie Südkorea basierte dann 
teilweise auf einer Abkehr der früheren spe-
zifischen Ordnungsmodelle mit einem star-
ken, intervenierendem Staat und teilweise 
auf dem Gebrauch flexibler Wechselkurse (in 

die sich die EU in ihren eigenen Krisen frei-
willig begeben hat...). Dies, zusammen mit 
einer stärkeren Einflussnahme der Welthan-
delsorganisation WTO und dem Wunsch Asi-
ens, sich auch politisch stärker zu koordi-
nieren, führte unmittelbar nach der Asien-
krise zu dem Versuch, mit neuen Formen der 
Integration wie „ASEAN plus drei (China, 
Japan, Korea)“, häufigeren Gipfeltreffen der 
asiatischen Staatschefs, der Einrichtung 

einer trilateralen Kommission in Nordost-
asien und einer Vielzahl von Gremien zur 
Fachkoordination einen Weg zu einer ost-
asiatischen Union zu finden. Dies erfüllte 
sich aber letztlich nicht: stattdessen kam es 
geradezu zu einem Rennen um bilaterale 
Freihandelsabkommen, zunächst begonnen 
durch Japan und dann Korea und dann auf 
die ganze Region übergreifend.  

Diese Abkommen hatten oft sehr eige-
ne Formen, schlossen bestimmte Sektoren 
(oft den Agrarsektor, den Dienstleistungs-
sektor und den Arbeitsmarkt) von der In-
tegration aus, und waren so in ihrer Wohl-
fahrtswirkung für die beteiligten Staaten 
und Drittstaaten sehr schwer einzuschät-
zen. Die „Nudelschale“ bilateraler Abkom-
men entsprach jedenfalls nicht dem Ideal 
regionalen (oder weltweiten) Freihandels; 
andererseits war sie möglicherweise einer 
Situation ganz ohne Freihandelsabkommen 
überlegen.  

Bilaterale Investitionsabkommen oder 
„Umfassende Wirtschaftspartnerschaften“ 
ergänzten die Freihandelsabkommen. Vor 
allem aber war damit die Hoffnung verbun-
den, doch noch zu einem umfassenden Frei-
handel zu kommen, nämlich dann, wenn 
durch die bilateralen Abkommen die Wider-
stände gegen freien Handel aus dem jeweils 
in einem Land besonders sensitiven Sektor 
genügend geschwächt wären. So wurde nach 
den anfänglichen Schwierigkeiten auch die 
AFTA schließlich Realität, gepuscht von bila-
teralen Abkommen von immer mehr ASEAN-
Staaten, und so konnte sich auch der Gedan-
ke der Transpazifischen Partnerschaft (TPP) 
entwickeln, dessen Ursprünge sich schon im 
„P4“-Abkommen von Brunei Darussalam, 

Chile, Neuseeland und Singapur von 2005 
finden. Ab 2008 traten acht weitere Staaten 
(Australien, Kanada, die USA, Japan, Malay-
sia, Mexiko, Peru und Vietnam) den TPP-
Verhandlungen bei. Nach dem Rückzug der 
USA, die unter der Trump Administration in 
dem Abkommen das nationale Interesse 
nicht gewahrt sieht, vereinbarten die ande-
ren elf Staaten im Mai 2017, alleine 
weiterzuverhandeln.  
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Von autoritären Regierungen zur populisti-
schen Stimmungsdemokratie/  
-autokratie? 

 
Während des Kalten Krieges war Ost-

asien mit wenigen Ausnahmen durch entwe-
der kommunistische Diktaturen oder autori-
täre Regierungen bzw. Diktaturen mit eher 
marktwirtschaftlicher Ausrichtung geteilt. 
Japan mit seiner nach dem verlorenen Krieg 
aufgezwungenen Demokratisierung nahm 
eine Sonderstellung ein. Mit dem Ende des 
Kalten Krieges kam es sowohl in den kom-
munistischen Staaten wie in den autoritär 
geführten Staaten vielfach zu Demokratisie-
rungsbestrebungen, die teilweise zu einem 
langsamen Umbau der Gesellschaft führten, 
teilweise auch zu Umstürzen bestehender 
Regierungen. Eine Folge war, dass Staatsfüh-
rungen der „vox populi“ mehr Raum geben 
mussten. Dies führte zum Aufstieg populisti-
scher Politiken sowohl in den immer noch 
autoritären Regierungen wie auch in den 
neuen Demokratien. Populismus, der in Eu-
ropa und Amerika oft als ein Niedergang der 
Demokratie gesehen wird, hat hier also eher 
die Stärkung des Bürgerwillens zu populisti-
scheren Politiken geführt.  

  
In Bezug auf die Transpazifische Part-

nerschaft war es ironischerweise  gerade 
das befürchtete einseitige nationale Inte-
resse der USA, nämlich das, China geopoli-
tisch und ökonomisch zu isolieren, das an-
dere Staaten wie Südkorea davon abgehal-
ten hat,  dem Abkommen beizutreten, da 
man Nachteile im Handel mit China befürch-
tete. Und wiederum ironischerweise ist es 
gerade Südkorea, das unter dem wachsen-

den Populismus der chinesischen Außenpo-
litik gelitten hat, nämlich wegen der Aufstel-
lung des amerikanischen Raketenabwehr-
systems Terminal High Altitude Area Defen-
se (THAAD). THAAD dient zur Abwehr ballis-
tischer Raketen und ist deshalb für Südko-
rea als Teil der Antwort auf die nukleare 
Bedrohung aus Nordkorea unabdingbar. 
China jedoch hatte THAAD, das aus Südko-
rea heraus potenziell auch chinesische Ra-

keten verfolgen und abschießen kann, im-
mer in erster Linie als eine amerikanische 
Verteidigung gegen China verstanden und 
vor der Stationierung von THAAD in Südko-
rea vehement protestiert. Als THAAD dann in 
einem Hauruck-Verfahren von der amtieren-
den Regierung 2016 aufgestellt wurde – die 
südkoreanische Präsidentin war kurz zuvor 
ihres Amtes enthoben worden – schlug Chi-
na mit wirtschaftlichen Waffen zurück: Süd-
koreanischen Firmen wurden Lizenzen ver-
weigert, sie hatten unter Sonderaudits zu 
leiden, Supermärkte wurden de facto boy-
kottiert und in 2017 kamen schätzungsweise 
fünf Millionen weniger chinesische Touris-
ten nach Südkorea als im Vorjahr – ein emp-
findlicher Schlag für die Tourismusindustrie 
des Landes. Hier zeigt sich deutlich, welche 
Probleme durch fehlende institutionelle 
Absicherung von Freihandel entstehen, vor 
allem im Handel mit Staaten wie China, die 
immer noch einen sehr starken direkten und 
impliziten Einfluss auf privatwirtschaftliche 
Entscheidungen nehmen. Im Oktober 2017 
einigten sich China und Südkorea zunächst 
darauf, wirtschaftliche Entscheidungen und 
den politischen Konflikt um THAAD vonei-
nander zu trennen. Auch China hatte unter 
seiner Politik zu leiden, denn Südkorea ist 
dort einer der größten Investoren im indust-
riellen Bereich. Eine echte Lösung des Prob-
lems ist aber noch nicht gefunden und das 
geplante koreanisch-chinesische Freihan-
delsabkommen liegt auf Eis.  

 
THAAD ist ein Beispiel dafür, wie wirt-

schaftliche Entscheidungen unmittelbar mit 
direkten politischen Vorteilen verknüpft 
werden, aber nicht das einzige. Bereits seit 

Jahren schwelt der Konflikt um Inseln im 
südchinesischen Meer und immer wieder 
kocht auch der Konflikt mit Japan um die 
Aufarbeitung der Vergangenheit hoch. Wäh-
rend China lange außenpolitisch sehr be-
sonnen agierte, hat sich dies unter Xi 
Jinping deutlich geändert. Dies hängt einer-
seits mit der tatsächlichen Stärke Chinas 
zusammen, das jetzt nach einem jahrzehnte-
langen langsamen Aufbau seiner Streitkräfte 
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über eine moderne Armee und Marine   ver-
fügt, und das wirtschaftlich schon längst alle 
anderen Staaten der Region abgehängt hat, 
andererseits aber auch mit dem Versuch, 
durch außenpolitische Themen politische 
Zustimmung für die autoritäre Regierung zu 
erreichen, da der wirtschaftliche Erfolg, der 
jahrzehntelang die Bedingung für politische 
Zustimmung war, inzwischen zu einer riesi-
gen Kluft im Land geführt hat und die daraus 
resultierende Ungleichheit politisch immer 
schwerer wiegt.  

 
Aber auch in anderen Ländern der Regi-

on sind es oft populistische Parolen, die 
eine vertiefte Zusammenarbeit von Nationen 
erschweren. So sind sich im Prinzip Südko-
rea und Japan darin einig, dass zur Abwehr 
der Nuklearpolitik Nordkoreas eine Zusam-
menarbeit auf allen Ebenen, auch der Ge-
heimdienste, notwendig ist. Dennoch wurde 
ein entsprechendes Abkommen zunächst 
von der damaligen Opposition Südkoreas 
(und jetzigen Regierungspartei) scharf kriti-
siert und letztlich politisch unmöglich ge-
macht und dann, als es aufgrund des Drucks 
der USA doch noch zustande kam, nach Me-
dienberichten nur äußerst mangelhaft im-
plementiert. Der wichtigste Streitpunkt zwi-
schen Japan und Südkorea ist der Umgang 
mit den sogenannten Trostfrauen, koreani-
schen Zwangsprostituierten für die japani-
sche Armee im zweiten Weltkrieg. Ein von 
der früheren südkoreanischen Regierung mit 
Japan ausgehandeltes Abkommen zu Ent-
schädigungszahlungen wird von der jetzigen 
Regierung abgelehnt, und die Aufstellung 
von Mahnmälern unmittelbar vor japani-
schen diplomatischen Gebäuden in Seoul 

und Busan entsprach keinesfalls diplomati-
schen Gepflogenheiten, bediente aber süd-
koreanische Gefühle. Auch beim immer wie-
der aufflammenden rhetorischen Konflikt um 
die Felsengruppe Dokdo im japanischen 
Meer (dem südkoreanischen Ostmeer) wur-
den solche Gefühle immer wieder gezielt 
von den wechselnden Regierungen Südko-
reas eingesetzt, um politische Zustimmung 
zu erreichen. Umgekehrt gibt es solche po-

pulistischen Tendenzen natürlich auch in 
Japan, wo ja eine ganz eigene Bewegung 
Schritte der Aufarbeitung der Vergangenheit 
zurückdrehen will.  

 
All das macht Fortschritte in der politi-

schen und wirtschaftlichen Integration Ost-
asiens derzeit schwierig. Die pragmatische 
Ausrichtung der Politik, die früher – beseelt 
vom Wunsch nach Wirtschaftswachstum – 
über politische Differenzen hinwegsehen 
konnte, scheint heute schwerer  und schwe-
rer möglich zu sein. Dies hängt nicht etwa mit 
Rückschritten der Demokratie zusammen, 
sondern eher mit einer stärkeren Berücksich-
tigung von Stimmungen in der Bevölkerung 
als früher, selbst in Staaten wie China, die 
keine parlamentarischen Demokratien  ha-
ben, trotzdem aber  gewisse Rücksicht auf 
die Stimmung in der Bevölkerung nehmen 
müssen. Daraus werden dann populistische 
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„Stimmungsautokratien“, die den ostasiati-
schen Integrationsprozess entweder im mer-
kantilistischen Sinn als Nullsummenspiel 
verstehen oder aber Integration an das eng 
gefasste nationale Interesse verknüpfen. 
China hat mit der Errichtung der Asiatischen 
Investitionsbank und der One Belt, One 
Road Initiative gezeigt, wie effektiv das sein 
kann. Für Europa, dessen Vorbildwirkung für 
die Integration Ostasiens schon lange ge-
schwunden ist, muss dies Anlass zu Sorge 
sein, denn mit dieser Form der Integration 
werden auch politische Modelle gefördert, 
die dem europäischen Ideal der parlamenta-
rischen Demokratie stark entgegenstehen. 

       
 

|| Dr. Bernhard Seliger 

Auslandsmitarbeiter Korea 

 
 

 



Sergio Angel Baquero 

Die Verkürzung der Demokratie: 
Nicht-charismatischer Populismus in Venezuela

Schlagwörter:
Chávez - Maduro - Venezuela - charismatischer Populismus - Demokratie - Lateinamerika - politischer 
Wandel Venezuela - Bolivarismus

Der Populismus und die Demokratie stehen in einer antagonistischen Beziehung zu-
einander, was in Lateinamerika dazu geführt hat, dass auf verschiedenen Wegen und 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten die freiheitlich-demokratischen Institutionen im-
mer wieder in Frage gestellt wurden. Der Populismus richtet sich oft an einer charis-
matischen politischen Führungsfigur auf. Es stellt sich daher die Frage was passiert, 
wenn ein nicht-charismatischer Staatspräsident den Weg des Populismus geht. Am 
Beispiel des venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduro (seit 2013) soll die Gestalt 
eines nicht-charismatischen Populisten nachgezeichnet werden. Die Analyse zieht 
den Vorgänger von Maduro, Hugo Chávez (1999-2013), als Gegenbeispiel für einen 
charismatischen Populisten zu einem Vergleich der Charakteristika beider Modelle 
heran und beschreibt so die Entwicklung des Populismus in Venezuela seit dem Be-
ginn der Bolivarischen Revolution.
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Die Verkürzung der Demokratie:  
Nicht-charismatischer Populismus in Venezuela 
 
 
 
|| Sergio Angel Baquero 
 
Der Politologe Kurt Weyland vertritt die 

These, dass man von populistischer Politik 
sprechen kann, wenn ein politischer Führer 
die Regierungsgeschäfte auf Grundlage ei-
ner breiten Gefolgschaft ausübt.1 Dies öffnet 
dann die Tür dafür, strategische Referenden 
wie Volksabstimmungen, politische Märsche 
und Versammlungen als Mittel einzusetzen, 
um den Rückhalt in der Bevölkerung aufzu-
zeigen, was zugleich ein Merkmal dieser 
Regierungen ist. Und es sind eben diese 
Mechanismen, welche die politischen Führer 
dazu nutzen, ihre Spielräume im politischen 
System zu erweitern, ihren politischen Ego-
ismus durchzusetzen und zugleich die Hand-
lungsspielräume für die Opposition einzu-
schränken. 

 
Die permanente Aktivierung der Wahl-

bevölkerung und der politischen Basisorga-
nisationen sind nicht die einzigen Grundla-
gen des Populismus, denn gänzlich jenseits 
der Betrachtung als Ausdruck eines kran-
kenden politischen Systems könnte dies 
auch als eine Form von Accountability oder 
Rechenschaftslegung und somit positiv in-
terpretiert werden. Als Populismus hingegen 
können diese Handlungsweisen gesehen 
werden, wenn weitere Faktoren hinzukom-
men, die einen eindeutigen Beigeschmack 
haben: So beispielsweise Strategien, die 
eine Unterscheidung zwischen einem „Wir“ 
und „den Anderen“ schaffen; das gezielte 
Streben nach einem Bruch der bestehenden 
Ordnung in Verbindung mit illusorischen 
Versprechen hinsichtlich Veränderungen; 
die Nutzung redistributiver Politiken aus  

 
wahltaktischen Gründen oder nicht zuletzt 

die permanente Nutzung von Strategien zur 
verbalen Ansprache der Bürger.2 

Auch wenn Demokratie und Populismus 
durch die Geschichte immer wieder vereint 
wurden und denselben Weg genommen ha-
ben, unterscheiden sie sich deutlich. Mit 
Blick auf den Faktor Zeit ist es so, dass wäh-
rend die Demokratie den Weg über die Insti-
tutionen geht und daher bisweilen längere 
Zeiträume benötigt um politische Maßnah-
men zu beschließen und umzusetzen, geht 
der Populismus einen unmittelbaren, ver-
kürzten Weg, der kurzfristigen Wandel und 
schnelle Veränderungen verspricht, die un-
mittelbar und deutlich von der Wahlbevölke-
rung spürbar sind. Der wohl größte Unter-
schied liegt jedoch im Verhältnis des Popu-
lismus zu den Institutionen, denn eine frei-
heitliche Demokratie baut auf politische 
Parteien, Gewaltentrennung und Pluralis-
mus, während der Populismus durch seine 
direkte Beziehung mit den Bürgern über die 
Institutionen hinweg geht, dabei die Partei-
en und die Unabhängigkeit der Staatsgewal-
ten überspringt und seine Kraft auf die Ver-
folgung der Opposition richtet. 

Dieser Unterschied ist allerdings oft 
nicht in dieser Klarheit zu erkennen und, 
mehr noch, oft erscheint es so, dass der Po-
pulismus durch die Einbindung marginali-
sierter Gruppen und die Neuinterpretation 
der politischen Gedankenwelt das Beste der 
Demokratie in sich vereint. Dies geht in La-
teinamerika soweit, dass es ungeachtet vom 
Wandel der ideologischen Vorzeichen bei 
Regierungswechseln von links nach rechts 
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und umgekehrt der Populismus als ein ver-
einendes Element oder gar roter Faden be-
trachtet werden kann. Dies ist beispielswei-
se der Fall bei Regierungen wie die von Car-
los Menem in Argentinien und Alberto Fuji-
mori in Peru in den 1990er Jahren, die neo-
liberalen Vorstellungen folgten, ganz anders 
also als die „klassischen“ Populisten, aber 
wiederum auch anders als die populisti-
schen Regierungen der „neuen Welle“ von 
Hugo Chávez in Venezuela, Rafael Correa in 
Ecuador, Christina Kirchner in Argentinien 
und Evo Morales in Bolivien.3 Dies zeigt, 
dass der Populismus keine bestimmte poli-
tische Ideologie verfolgt, sondern von ganz 
unterschiedlichen Bewegungen als Waffe 
eingesetzt wird und dieser sich wie ein his-
torisches Pendel den Gefühlen der Wähler-
schaft anpasst.   

Lateinamerika war in diesem Sinne 
stets eine Brutstätte für populistische Regie-
rungen – dies auch aufgrund der in der Re-
gion vorherrschen sozialen und ökonomi-
schen Bedingungen. Armut und Ungleich-
heit, aber auch die historisch betrachtet 
schon immer marginalisierten Gesell-
schaftsgruppen und die von der Politik weit 
entfernten Minderheiten, sind der Treibstoff 
zur Nutzung des historischen Erbes des tra-
ditionellen Politiker-Ideals des Caudillos, 
eines starken politischen Anführers, der sich 
mit dem Volk verbündet und über demokra-
tischen Institutionen und vor allem die Jus-
tiz hinwegsetzt. Und auch wenn man Latein-
amerika nicht als einzigen geographischen 
Raum betrachten kann, in dem sich das Phä-
nomen Populismus entwickelt hat, so bleibt 
die Region doch ein idealer Nährboden für 
dessen Entstehung, Entwicklung und Ver-

breitung. 
 
Es lässt sich bis hierin festhalten, dass 

der Populismus einen starken Personenbe-
zug, einen anti-institutionellen und anti-
demokratischen Charakter hat. Es stellt sich 
als nächstes die Frage, wie es sich mit dem 
Charisma des politischen Führers verhält. 
Ist es denkbar sich im Sinne des Populismus 
über die Institutionen zu erheben, ohne ein 

charismatischer Führer zu sein? Für 
Weyland ist Charisma ein Charaktermerkmal 
der populistischen Führer, aber es ist nicht 
unabdingbare Voraussetzung für den Popu-
lismus.4 Präsident Fujimori in Peru genoss 
als populistischer Politiker große Populari-
tät, dies jedoch wegen seiner Politik der 
harten Hand und nicht wegen seines Cha-
rismas oder eines besonderen Drahts zu den 
Menschen. 

Komplizierter wird die Betrachtung, 
wenn es sich um einen Prozess der Macht-
übergabe handelt wie dies in Venezuela 
anlässlich des Todes von Präsident Hugo 
Chávez im Jahr 2013 der Fall war. Chávez 
war ein politischer Führer, der sehr populär 
war, was sich nicht zuletzt auf sein Charisma 
zurückführen ließ. Sein Nachfolger Nicolás 
Maduro ist weit davon entfernt ein charis-
matischer politischer Führer zu sein – auch 
wenn er den politischen Diskurs, die Rheto-
rik sowie Gestik und Mimik seinen Lehr-
meisters imitiert. Vor diesem Hintergrund 
sollen im Folgenden am Beispiel Venezuelas 
die Merkmale und Besonderheiten beim 
Übergang von einen charismatischen zu 
einem nicht-charismatischen populistischen 
Führer aufgezeigt werden. 

 
Populismus der Zahlen vs. Verdunklung der 
Statistiken 

 
Der Wahlerfolg von Hugo Chávez und 

dessen Übernahme des Präsidentenamts im 
Februar 1999 zeigt zwei Präzedenzfälle für 
den Übergang von einer demokratischen, 
aber delegitimierten Regierung zu einer 
populistischen Regierung mit einem hohen 
Polarisierungsfaktor: Der erste hat mit dem 

Charakter des politischen Führers zu tun. 
Denn neben der Tatsache, dass Chávez ehe-
mals Offizier und daher ein politischer Out-
sider war, hatte er im Februar 1992 einen 
Militärputsch gegen den damaligen Präsi-
denten Carlos Andrés Pérez angeführt. Der 
zweite hat damit zu tun, dass Chávez wäh-
rend des Akts zu seiner Vereidigung vor den 
Augen und Ohren des Landes die damals 
gültige Verfassung aus dem Jahr 1961 als 
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eine „im Sterben liegende“ Verfassung be-
zeichnete.  

Chávez sendete so pauschal negative 
und zugleich undifferenzierte Signale: Zum 
einen die gänzliche Ausblendung der Bedeu-
tung und des historischen Kontexts der an-
gesprochenen Verfassung, mit welcher in 
Gestalt der sogenannten Vierten Republik ab 
dem Jahr 1958 die Wiederherstellung und 
dann Stabilisierung der Demokratie nach 
der Diktatur von Marcos Pérez Jiménez ge-
lang. Es ist zum Verständnis der Zusammen-
hänge notwendig an dieser Stelle darauf 
hinzuweisen, dass das Ende dieser Diktatur 
mit dem Vertrag von Puntofijo in die Etab-
lierung einer Zwei-Parteiendemokratie 
mündete, wobei im Rotationsverfahren für 
vier Jahrzehnte stets eine der beiden tradi-
tionellen Parteien COPEI und Acción 
Democrática, die eine christlich-sozial, die 
andere sozialdemokratisch ausgerichtet, die 
Alleinregierung stellte. Die zweite Botschaft 
Chavez‘ war die warnende Ankündigung 
eines grundlegenden politischen Wandels in 
Form einer neuen Verfassung und eines  
grundlegend neuen Abschnitts der venezo-
lanischen Demokratie, der späteren Fünften 
Republik.  

Dies alles waren Warnsignale für einen 
neuen Populismus, der nicht nur einen 
Wandel für Venezuela brachte, sondern ei-
nen Linksrutsch in Lateinamerika einleitete. 
Unter der Fahne des „Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts“ und der Wiederauferstehung 
des Bolivarismus – also der Überhöhung von 
Simón Bolívar, dem in Caracas geborenen 
Befreier des nördlichen Teils von Südameri-
ka von der spanischen Kolonialherrschaft 
und ersten Präsidenten der damals zeitwei-

se vereinten Länder Venezuela, Kolumbien 
und Ecuador – suchte Hugo Chávez eine 
Ausweitung seines Einflusses und seiner 
Macht, indem er eine neue Form von Diplo-
matie kreierte, welche die Beseitigung der 
Hegemonie der USA in der Region zum Ziel 
hatte. Im Land selbst fand das politische 
Projekt von Chávez eine sozio-ökonomische 
Situation der 1980er und 90er Jahre vor, die 
dieses begünstigte: Gefallene Ölpreise, neo-

liberale Reformen in Verbindung mit einer 
Diskreditierung der Parteien des Vertrages 
von Puntofijo und der Legitimationsverlust 
der traditionellen Eliten. 

All dies trug dazu bei, dass der neue 
Präsident an die Macht kam und in Folge 
eine neue Verfassung schuf. Möglich war 
dies aber nur durch ein weiteres entschei-
dendes Element: Den Ruf und die Berühmt-
heit, die Chávez dadurch erlangt hatte, dass 
er im Februar 1992 einen Putschversuch 
gegen den damals amtierenden Präsidenten 
Pérez anführte. Anders formuliert, die Rah-
menbedingungen ebneten den Weg für eine 
neue, die Fünfte Republik. Diese wurde aber 
erst durch die charismatische Führung von 
Chávez zu einer Realität in der letzterer 
schließlich von Wahl zu Wahl mehr Anhä-
nger gewinnen konnte. In diesem Sinne 
kann die Außendarstellung von Handlungen 
und Ergebnissen das Image des tatkräftigen 
politischen Führers in der Öffentlichkeit 
verstärken. 

 
Das Interesse, Ergebnisse öffentlich zu 

machen nutzt einer populistischen Regie-
rung jedoch nur dann, wenn die Statistiken 
positive Ergebnisse des Regierungshandelns 
liefern, was für eine solche Regierung auf 
zwei Wegen geschehen kann: Auf einer Seite 
die Manipulation von Statistiken um politi-
sche Zielwerte zu erreichen, und, auf der 
anderen Seite die Nutzung von Policies, die 
kurzfristig spürbare Wirkungen erzielen und 
so eine unmittelbare Auswirkung auf die 
Wählerschaft haben. Dabei sind die Wirkun-
gen jedoch in der Regel nicht längerfristig 
aufrechtzuerhalten und somit nicht nachhal-
tig. Dies sind zugleich die zwei wesentlichen 

Wege, welche die Regierung Chávez be-
schritten hat. Hinzu kam ein historischer 
Glücksfall: Die gut zehn Jahre andauernde 
Erdölbonanza ab der Jahrtausendwende. Die 
hohen und beständig steigenden Preise 
sorgten für ausreichende Deviseneinnahmen 
um über lange Zeit Sozialprogramme aufzu-
legen, welche in der Tat die Lebensbedin-
gungen der ärmeren Teile der Bevölkerung 
zu verbessern vermochten.     
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Laut dem Politologen Andrés Otálvaro 
waren die als Misiones bezeichneten Sozial-
programme als kurzfristige Notfallprogram-
me gedacht, um auf die Krise zu reagieren, 
in der sich die venezolanische Gesellschaft 
in dieser Zeit befand. Doch schnell wurden 
die Programme dann jedoch verstetigt und 
zum Rückgrat der Sozialpolitik der Regie-
rung Chávez. Dabei entstanden die Misiones 
erst im Jahr 2002 –  also im vierten Regie-
rungsjahr – zum Zeitpunkt einer massiven 
Erschütterung der politischen Landschaft 
Venezuelas, ausgelöst durch einen von den 
USA unterstützen Putschversuch der traditi-
onellen Eliten und den längsten Erdölstreik 
der Geschichte des Landes. Die Sozialpro-
gramme stehen für eine Sozialpolitik, die 
sich stark von den traditionellen Instrumen-
ten dieses Politikfeldes unterscheidet, in-
dem sie eine klare politisch-ideologische 
Ausrichtung hat und auf die lokale Gemein-
schaft abzielt. Letzterer kommt eine beson-
dere Rolle bei der Planung, Durchführung 
und Evaluierung dieser Programme zu.5 

 
Das erste Programm dieser neuen Sozi-

alpolitik mit populistischem Anstrich war 
die Misión Barrio Adentro, welches darauf 
abzielte, die staatliche Gesundheitsvorsorge 
in die Armenviertel zu bringen, indem dort 
Gesundheitsstationen mit einer Basisaus-
stattung an Medikamenten und der Präsenz 
von vornehmlich kubanischen Ärzten errich-
tet wurden. Das Programm wurde durch die 
Wirkungen, die es in diesen Vierteln zu er-

zielen vermochte, zu einem großen Erfolg 
und diente zugleich als Modell für weitere 
Programme in anderen strategisch wichtigen 
Bereichen, wie Bildung, Ernährung und 
Landwirtschaft.6 Im Bildungsbereich zielten 
die Misiones Robinson 1 und 2 auf die Al-
phabetisierung und die Förderung des 
Grundschulbesuchs der ärmsten Bevölke-
rungsteile ab, währen die Misión Ribas den 
Besuch weiterführender Schulen und die 
Misión Sucre den Zugang zur Hochschulaus-
bildung förderten.7  

Es kann kein Zweifel daran bestehen, 
dass die Programme als solche ein Erfolg 
waren, denn neben der Tatsache, dass sie in 
Rekordzeit positive Ergebnisse brachten, 
erntete die Regierung damit massenhaft 
Wählerstimmen. Das führte dazu, dass der 
politische Diskurs von Chávez zunehmend 
aggressiver wurde und den gesellschaftli-
chen Raum in zwei teilte, indem er zwischen 
der „Oligarchie“, also der traditionellen 
politischen Klasse und dem Unternehmer-
tum auf der einen, und dem „Volk von 
Bolívar“, also der von den Sozialprogram-
men profitierenden Arbeiter- und Armen-
klasse auf der anderen Seite, unterschied. 
Durch all dies gelang es Chávez sein öffent-
liches Bild in den ärmeren Bevölkerungs-
schichten progressiv zu steigern und ein 
besonderes Band zwischen Volk und politi-
schem Führer zu schaffen. Aber, wie bereits 
ausgeführt, unterscheiden sich Phasen der 
Demokratie deutlich von Phasen des Popu-
lismus und viele der Sozialprogramme zeig-

Quelle: Eigene Darstellung, Ministerio Popular para la Educación Universitaria / UNESCO, Oktober 2010 

Grafik 1: Hochschulzugangsrate weltweit (2008-2010, brutto, in Prozent) 
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ten im Zeitverlauf Ergebnisse, die sich als 
nicht nachhaltig herausstellten. 

 
Der Populismus des Hugo Chávez hatte 

zu diesem Zeitpunkt jedoch seine ersten 
bedeutenden statistischen Erfolge gefeiert 
und eine überzeugte Anhängerschaft ge-
schaffen, mittels der das politische Projekt 
nach vorne katapultiert wurde.  

An dieser Stelle muss erwähnt werden, 
dass das Bildungsprogramm der Vereinten 
Nationen UNESCO im Jahr 2005 Venezuela 
zum Land frei von Analphabetismus erklärte 
und dieses im Jahr 2008 als das Land mit 
der lateinamerikaweit zweithöchsten Zu-
gangsrate – nach Kuba – zur Hochschulbil-
dung auszeichnete. Das Ernährungspro-
gramm der Vereinten Nationen FAO zeichne-
te Venezuela im Jahr 2012 für seine Erfolge 
bei der Reduzierung von Armut und Hunger 
aus und die Wirtschaftskommission für La-
teinamerika und die Karibik CEPAL wies 
Venezuela als das Land mit der drittgerings-
ten Armutsrate in Lateinamerika aus. 

 
Auch wenn die kurzfristigen Resultate 

der Sozialprogramme beeindruckend sind, 
zeigt sich der populistische Charakter der 
Misiones in fehlender Kontinuität und insti-
tutioneller Einbettung. Der Politologe An-
drés Otálvaro identifiziert in seinen Studi-
en gravierende strukturelle Probleme bei 
deren  Umsetzung: Erstens, die beständige 
Improvisierung und Unstimmigkeiten bei 
der Steuerung; Zweitens, die fehlende 
Nachhaltigkeit und der fehlende Zugang zu 
verlässlichen Daten und Statistiken und die 
mangelhafte oder nicht existente Aufberei-
tung und Darstellung der Resultate sowie 

Drittens, die fehlende Einbettung in einen 
institutionellen Rahmen, der die Durchfüh-
rung und den langfristigen Fortbestand 
garantiert.8 Denn es handelt sich bei den 
Misiones um eine Sozialpolitik, die losge-
löst von Ministerien beim Staatspräsiden-
ten angesiedelt ist. Die Programme werden 
vornehmlich von Militärangehörigen ver-
waltet und gesteuert, ohne dass eine trans-
parente Nachweisführung bezüglich des 

Einsatzes dieser immensen Haushaltsmittel 
besteht. 

Auch wenn die offensichtliche  Erfolge 
von Chávez‘ Sozialpolitik beachtlich sind, ist 
es so, dass, wie María Cristina Parra und 
Carmen García Guadilla in ihren Untersu-
chungen zeigen, alle hinsichtlich der Erfolge 
bereitgestellten Daten und Statistiken vom 
Präsidentenamt stammen und dieser daher 
nicht als valide verifiziert werden können.9 
10 Die UNESCO stützt ihre Bewertungen aus-
schließlich auf die von der venezolanischen 
Regierung bereitgestellten, nicht nachvoll-
ziehbaren und daher fragwürdigen Daten, 
und wird so zu einem einfachen Sprachrohr 
derselben. Eine vergleichbare Situation ist 
für Kuba festzustellen, wo die Hochschulzu-
gangsrate aufgrund der Einbeziehung von im 
Land studierenden Ausländern mit mehr als 
100 Prozent angegeben wird.  

Zu ergänzen ist in diesem Zusammen-
hang, dass die venezolanische Regierung 
Indikatoren nutzt, die manipulierbar sind. 
Andere, die nicht genehm sind und das Bild 
der Regierung beschädigen würden, ver-
schweigt sie hingegen. Dies ist der Fall bei 
der Frage der Reichweite der Bildungspoli-
tik, denn eine der Ursachen für den Anstieg 
des Zugangs zur Hochschulbildung ist die 
Schaffung von Parallelstrukturen mit gerin-
gem Qualitätsanspruch. Zu erwähnen ist hier 
die 2003 zusammen mit der Misión Sucre 
ins Leben gerufene Universidad Bolivariana 
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Quelle: Eigene Darstellung, Ministerio Popular para la 

Educación Universitaria / UNESCO, Oktober 2010 

Grafik 2: Hochschulzugangsrate in Lateinamerika 

(2008-2010, brutto, in Prozent) 
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de Venezuela mit landesweit zwölf Standor-
ten sowie die Reform der Universidad 
Nacional Experimental Politécnica de la 
Fuerza Armada Nacional (UNEFA). Die Re-
gierung zeigt hier quantitative Indikatoren 
für den Hochschulbesuch, ohne qualitative 
Indikatoren, also die Frage des Niveaus der 
Hochschulausbildung zu erheben, da dieser 
gegen die Regierungspolitik sprechen wür-
de. Die genannten Universitäten besitzen 
mehr den Charakter von politischen Kader-
schulen als von Institutionen akademischer 
Bildung. 

 
Es lässt sich bis hierhin zusammenfas-

sen, dass der charismatische Populismus 
von Chávez Darstellung bzw. Ausblendung 
von Indikatoren als politische Strategie nutz-
te. Es ist offensichtlich, dass sein Nachfolger 
Nicolás Maduro diese Strategie nicht ver-
folgt. Warum? Die Antwort ist einfach: Die 
fehlende Finanzierbarkeit der Sozialpro-
gramme. Die Strategie von Chávez fand An-
wendung im Umfeld hoher und immer weiter 
steigender Erdölpreise. Maduro hingegen 
sieht sich sehr viel niedrigeren Preisen des 
Erdöls gegenüber und muss daher angesichts 
fehlender finanzieller Handlungsspielräume 
eine andere Strategie anwenden. Wenn sich 
von Regierungsseite mittels Statistiken kei-
nerlei positive Daten erzeugen lassen, ist es 
nach dieser Logik ratsam, die Datensätze der 
Vorjahre nicht mehr zu aktualisieren, interna-
tionalen Organisationen keine Daten mehr 
bereitzustellen und  grundsätzlich keine Sta-
tistiken mehr zu veröffentlichen. Die Verdun-
kelung der Statistiken ist eine Antwort auf 
die Ergebnisse der Wirtschafts- und Sozialpo-
litik der Bolivarianischen Revolution, der es 

angesichts kurzfristig orientierter populisti-
scher Policies nicht gelang, den Erdölboom 
so zu nutzen, dass genügend finanzielle Re-
serven für schwierigere Zeiten aufgebaut 
werden.  

Angesichts dieser Situation rettet sich 
der nicht-charismatische Populismus von 
Maduro in einen immer radikaleren politi-
schen Diskurs, der auf der einen Seite wei-
terhin das sozialistische Entwicklungsmo-

dell feiert, und auf der anderen Seite die 
Opposition verteufelt und als Marionette der 
USA verunglimpft. Der Chávez eigene Dis-
kurs, der in Schwarz-Weiß-Manier die Ge-
sellschaft in Gut und Böse einteilte, und auf 
Grundlage dienlicher (Teil-)Statistiken ar-
gumentierte, wurde bei Maduro durch einen 
abstrakten radikalisierten Diskurs, der keine 
materielle Unterlegung durch Fakten kennt, 
aber einen stark sanktionierenden und auf 
Repression gegen Oppositionelle setzenden 
Charakter hat, abgelöst. 

 
Wahlpopulismus vs. Wahlbetrug 

 
Eines der bedeutendsten Merkmale des 

Populismus ist die direkte Beziehung zwi-
schen dem politischen Führer und seinen 
Wählern. Die konstante Befragung der 
Wahlbevölkerung ist das wichtigste Instru-
ment zur Legitimierung der Regierungspoli-
tik, da es neben einem Sprungbrett zum 
Überspringen der staatlichen Institutionen 
als politisches Thermometer zur Messung 
des Wählerwillens dient. Daher kann das 
Umfeld und die Frequenz von Wahlen als 
Referenzpunkt für den Vergleich des charis-
matischen mit dem nicht-charismatischen 
Populismus herangezogen werden: Der Erste 
unterzieht sich mit hoher Frequenz Wahlen, 
während der Zweite diesen ausweicht und 
diejenigen, die doch durchgeführt werden, 
hinsichtlich der Authentizität  der  Ergebnis-
se als fragwürdig charakterisiert werden 
müssen. 

 
Seit dem Wahlerfolg 1998, der Chávez 

ins Präsidentenamt brachte und die Boliva-
rische Revolution einleitete, bis zu den Re-

gionalwahlen im Dezember 2012, bei denen 
er sich bereits zur Behandlung seiner Krebs-
erkrankung in Kuba befand, haben insge-
samt 15 Wahlen stattgefunden. Also im 
Durchschnitt etwa ein Abstimmungsgang pro 
Jahr, was einen großen Unterschied zur da-
rauffolgenden Amtsperiode von  Maduro 
bedeutet, in der von Mai 2013 bis Mitte 
2017 nur zwei Wahlen durchgeführt wurden: 
Die Präsidentschaftswahlen 2013 an sich,  
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aus denen er als gewählter Präsident 
hervorging, und die Parlamentswahlen 
2015. Die ebenfalls für diesen Zeitraum 
anstehenden Regional- und Lokalwahlen 
wurden immer wieder verschoben. 
 

Nachdem die venezolanische Wahlbe-
hörde CNE ein legitimes und legales Ab-
wahlreferendum gegen Präsident Maduro 
mit fragwürdiger Argumentation zurückge-

wiesen hatte, genehmigte es im Jahr 2017 
die Einberufung einer verfassungsgebenden 
Versammlung, als Asamblea Nacional 
Constituyente (ANC) bezeichnet, die von 
Maduro beantragt worden war. Ein Prozess, 
der von dem oppositionellen Parteienbünd-
nis Mesa de la Unidad Democrática (MUD) 
den meisten Beobachtern, als Verfassungs-
bruch betrachtet, und entsprechend abge-
lehnt wird, da es im Gegensatz zu 1999 zu 

keiner Volksabstimmung über deren Einbe-
rufung kam. Das Verfahren wurde fortge-
führt und ausschließlich Repräsentanten des 
Regierungslagers in die Versammlung ge-
wählt, was diese zu einem politischen Ak-
teur macht, der nur mit einer Stimme spricht 
und abstimmt. Ein weiterer kritischer Punkt  
war in diesem Zusammenhang der mutmaß-
liche Wahlbetrug, der durch das Unterneh-
men Smartmatic, der Hersteller der in Vene-

zuela genutzten Wahlautomaten, der für 
technische Verarbeitung der Stimmenabga-
be verantwortlich ist, aufgedeckt wurde. Das 
Unternehmen sprach von einer Differenz von 
mindestens einer Million Stimmen, welche 
die Wahlbehörde über die tatsächliche 
Stimmenabgabe hinaus dem Ergebnis hin-
zugefügt haben dürfte. 

Ungeachtet dieser kritischen Punkte 
und der Ablehnung der weder legalen noch 

Präsident Wahltypus Anzahl Wahlen 

Hugo Chávez 

Präsidentschaftswahlen 1998 

(Amtsübernahme von Chávez) 

15 

Volksabstimmungm (neue    

Verfassung) 1999 

Volksabstimmung (Genehmigung  

Verfassung) 1999 

Präsidentschaftswahlen 2000 

Parlamentswahlen 2000 

Regional- und Lokalwahlen 2000 

Abwahlreferendum Präsident  
2004 

Regional- und Lokalwahlen 2004 

Parlamentswahlen 2005 

Präsidentschaftswahlen 2006 

Volksabstimmung  

(Verfassungsreform) 2007 

Regional- und Lokalwahlen 2008 

Volksabstimmung (unbegrenzte  
Wiederwahl Präsident) 2009 

Parlamentswahlen 2010 

Präsidentschaftswahlen 2012 

Nicolás Maduro  

Präsidentschaftswahlen 2013 
(Amtsübernahme von Maduro) 

  

5 

Parlamentswahlen 2015 

Volksabstimmung  

(verfassungsgebende  
Versammlung) 2017 

Regionalwahlen 2017 

Lokalwahlen 2017  

Quelle: Eigene Darstellung 

Grafik 3: Wahlen in Venezuela im Zeitraum 1998 – 2017 
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legitimen verfassungsgebenden Versamm-
lung ANC durch die Opposition und die in-
ternationale Staatengemeinschaft, nahm 
diese ihre Arbeit auf. In Folge bereitete sie 
den Weg für die Durchführung der mehr als 
ein Jahr überfälligen Regionalwahlen, wel-
che schließlich durch die Wahlbehörde an-
gesetzt und im Oktober 2017 durchgeführt 
wurden. Die Opposition reklamierte aber-
mals einen Wahlbetrug, da die Ergebnisse 
den Beobachtungen der eigenen Wahlbe-
obachter und den Umfragen widersprachen, 
die ein komplett entgegengesetztes Ergeb-
nis vorausgesagt hatten. Die regierende 
Sozialistische Einheitspartei Venezuelas 
PSUV bekam 18 von 23 Gouverneursämtern 
zugesprochen und zwang die gewählten 
Gouverneure ihren Amtseid vor der – von 
der Opposition nicht anerkannten – ANC 
abzulegen. Der zum Gouverneur des Bun-
desstaats Zulia gewählte Oppositionspoliti-
ker Juan Pablo Guanipa weigerte sich, dies 
zu tun, und durfte daher sein Amt nicht an-
treten. Und auch bei den angesichts des 
Erfolgs daraufhin eiligst angesetzten Bür-
germeisterwahlen zwei Monate später zeig-
ten sich vergleichbare Tendenzen. Die größ-
ten Oppositionsparteien boykottierten diese 
Wahl angesichts fehlender Transparenz und 
Garantien.   

 
Es lässt sich zusammenfassen: Die 14 

Jahre der Präsidentschaft Chávez waren 
geprägt von einer ständigen Anrufung der 
Wählerschaft. Auch diese Wahlen wurden 
mittels unterschiedlicher Mechanismen ma-
nipuliert: Strukturelle Anpassungen der 
Wahlkreiszuschnitte und der Zuweisung der 
Mandate; der Missbrauch staatlicher Medien 

für den Wahlkampf des Regierungslagers; 
der Missbrauch öffentlicher Mittel für Wahl-
kampfzwecke; die Vermischung der Sozial-
programme mit Wahlfragen; die Androhung 
des Verlusts von finanziellen Privilegien bei 
Abweichung von der „Wahlempfehlung“ der 
Regierung.11 Dennoch ist es unwahrschein-
lich, dass Wahlen nach der Stimmenabgabe 
manipuliert wurden, unter anderem, da die 
Unterschiede bei den Wählerstimmen sehr 

deutlich waren.12 Dies steht ganz im Gegen-
satz zu Maduro, dessen Legitimität ange-
sichts seines knappen Wahlsiegs über den 
Oppositionskandidaten Henrique Capriles 
von Beginn an hinterfragt und sein Wahler-
folg angezweifelt wurde. 

 
Eine Zeitenwende und den Bruch in der 

Wahlgeschichte der Bolivarischen Revoluti-
on bedeutenten die Parlamentswahlen vom 
Dezember 2015, in denen das Oppositions-
bündnis MUD zwei Drittel der Mandate ge-
wann. Die große Verzögerung, mit der die 
Bekanntgabe der Resultate erfolgte, war ein 
Vorbote künftiger Entwicklungen: Ein Wahl-
betrug bei der Besetzung der illegalen ver-
fassungsgebenden Versammlung und ein 
solcher bei den Regionalwahlen im Oktober 
2017. Es scheint als hätte das Regierungsla-
ger dadurch, auch im Angesicht eines nicht-
charismatischen Populismus, einen Mecha-
nismus zum dauerhaften Machterhalt gefun-
den, nämlich die Manipulierung des Wahler-
gebnisses in einer „Demokratie“, in der 
Wahlen keine Wahlen sind. Dies erscheint 
besonders deutlich wenn man sieht, dass 
nach einer langen Phase der Verzögerung 
von Wahlen im Jahr 2016 nunmehr im zwei-
ten Halbjahr 2017 plötzlich überhastet rei-
henweise ausstehende Wahlen nachgeholt 
werden. 

Der Wahlbetrug als politische Strategie, 
um die Opposition auseinander zu dividie-
ren und die Wahlbeteiligung zu minimieren, 
hat besonders bei den Lokalwahlen vom 
Dezember 2017 die angestrebte Wirkung 
entfaltet: Mit einer Wahlbeteiligung von nur 
47,32 Prozent, der geringsten seit dem Jahr 
2004, eroberte das Regierungslager mehr 

als 300 von 335 Bürgermeisterämtern und 
feierte so einen vollständigen Wahlsieg, der 
den Unilateralismus vom Maduro stärkt in-
dem es fast alle verbliebenen Bastionen des 
Pluralismus einnimmt.  

 
Damit ist es inzwischen nicht mehr 

notwendig, dass das Regierungslager Mani-
pulationen am Wahlergebnis vornimmt um 
eigene Kandidaten zu bevorteilen, da die 
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Oppositionswähler nunmehr die Stimmen-
abgabe verweigern und an den Wahlgängen 
nicht mehr teilnehmen. Letzteres ist das 
Ergebnis eines politischen Systems, das 
keinerlei Garantien auf ordnungsgemäße 
und rechtsstaatliche Verfahren leistet, und 
politischer Führer, von denen sich die Bür-
ger nicht mehr repräsentiert fühlen. Der 
Wahlbetrug des nicht-charismatischen Popu-
lismus von Nicolás Maduro führt so zu sei-
nem größten Übel in Form der Deskreditie-
rung des Wahlsystems und einer Partizipati-
on, die sich fast ausschließlich auf Mitarbei-
ter der „öffentlichen Verwaltung“, also An-
gehörige des aufgeblähten Staatsapparats, 
die zur Stimmenabgabe für das Regierungs-
lager angehalten sind, und Anhänger der 
Regierungspartei, PSUV, stützt. Dies alles 
ermöglicht Maduro nunmehr eine Rückkehr 
auf den „Weg der Wahlen“. 

 
Chávez‘ Bolivarische Revolution vs. Maduros 
„Säuberungspolitik“ 

 
Das politische Projekt von Hugo Chávez 

hatte einen Anstrich von Klientel- oder Klas-
senpolitik im populistischen Sinne, die Ge-
sellschaft in zwei zu spalten. Darüber hinaus 
wusste er Symbole, Mythen, Überzeugungen 
und die Eigenarten der Venezolaner als Waf-
fe zu seinem Vorteil zu nutzen. So nutzte er 
die Figur von Simón Bolívar zur Erschaffung 
der Fünften Republik und schaltete die Ge-
schichte, die Bildung, das Staatswappen bis 
hin zum offiziellen Namen des Landes mit 
seinem politischen Projekt gleich. In diesem 
Sinne ist die „Bolivarische Republik Vene-
zuela“ das Ergebnis eines Konvergenzpro-
jekts, in dem nur diejenigen einen Platz 

fanden, die sich mit dem Weltbild des Füh-
rers dieses Projekts zu arrangieren vermoch-
ten. Diejenigen, die sich dem Vorhaben ver-
weigerten, endeten auf der Seite der 
„Schwächlinge“, wie Chávez seine Gegner 
öffentlich bezeichnete, um diese zu diskre-
ditieren. 

Die persönliche Ausstrahlung von 
Chávez war so ausgeprägt, dass er nicht nur 
Identifikationsprozesse in seiner eigenen 

Anhängerschaft auslöste, sondern auch zur 
Geschlossenheit bei seinen Gegnern beitrug. 
Der Ausdruck „Schwächlinge“ wurde glei-
chermaßen von der Opposition als identi-
tätsstiftendes Etikett aufgegriffen und selbst 
zur Abgrenzung von den „Chavisten“ ge-
nutzt. Der Populismus von Chávez schuf 
einen Personifizierung, einen Personenkult, 
wie es ihn in dieser Form noch nie zuvor 
gegeben hatte. Die verbalen Angriffe kamen 
bei Teilen der Wahlbevölkerung gut an, was 
dazu führte, den hasserfüllten Worten auch 
Taten folgen zu lassen: Die Ablehnung der 
Oligarchie manifestierte sich in Enteignun-
gen, die Ablehnung und der verbale Wider-
stand der Medien führte zu Schließung von 
Fernsehsendern und der Hass auf die politi-
schen Gegner wurde durch die Verfolgung 
von Oppositionspolitikern und Richtern eine 
Realität. Dies vor allem mit dem Ziel, die 
eigenen Reihen zu schließen und die Treue 
der eigenen Anhängerschaft gegenüber der 
Bolivarischen Revolution sicher zu stellen. 

 
Wenn wir nun den Blick auf Chávez‘ 

Nachfolger Nicolás Maduro richten, lässt 
sich beobachten, dass der politische Diskurs 
und die Konfrontation nicht nur aufrechter-
halten wurden, sondern sogar noch radikaler 
und rücksichtsloser geworden sind. Dahinter 
steht das Ziel, Chávez nachzueifern und die 
Anerkennung als dessen Nachfolger und 
einzig legitimer Führer der Bolivarischen 
Revolution zu erhalten. Die harte Hand er-
scheint hier als eine Strategie, um sich den 
Respekt von Seiten der Opposition zu si-
chern, aber auch die Anerkennung innerhalb 
der linken Bewegung und der Regierungs-
partei PSUV. Mit dem Tod von Chávez und 

der Übergabe des „Throns“ mit dessen Gna-
de an Maduro ist die Regierbarkeit Venezue-
las schwieriger geworden. Dies unter ande-
rem durch den Ölpreisverfall, die Stärkung 
der Opposition, die Kritik an der Politik ei-
ner immer weiter zunehmenden Annäherung 
an Kuba aus Teilen des Regierungslagers 
und nicht zuletzt die tiefgreifende Wirt-
schaftskrise und der Verlust an Lebensquali-
tät für die venezolanische Bevölkerung. 
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Die Antwort der Regierung Maduro auf 
all diese Herausforderungen ist nicht etwa 
ein ernsthafter Dialog und die Suche nach 
einer Annäherung an die Opposition, son-
dern die Verschärfung der eigenen Positio-
nen und die Verfolgung jeglicher abwei-
chender Meinung. Eine wahre Hexenjagd 
gegen zivilgesellschaftliche Organisationen, 
oppositionelle Studenten, Fernsehsender, 
Journalisten, Politikern bis hin zu Komödi-
anten ist Ausdruck dieser Haltung. Das wirk-
lich überraschende an dieser Entwicklung 
ist das Vorgehen gegen die Gegner inner-
halb der eigenen Bewegung im bildlichen 
Sinne stalinistischer Säuberungen, in der 
der damalige Führer der Sowjetunion, gegen 
all diejenigen vorging, die in der Vorgänger-
regierung unter Lenin eine bedeutende poli-
tische Funktion innehatten. Bei Maduro sind 
es die langjährigen Weggefährten von 
Chávez, die nun Schritt für Schritt politisch 
kaltgestellt und zum Teil mittels der „Justiz“ 
verfolgt werden.  Ein Beispiel ist die Verfol-
gung der Generalstaatsanwältin Luisa Orte-
ga, die dem Machtanspruch Maduros im 
Rahmen ihrer Amtsbefugnisse rechtliche 
und verfassungsmäßige Grenzen aufzeigte, 
was den Präsidenten dazu brachte, ihre Ab-
setzung und die Eröffnung eines Verfahrens 
zu erreichen. 

 
Dies alles zeigt, dass der Populismus, 

auch wenn er teilweise nach den Regeln der 
Demokratie spielt, kein demokratisches Pro-
jekt ist. Dies wird im Fall Venezuelas ganz 
besonders deutlich, wo, auch wenn die Boli-
varische Revolution über den Weg von Wah-
len an die Macht kam, diese in Polarisierung, 
Konfrontation und eine unverantwortliche 

Wirtschaftspolitik abgeglitten ist.13 In diesem 
Sinne kommen beide hier beschriebenen 
Versionen des Populismus darin zusammen, 
dass sie die Demokratie als Schützengraben 
zur Verteidigung ihrer radikalen Ideale miss-
brauchen und unter dem verschleiernden 
Schlagwort der „Democracia protogónica“, 
der partizipativen Demokratie, die Verletzung 
der Menschenrechte zu rechtfertigen, wie im 
Fall der Studentenproteste des Jahres 2014. 

Der charismatische Populismus des Hugo 
Chávez fand seine Ankerpunkte in sich 
selbst und konnte sich auf die Darstellung 
von Erfolgsindikatoren, die eigenen Wahlsie-
ge und die Hegemonie der Bolivarischen Re-
volution stützen. Der nicht-charismatische 
Populismus von Nicolás Maduro hingegen, 
setzt auf die Verdunkelung von Statistiken, 
Wahlbetrug sowie die Verfolgung von politi-
schen Gegnern in der Opposition wie auch 
der eigenen Bewegung. Dies deutet darauf 
hin, dass der nicht-charismatische Populis-
mus notwendigerweise stärker auf einen 
radikalerer Diskurs und das Bekämpfen von 
(Meinungs-)Unterschieden, also eine unge-
schminkte, aggressivere Form des Autorita-
rismus setzen muss, bei der die Wege der 
Demokratie nur mittels Abkürzungen ge-
kreuzt werden. Daher wird sich eine Regie-
rung, wie die von Maduro, weiterhin an die 
Macht klammern und alle denkbaren Win-
kelzüge anwenden, um einen politischen 
Wandel zu verhindern. 
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Although widely considered as stable democracies, countries in the Region of 
Eastern and Central Europe have experienced a surge of populist political par-
ties which were successful in the elections taking place over the last years. 
This article will attempt to trace underlying political, economic and soci-
al reasons for populist support in the region. It will further discuss the con-
cept of populism and its specific regional characteristics and provide an out-
look taking into account the latest political developments in Central Europe. 
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Central Europe on the road to a new type of 
populism 
 

|| Martin Kastler 
 

The Brexit, the US presidential election, 
and the so called migration crisis could be 
seen as a breaking point in the history of 
„mainstream“ politics. New waves of 
populism emerge in societies that were 
defined as stable and open democracies. The 
phenomenon also hits the region of Central 
Europe to an unprecedented extent, and after 
more than 27 years of democratization and 
consolidation, it looks like as if Central 
Europe redefined its position not only on the 
geopolitical level but also changed its course 

away from liberal democracy.  
This means that, at the moment, the 

region of Central Europe is in the spotlight – 
on the one hand because of its position 
towards quotas for refugees, and on the 
other hand for its potential transformation 
towards illiberal systems. The foreign press 
is disturbed about the current events in the 

Central European region (an article 
published in The Economist called these 
countries “Big, bad Visegrad”, while a 
Reuters article stated, on a more positive 
note, that “Fears of illiberal Central Europe 
axis may be overblown”).    

 
This article will look at a set of 

interrelated aspects: First it will discuss the 
concept of populism; second, it will look at 
the underlying reasons for populist support 
in the region. It will conclude with an 
outlook taking into account the latest 
political developments in Central Europe.  

 
 

 
 

 
Definitional issues and specific characteristics 
of populism in Central and Eastern Europe 

 
This is not a scientific article; the main 

aim is to pave the way for a broader 
discussion focused on the success of 
populist political parties in the Central 
European countries, and provide the 
capacity to be able to differentiate between 
various populist parties. 

Defining the term populism and its 
position in the political market is 

problematic. One of the main reasons is the 
fact that the term has not attached a specific 
set of values and misses a coherent 
doctrine; definitions of populism range from 
neutral to negative. Another problem is the 
overgeneralization of the term, as it is 
currently used to describe authoritarian 
leaders all around the world.  

Unclear definitions and different 
typologies are unable to cover populist 
movements and parties, not only in Central 
Europe. As an example, well know scholars 
like Ronald F. Inglehart and Pippa Norris 
made a list of populist political parties, 
some of which we would not classify as 
populist. According to their methodology, 

and their calculation from the 2014 Chapel 
Hill Expert Survey in Slovakia, the Christian 
Democratic Movement (KDH) is a populist 
right party and Slovak National Party a 
populist left party.1 This might not be 
enough: populism could be seen as an 
ideology engrained in the party structure; 
however, every political party striving to be 
successful has to use some elements of 
populist rhetoric at the right moment during 
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electoral campaigns. Thus, we can also view 
populism as a political strategy during the 
campaigning period. In Central European 
countries, we can see that these two types – 
populism as a campaigning instrument and 
populism as an ideology – are both 
observed. However, many analyses and 
predictions of populist parties’ successes 
were correct. Already in 2008, the current 
Hungarian and Polish governmental political 
parties were correctly placed on the populist 
side, only that the analyses were not able to 
predict their shift to even more 
authoritarian tendencies.2 This leads to the 
question: Can Fidesz and PiS in Poland still 
be defined as populist movements? At the 
same time, can we define Slovak parties 
Direction-SD and Freedom and Solidarity as 
populist, while Ordinary People and 
Independent Personalities not? And in this 
unpredictable environment, neo-fascist 
political parties in Hungary (JOBBIK) and 
Slovakia (Kotleba’s L´S-SN) operate at the 
parliamentary level.  

 
The nature of populism in Central Europe: 
from moderate to extreme 

  
Populism occurs in various forms, but 

what we experience these days is a type of 
populism that is able to radicalise the 
society. Nowadays, this specific type of 
populism is successfully spreading around 
the world and could pose a risk to liberal 

democracies. Populist leaders are defining 
themselves as taboo breakers or fighters 
against political correctness, and are 
promoting themselves as the legitimate 
leaders, protecting the “people” from 
corrupted and manipulated foreign elites, 
migrants and intellectuals. 

We must also draw attention to the 
perception of populism in this region.  From 
this perspective and also according to the 
latest results in “Nations in Transit” by 
Freedom House (compare picture 1)3 we must 
confirm that moderate populism is not able 
to survive over a long period in societies 
where it is acting illegitimate. The case of 
Hungary could serve as an example. There, 
the populist trend came up with the election 
in 2010 and the government of Viktor 
Orbán. He managed to change not only the 
external view on Hungary but was also able 
to change the internal constitutional and 
structural realm of society and politics. As 
also confirmed by the Freedom House 
report, Hungary made a shift from a 
consolidated democracy to a semi-
consolidated democracy and is now placed 
in “one political basket” with Croatia, 
Serbia, Romania and Bulgaria.  

  
As the numbers clearly show, populism 

is a driving political force in the World, and 
the region of Central Europe is gripped as 
well. According to a report by the Tony Blair 
Institute of Global Change (2017) the 

Picture 1: Freedom House report on the democracy scores and regime rating (highest and lowest democratic 

progress, January – December 2016) 

Source: Freedom House 2017 
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European political landscape changed 
dramatically, and the main actors were 
populist political parties. Since 2000 the 
total number of active populist political 
parties has almost doubled. According to the 
institute it rose from 33 up to 63 (populist) 
parties4. Nevertheless, the countries from 
Central and Eastern Europe are mostly 
marked in “red” (compare Picture 2) and 
could be defined as countries that are 
closing a new ‘iron curtain’ in Europe.  

 
Picture 2: Changes in democracy scores since 2007 in 

EU Member and candidate’s states  

 
Source: Freedom House (2017) “The European Union 

at the Breaking Point” 
 

 

What is driving support for populism in the 
region?  

 
There is a lively discussion about the 

real drivers of populist support, but it faces 
the same problem as an overall definition of 
populism: We are not able to determine a 
“final” trigger for the permanent rise of 
populism in liberal democracies, especially 
in Central Eastern Europe. Possible reasons 
for the success of populist parties could be: 

 
a) economic development and globalization 

as causes of inequality; 
b) citizens are becoming more sceptical 

about the development of their states, 
causing changes in electoral behaviour; 

c) crisis (financial, economic and migration) 
and growing feelings of insecurity; 

d) less homogenous societies and lower level 
of trust in state institutions; 

e) in Europe, the rise of populist parties 
could be seen as a backlash against the 
stagnation of the Euro, the interference of 

EU institutions in national affairs and 
particularly also to high unemployment 
rates.

5
 

 
  According to the report by Freedom 
House (2017) the democracy score average 
declines in Central Europe, the main shift 
becoming visible after 2006. The major 
concern at the moment is that the Central 
European countries could abandon the 
democratic path they followed after 1989. The 
global trend is obvious and also the World 
Values survey 2010 – 2014 adds evidence, as 
less people in the Central European Region 
replied positively to the question “How 
important is it for you to live in a country that 
is governed democratically”.6 

These patterns should not only be 
regarded as global trends and a new wave of 
global populism. We need to see this change 
through the historical trajectories that 
appeared after 1989 and that were connected 
with the transformation period and the 
“westernization” of political systems in 
Central Europe: According to Samuel 
Huntington, every democratic wave in the 

20th Century has been followed by a 
reversed wave7. Similar patterns are visible 
in the region of Central Europe. These 
changes can be seen not only at the societal 
level, but also at the institutional and 
structural level. And these changes can be 
seen as the main trigger for the support and 
success of populist political parties in this 

region. Institutional and constitutional 
changes that occurred in Central European 
countries and which might spur populist 
movements could be divided into five main 
groups:  

 
a) limitation of constitutional court power; 
b) direct and indirect actions against 

freedom of press and its independency 
(regulation of the media); 

c) constitutional changes and lack of 
transparency; 

d) control of public administration; 
e) changes in the electoral system / 

gerrymandering.8 
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 Changes are also visible at the 
structural and societal level, and are related 
to general behavioural changes, as:  

 
a) mainstream political parties tend to 

move to the extreme to gain more 
popularity (“brown liberals”) 

b) anomic behaviour of the society and 
emerging authoritarian values.

9
  

 
These particular societal changes could 

be seen as the main trigger that opened up 
Pandora’s Box for all different forms of 
populism in the Central European countries.  

If we can assume that this trend is 
mostly visible in countries with a weak 
democratic culture and missing democratic 
roots, then Central Europe has a problem. 
We noticed in the past that the transition 
period in this region was not without 
problems:   

As Tomas Kavaliauskas (2012) noticed, 
“the evolutionary 1989 is famous for the 
transition from the socialist’s economy to a 
capitalist market, but not for the Aristotelian 
golden mean between extremes of for the 

search of the soul or for Christian economy”10  
All Central European countries were able 

to adopt the economic transition, but ignored 
the need for a cultural one. They were 
overrun by global trends but might have 
thought that a cultural transformation would 
follow suit if only the political system is 
corresponding to western trends and models. 

This assumption was clearly wrong. 
 A transition period with successful 

democratization and economic 
transformation needs to go hand in hand 
with a cultural transition – if the cultural 
transition doesn’t come first. If not, it can 
lead to problems that can be currently 
observed in the Central European countries. 
Political elites are not able to run the 
country based on underlying democratic and 
liberal values and ideas. Society is often 
unable to understand the main and basic 
fundaments of a liberal democratic system, 
not only with its fundamental rights but also 
fundamental duties. This period of 

uncertainty gave wings to populists to gain 
power on the parliamentary and 
governmental level.  

Populist political parties also influence 
the performance of established political 
parties. These were pushed to adopt populist 
elements in their political structure and 
performance in order to compete. With this, 
populist parties were able to shape the 
political market to serve their own purpose. 
In the end, all political parties are “moving” 
to the extremes of the political spectrum, 
their behaviour tends to me more populist 
and their rhetoric more right extremist. 

 
Outlook  

 
After this short overview, we must draw 

attention to the fact that some of these 
countries are moving, not only waiting. They 
are moving away from a democratic path, 
this is obvious. But they are also “playing 
with the question to established a new 
efficient and effective political regime that 
can promote on one hand the quality of their 
citizens and on the other hand help secure 
some rights of the ‘special’ elites”.11 And 
these patterns are the same in every country 
of the Central region; the driving force is 
populism, centralization of the system, 
melting the liberal constitutionalism, 
occupation of Constitutional courts, media 
and civil service, including the rising 
xenophobic, radical and anti-otherness 
tendencies.  

The populist wave could be seen as a 
global trend with different inputs, but with 
the same output. The 21st century and 
periods after the economic crisis open up a 

new era of political market. We are one step 
away from a new revolution in political and 
societal change. We can assume that the rise 
and success of populist political movements 
and parties is just the beginning. Or this 
movement is the last warning for political 
elites and societies to wake up and try to 
build up liberal democracy from scratch, not 
only put more makeup on it, to cover the 
wrinkles. This is only the last call before the 
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train will be moving in the global world, but 
where is Central Europe? Still waiting at the 
railway station or slowly moving forward to 
the new revival? 

These days, Central Europe is becoming 
a crucial battleground for authoritarian 
leaders and technocrats trying to gain 
control over the political discourse and to 
limit pluralism and liberal values in their 
societies. At the end I agree with Cas Mudde 
and Cristóbal Rovira Kaltwasser that 
“populism often asks the right question but 
provides the wrong answers”12 . This means, 
we do have to agree with some statements 
of Babis, Orban, Fico and Kaczynski, but 
also disagree with their activities in their 
countries.  

Has the global wave of populism 
reached its peak? What will come next? The 
only thing we can be sure about, and 
according to the latest research results and 
analysis we know that something changed in 
Central Europe, which is the performance of 
political parties. They are becoming more 
and more populist in their structure, while 
the traditional division between right and 
left is disappearing. Only the media still 
uses this old-fashioned term. A possible new 
dividing line between political parties in 
Central Europe could be drawn between 
liberal vs. illiberal political parties. Also, 
the societal behaviour changed. For now, 
the political landscape in Poland, Hungary 
and the Czech Republic is set. However, 
people are able to pull the emergency brake 
and refuse illiberal or extremist tendencies, 
as the last regional election in Slovakia 
showed.  
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